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gewohnten Wohnung, wo man glaubt, noch im Le­
ben stehenbleiben zu sollen, während man ander­
seits doch schon auf eine gewisse Unterstützung 
angewiesen ist. 

Ich möchte sprechen von dem neuen Apartement-
haus in der Riesstraße. Es soll dort alternden Men­
schen die Möglichkeit gegeben werden, selbständig 
zu leben, sich selbst das Zimmer einzurichte.n, wa-
bei aber für diese Menschen gesorgt wird. Es gibt 
dort eine Zentralheizung, Lift, Bad und Kranken­
schwestern. Dieser Weg ist ein vielversprechender. 
Er wird dazu dienen, im Bedarfsfall einerseits al­
ternden Menschen zu helfen, anderseits aber auch 
bewirken, daß größere Wohnungen aufgegeben 
werden können, die dann die Wohnbauwirtschaft 
entlasten. Dieses Haus wird errichtet mit Hilfe von 
Mitteln der Wohnbauförderung des Landes. Hiefür 
gebührt aufrichtiger Dank dem zuständigen Referat 
und dem Land Steiermark. 

Ich glaube abschließend, daß wir diesen Weg 
weiter verfolgen sollen, damit alten Menschen ge­
holfen werde und damit wir gleichzeitig wirtschaft­
lich gesund vorgehen. (Beifall.) 

Abg. Vinzenz Lackner: Gestatten Sie mir, von der 
Wohnung heraus zurück auf die Straße zu kommen 
und hier noch einige Anregungen zu geben. Mir 
ist das „Gelbbuch für bessere Straßen" zugesandt 
worden. Darin befindet sich eine Ziffer, die besagt, 
daß mit Stichtag 30, April 1960 in Österreich 
3,097.809 motorisierte Fahrzeuge zugelassen waren, 
und zwar einschließlich aller Motorfahrzeuganhän­
ger, Mopeds und Motorräder. Das beweist, daß sich 
der Verkehr von der Schiene auf die Straße verlegt 
hat. Zur gleichen Zeit wurden 158,000.000 Fahrgäste 
auf der Bundesbahn verzeichnet, während auf den 
Straßen 265,014.000 Fahrgäste befördert wurden. 
Dies zeigt die enorme Entwicklung des Straßenver­
kehrs. Es zeigt aber auch, daß wir trotz aller Mühe 
und allen Fleißes mit dem Ausbau der Straßen, die 
diesen Verkehr aufnehmen sollen, nicht nachkom­
men können. Wenn auch eine Autobahn gebaut 
wird, die zum Teil quer durch Österreich, zum Teil 
am Rande herumgeführt wird, wird sich trotzdem 
der Nahverkehr auf diesen alten Straßen, wenn 
auch etwas entlastet, abwickeln. Dabei befürchten 
wir aber in der Obersteiermark, daß wir in eine 
Sackgasse geraten, bezogen auf den Bezirk Murau. 
Der Verkehr von Wien wird sich gewiß zum Teil 
über den Neumarktersat te l abwickeln, wenn aber 
die Turracherhöhe im schönen Gebiet der Radstäd-
ter tauern auch zugleich ausgebaut wird, dann wird 
diese Straße gemieden werden, das heißt, daß der 
Bezirk Murau noch verlassener und ärmer wird, als 
er es heute schon ist. Ein Beamter des Landes hat 
zwar einmal von seiner Kanzlei hinuntergeschaut 
auf den Hauptplatz von Murau und gemeint: „Bei 
uns merkt man nichts von einem Notstandsgebiet, 
denn es s tehen so viele Mercedes unten." Das sind 
jedoch nur einige wenige, während die übrige Be­
völkerung in Mitleidenschaft gezogen wird, weil 
dieses Gebiet nicht erschlossen ist. 

Die Statistik beweist, daß die Steuerkraft in die­
sem Gebiet die geringste in der Steiermark über­
haupt ist. Von den 42 Gemeinden in Murau haben 
7 ein Steueraufkommen von unter 300 S, 24 liegen 

zwischen 300 und 400 S, 7 zwischen 400 und 500 S, 
2 über 500 S und weitere 2 über 600 S. Das ist die 
Steuerkraft in diesem Gebiet. Nachdem von den 
Sägewerken, die als landwirtschaftliche Nebenbe­
triebe kein großes Steueraufkommen haben, eines 
nach dem andern aufhört zu bestehen, wird es not­
wendig sein, dieses Gebiet durch den Fremdenver­
kehr zu beleben. Und es wäre auch zu beleben, 
wenn auch eine Autobahn oder eine Randstraße 
durch Österreich führt. Dann wäre es eben notwen­
dig, auch durch dieses Gebiet zusätzlich eine neue 
Straße zu führen, und dabei komme ich wieder auf 
die Glattjochstraße zu sprechen. Es freut mich, daß 
es heute keine Lacher gibt zu diesem Projekt. Es 
liegt ein gemeinsamer Antrag vor, dem alle Par­
teien nach langem Drängen zugestimmt haben und 
der bezweckt, daß doch gebaut werde und daß man 
endlich mit der Planung beginne. Die Durchfahrung 
von Murau ist soweit in Ordnung, aber der weitere 
Ausbau der Turracher Landesstraße läßt noch auf 
sich warten. Würde man diese Zahl von Autos, die 
ich früher genannt habe, auf der Straße in Sechser­
reihen aufstellen, dann würde diese Kolonne vom 
Neusiedlersee bis. zum Bodensee reichen, und dar­
aus ist ersichtlich, wie groß die Motorisierung ge­
worden und wie notwendig es ist, daß weitere Stra­
ßen gebaut werden. 

Ich möchte im besonderen noch darauf hinweisen, 
daß es die Katschbachtalstraße ist, verehrter Herr 
Landeshauptmann, die zwar ihrer Vollendung ent­
gegengeht, aber nicht in der Geschwindigkeit, wie 
sie erwünscht wäre. Es sollte auch diese Straße end­
lich zweckentsprechend hergerichtet werden, damit 
die Bewohner dieses Gebietes nicht unnötig mit 
Mehrkosten für die Instandhaltung ihrer Fahrzeuge 
belastet werden. Ich möchte noch darauf verweisen, 
daß vor allem der Krankentransport aus diesem 
Gebiet den Patienten unsagbare Qualen bereitet, 
wenn diese Straßen nicht bald besser werden. 

Zu den Uferschutzbauten möchte ich bitten, die 
60 m des Tiefenbachs in Ordnung zu bringen, damit 
die Besitzer an seinen Ufern bei einem eventuellen 
Hochwasser nicht gefährdet werden. Ebenso wäre 
der Rattenbergbach in Ordnung zu bringen. Die, 
Straße von Rattenberg ist soweit fertig, aber der 
Bach mit seinem Geschiebe gefährdet weiterhin 
das ganze Gebiet. 

Das wären meine Wünsche zu dieser Gruppe 6, 
und ich bitte Sie, wenn i rgendwie möglich, sie zu 
berücksichtigen. (Beifall.) 

Abg. Schabes: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Zur Gruppe 6, Abschnitt 66 gestatte ich mir 
einige Bemerkungen zu machen. Ich möchte es mir 
ersparen, neuerlich auf den ausgesprochenen Not­
standscharakter des Bezirkes Deutschlandsberg hin­
zuweisen, weil darüber zwar schon sehr viel ge­
sprochen und geschrieben, aber eine wirklich ernst­
liche Maßnahme bisher nicht unternommen wurde. 
Insbesondere wären hotwendig Betriebsgründun­
gen, die eine spürbare Entlastung des Notstandes 
in unseren Bezirk bringen würden. Bisher sind alle 
Bemühungen im Sande verlaufen, wenn ich auch 
nicht den ernsten Willen in Abrede stellen möchte. 
Nach wie vor müssen etwa 2000 Pendler ihre Frei-
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zeit zwischen Graz, der Obersteiermark und ande­
ren Bundesländern täglich, wöchentlich oder monat­
lich auf dem Weg zwischen ihrem Arbeitsplatz und 
ihrem Wohnsitz verbringen. 

Ich darf in Verbindung damit darauf verweisen, 
daß neuerlich 170 Bergarbeiter gekündigt wurden 
vom Bergbau Habisch, von denen zirka 40 Arbeiter 
die Möglichkeit haben werden, ein Unterkommen 
in den Betrieben in Eibiswald zu finden. Ich gebe 
zu, daß man sich ernstlich bemüht, vor allem auf 
dem Gebiete des Fremdenverkehrs, um hier dadurch 
eine wirtschaftliche Belebung zu ermöglichen. Ge­
rade auf dem Gebiet des Straßenbaues müßte die 
Steiermärkische Landesregierung große Mittel be­
reitstellen, wenn man es mit der Hilfe in diesem 
Notstandsgebiet ernst meint. Für den Fremdenver­
kehr spielen bei uns in Deutschlandsbefg einige 
Verbindungsstraßen nach Kärnten eine große Rolle, 
umso mehr, als die Frequenz ständig im Steigen 
begriffen ist. ü be r die Sobotherstraße erspare ich 
mir zu reden, da der Ausbau dieser Straße infolge 
Übernahme durch den Bund ziemlich gesichert ist. 
Ich will hier besonders in Verbindung mit meinen 
Ausführungen die Landesstraße 180, Deutschlands­
berg—Kloster—Hebalpe sowie die Landesstraße 181, 
Trahütten—Glashütten—Weinebene, hervorheben, 
welche beide in Kärntner Landesstraßen einmünden 
und eine wesentliche Fahrzeitverkürzung gegen­
über der Packerstraße bedeuten, so daß viele Kraft­
fahrer diese Straße trotz des besonders schlechten 
Zustandes benützen. Dieser Straße kommt auch 
eine Bedeutung in wirtschaftlicher Hinsicht als Holz­
abfuhrweg der dortigen Waldbesitzer zu. 

Worum es mir aber in dieser Frage eigentlich 
geht, wäre das Ersuchen, daß Herr Landeshaupt-
manstellvertreter Udier eine Entschärfung einiger 
besonders steiler Stellen auf dieser Straße durch 
eine andere Trassierung erreichen möge. Wer von 
Ihnen, Hohes Haus, kennt nicht aus eigener Erfah­
rung, aus eigenem Erleben diese 24°/oige Steigung 
beim Ruß-Bauer, gleich nach Deutschlandsberg, und 
besonders die Schmuckenhöhe vor Trahütten mit 
33%, so daß unzählige Kraftfahrer meist nach 
schlechter Wit terung umkehren und es sich über­
legen, dort hinaufzufahren. Das trifft auch auf die 
Hebalmstraße in Oberlaufenegg, das sogenannte 
Hundsreith, zu, wo auch eine 24°/oige Steigung be­
steht. Allerdings ist diese Steigung nicht allzu lang, 
nur einige Hundert Meter. Seit J ahren werden dort 
schon Trassierungen besprochen und geplant, aber 
es bleibt immer bei dem Zustand, weil hier nicht 
mit einigen 100.000, sondern nur mit Millionen ge­
holfen werden kann. Das ist absolut kein unbilliges 
Verlangen, wenn unter Beachtung des Notstandes 
ein Opfer von seifen des Landes gebracht wird. 
Oder hat der Bezirk Deutschlandsberg keinen An­
spruch auf die Grenzlandförderung? Es ist hier nicht 
der Ort und die Zeit, über die Trassierung zu spre­
chen, es ist dies Aufgabe des Landesbauamtes. Ich 
darf darauf verweisen, daß sich alle Stellen bemü­
hen, hier Abhilfe zu schaffen, die Stadtgemeinde 
Deutschlandsberg, der Bezirkshauptmann, der Frem­
denverkehrsverein, die Bauernkammer, um endlich 
eine andere Trassierung zu erreichen. Die. betref­
fenden Gemeinden und die ganze Bevölkerung rech­
nen mit der Möglichkeit, daß die sogenannten Ver­

bindungsstraßen nach Kärnten beim derzeitigen 
Bautempo erst nach 6 oder 8 Jahren fertiggestellt 
werden, denn bei der Flüssigstellung dieser Mittel 
würde das unbedingt diese Bauzeit benötigen. Ich 
anerkenne, daß der gute Wille vorhanden ist, daß 
man heuer wesentlich mehr eingesetzt hat. Für 
Trahütten sind es statt 300.000 S im Vorjahr heuer 
600.000 S und statt 300.000 S 500.000 S für die Heb­
almstraße. Aber es wäre im großen Interesse der 
dortigen Bevölkerung notwendig, sich ernstlich zu • 
bemühen, daß der Ausbau dieser Straßen, zumin­
dest die Durchführung der Entschärfung dieser bei­
den Straßen, vorgenommen wird. 

Ich stelle daher das Ersuchen, im nächsten Jahres­
voranschlag entsprechende Beträge bereit zu stellen, 
sofern hiezu d ie Möglichkeit besteht. Dies wä re „ 
eine echte und wirkliche Hilfe für das Notstands­
gebiet. (Beifall.) 

Abg. Hofbauer: Hoher Landtag! Eigentlich hä t te 
ich mich am liebsten nicht mehr zu dieser Gruppe 
zu Wor t gemeldet, weil sich der Steirische Landtag 
vor 2 Jahren eingehend mit dem Problem St. Gal­
len befaßt hat. Der Hohe Landtag weiß ganz genau, 
daß praktisch ab dem Jahre 1952 nicht nur in Wei­
ßenbach nichts mehr investiert wurde, sondern auch 
an sämtlichen Landes- und Bundesstraßen, die die 
schlechtesten des Landes Steiermark sind, nichts 
geändert wurde. Ich glaube, nachdem sich der Hohe 
Landtag vor 2 J ahren eingehend mit dieser Materie 
befaßt ha t und anläßlich dieses Naturschutzpara­
graphen sich der Gemeinde- und Verfassungsaus­
schuß damit befaßte, sollte man dem Bezirk Sankt 
Gallen behilflich s e in . 'Wenn auch eine Reihe von 
Abgeordneten einen großen Kranz von Wünschen 
bezüglich Bundesstraßen ausgesprochen hat — ich 
spreche keinem der Abgeordneten die Berechtigung 
ab —, wenn nicht alles, was man vor 2 J ah ren 
diesem Gebiet zugesagt hat, eitler Wahn war, 
müßte sich eigentlich der Steirische Landtag aus­
gerechnet mit diesem Bezirk St. Gallen, der damals 
einstimmig als zurückgebliebener Bezirk erklärt 
wurde, befassen. Es ist das die Landesstraße 275, 
Weng bei Admont bis zur steirischen Grenze, un­
gefähr 144 km, wo die eine Hälfte staubfrei ge­
macht wurde, die andere jedoch nicht. 

Der Herr Landeshauptmannstellvertreter Udier 
weiß genau, daß die Straße in Richtung Altenmarkt 
dringend entschärft werden müßte. Die Landes­
straße 280 von Großreifling nach St. Gallen, insge­
samt 11 km, wäre ebenfalls zu verbreitern, zu be­
gradigen und zu asphaltieren. ' Sie alle wissen, daß 
man damals diese Resolution einstimmig gefaßt hat 
und ich frage die Referenten: Was ist seit 2 J ahren 
in dieser Hinsicht unternommen worden? Falls 
nichts geschehen ist, möchte ich den Hohen Landtag 
bitten, daß im Jahre 1961 für diesen zurückgeblie­
benen Bezirk etwas geschieht. Es hieß damals nach 
den Beratungen im Gemeinde- und Verfassungsaus-
schuß, der Hohe Landtag wolle beschließen: 

„1. Die Projektierung des Ausbaues und die In­
standsetzung der steirischen Eisenbundesstraße im 
Räume Hieflau—Landesgrenze sofort durchführen 
zu lassen und durch Verhandlungen mit der Bundes­
regierung zu gewährleisten, daß diese Straße ehe-
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stens instandgesetzt und den heutigen Bedürfnissen 
des Verkehrs entsprechend ausgebaut wird, und daß 
welters die Bahnstrecke zwischen Selzthal und Am-
stätten ehestens elektrifiziert und den modernen Er­
fordernissen entsprechend im Rahmen der bisherigen 
Trasse ausgebaut wird, 2. darauf hinzuwirken, daß 
die Voraussetzungen zum ehesten Baubeginn des 
Ennskraftwerkes Altenmarkt der Steweag durchge­
führt werden." (Zwischenruf: „Das liefert ja schon 
Strom, das ist ja schon längst fertig!") 

Ich glaube, ich kann mir ersparen, den ganzen 
Antrag vorzulesen. Aber ich bitte, daß man sich 
dieses Resolutionsantrages entsinnt und den Ge­
richtsbezirk St. Gallen entsprechend behandelt. (Bei­
fall.) 

Abg. Wurm: Auch ich hät te einige Wünsche zur 
Herstellung von Straßenstücken vorzubringen. Die 
Radegunder Straße ist ein langes Stück überhaupt 
nicht befahrbar. Wei ters möchte ich ersuchen, daß 
die Straße Krems—Stallhofen mit einem staub­
freien Belag versehen werden möge. Es wird ja 
teilweise an dieser Straße gearbeitet, aber es sind 
erst 6 km staubfrei gemacht worden, und im Som­
mer, wenn es längere Zeit nicht geregnet hat, s taubt 
die Straße derart, daß man sie kaum befahren kann. 

Außerdem möchte ich anfragen, ob die Unglücks­
kurve der Straße Sülz—Edling bereits entfernt 
wurde. Vor vier Jahren wurde diese Straße gebaut 
und seither sind bei der Unglückskurve schon vier 
Unfälle passiert. Man hat zwar zwei Tafeln für eine 
40-km-Geschwindigkeitsbeschränkung aufgestellt 
und gehofft, dadurch die Unfälle zu vermeiden. 

Wei ters möchte ich ersuchen, daß das Land mehr 
Pflasterungsarbeiten vergeben möge. Die Pflasterer­
meister erklären, daß die Straßen weitaus besser 
wären, wenn sie mit Stöckelpflaster versehen wer­
den würden, doch das Land" vergibt praktisch keine 
Pflasterungsarbeiten mehr. 

Ich habe noch einige Wünsche, die die Baumeister 
und Bauarbeiter betreffen. Von den Baumeistern 
wird uns mitgeteilt, daß bei den öffentlichen Aus­
schreibungen der Termindruck so stark ist, daß sie 
dadurch höhere Preise einsetzen müssen, wenn sie 
nicht termingerecht ihre Arbeiten fertigstellen kön­
nen. Da die Fristen sehr kurz bemessen sind, wer­
den die Firmen höhere Pönale vorgeschrieben und 
dadurch ver teuert sich die Arbeit. Außerdem sind 
die Baumeister der Meinung, daß man die- Aus­
schreibung vereinfachen könne. Man müsse auch 
den Baumeistern Zeit geben, daß sie richtig kalku­
lieren und die Baustellen zeitgerecht einrichten kön­
nen. 

Viele Firmen beschweren sich auch über die Zah­
lungsmoral der öffentlichen Hand. (LHSt. Dipl. Ing. 
U d i e r : „Die Zahlungsmoral ist schon lange her­
gestellt.") Ich mußte zuerst die langen Zahlungs­
rückstände als übertr ieben ansehen. Erst aus dem 
Bericht des Kontrollausschusses konnte ich entneh­
men, daß Bauabrechnungen bis auf das Jahr 1952 
zurückreichen. Aus dem Bericht des Baubezirks­
amtes in Graz vom 25. April 1960 wurde festge­
stellt, daß sieben Abrechnungen von Bauten aus 
dem Jahre 1952, s iebenundzwanzig Bauabrechnun­
gen aus dem Jahre 1953, siebzehn Bauabrechnun­
gen aus dem Jahre 1954, fünfzehn Bauabrechnungen 
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aus dem Jah re 1955 und elf Bauabrechnungen 
aus dem Jahre 1956 noch nicht abgeschlossen waren. 
(LH. K r a i n e r : „Das waren ja nur die Schluß­
abrechnungen, die Firmen haben rechtzeitig ihr 
Geld erhalten.") Diese verspäteten Abrechnungen 
ver teuern neuerlich die Arbeiten, weil die Bau­
meister schon einen Aufschlag für ihren Zinsen­
dienst einbringen müssen. (LHSt. Dipl. Ing. U d i e r : 
„Keine gute Ausrede!") 

Außerdem möchte ich noch erwähnen, daß es 
zweckmäßig wäre, eine Bauplanung einzuführen. 
Wir sind der Meinung, daß es unwirtschaftlich ist, 
im Sommer 3 % arbeitslose Arbeiter zu haben, wo­
gegen aber im Winter 33°/o aller Bauarbeiter ar­
beitslos sind. In absoluten Zahlen ausgedrückt, 
haben wir im Sommer 7000 Arbeitslose, die ihren 
Arbeitsplatz wechseln und dadurch beim Arbeits­
amt aufscheinen, wogegen aber im Winter 37.000 
die Arbeitslosenunterstützung beziehen. Es sind 
bei dieser Zahl Arbeitslose vom Gastgewerbe und 
von den Land- und Forstarbeitern inbegriffen, aber 
immerhin bleiben 24.000 Bauarbeiter übrig. Bei 
einer Bauplanung, die mit dem Land und den Ge­
meinden abgestimmt wird, könnte diese Winter­
arbeitslosigkeit unterbleiben. Die Stadtgemeinde 
Wien führt Rohbauarbeiten durch und in den Win­
termonaten können die Bauarbeiter im Innern des 
Rohbaues beschäftigt werden. In Norwegen und 
Schweden, wo der Winter wesentlich strenger ist, 
sind auch über die Wintermonate die Bauarbeiter 
beschäftigt, weil dort eine Planung auf längere 
Sicht eingeführt ist. 

Volkswirtschaftlich gesehen wäre es auch bei uns 
notwendig, einen Terminplan für längere Zeit zu 
erstellen. Dieser Terminplan käme nicht nur dem 
zuständigen Referat zugute, sondern wäre auch für 
die Unternehmer von Vorteil. Die Unternehmer 
selbst erklären, sie könnten auch in den Winter­
monaten die Maschinen einsetzen, die ansonsten 
auf dem Lagerplatz s tehen und nur Zinsenzahlungen 
kosten. Es wäre vielleicht notwendig, einen klei­
nen Ausschuß hiefür einzusetzen, de,r aus Fach­
kräften besteht und einen Terminplan für Bauarbei­
ten zu erstellen hätte. (Beifall bei SPÖ!) (LH. K r a i -
n e r : „Schon wieder ein Ausschuß!") 

LHSt. Dipl. Ing. Udier: Hohes Haus! Es ist leider 
spät geworden. Ich nehme aber an, nachdem Sie so 
viele Wünsche angehört haben, daß Sie auch mir 
ein paar Minuten Gehör schenken. Ich will der 
Reihe nach die Wünsche aufzählen und bei unseren 
Landesstraßen beginnen. 

Sie wissen, ich erzähle nun schon 15- oder 16mal 
in diesem Hohen Haus, wie .die Dinge ungefähr im 
Lande liegen. Viel Geld wird ausgegeben und zu 
wenig ist es auf alle Fälle. Die Entwicklung der 
Zeit eilt uns weit voraus. Und bei aller Erkenntnis, 
die Sie, meine Damen und Herren des Landtages 
haben, daß es notwendig wäre, den Ausbau der 
Straßen rascher zu gestalten, müssen wir immer 
feststellen, daß es zwar eine gewisse Anerkennung 
gibt, aber daß diese auch zu gering ist. Denn wir 
müßten viel, viel mehr Mittel zur Verfügung ha­
ben, um den Notwendigkeiten des Verkehrs ge­
recht werden zu können. Das alles, was hier vor-
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gebracht wurde, sind berechtigte Detailwünsche aus 
den einzelnen Gebieten, wo die Abgeordneten da­
heim sind, und ich bin glücklich, sagen zu können, 
daß diese Wünsche Gott sei Dank keine Neuigkeit 
für mich sind, was immer ich von der Ober-, West-, 
Ost- und Südsteiermark gehört habe. Es gibt über­
all maßgebliche Gründe, was am dringendsten wäre 
und überall sind die Gründe dieselben. Der Ver­
kehr ist zu stark geworden, der Fahrzeuge sind zu 
viele und die Straßen sind nicht im entsprechenden 
Zustand, zumindest zum größten Teil nicht. 

So darf ich mich auf diese Gründe stützen und 
Ihnen einige Ziffern sagen über die Staubfreima­
chung. Im Jahre 1945 wurde ein Straßennetz von 
3354 km übernommen, von dem 121 km staubfrei 
waren, also 3'8°/o. Im Jahre 1955 waren weniger 
Landesstraßen, weil inzwischen einige dem Bund 
übertragen worden sind, es waren nur 2870 km, 
davon 724 km, d. s. 27"4%, staubfrei. Im J ah re 1960, 
nachdem im Vorjahr 107 km in das Landesstraßen­
netz übernommen worden waren, waren 3008 km 
Landesstraßen, davon 1385 km staubfrei, also 46%. 
Ich glaube, wenn Sie die 6 Ziffern verfolgen, so 
müssen Sie zugeben, daß bei der wenn auch aner­
kannten bescheidenen Dotierung des Straßensek­
tors sehr viel geschehen ist. Wenn ich sage be­
scheidene Dotierung, so stütze ich mich auf eine 
Umfrage in den Bundesländern. Wir rangieren unter 
den letzten 3 Ländern bezüglich des Anteiles der 
Mittel für den Straßenbau. In der Steiermark geben 
wir 8'4°/o des Gesamtbudgets für die Straßen aus. 
Wir rangieren da gleich mit Tirol, und gleich hinter 
uns ist nur noch Kärnten. Alle übrigen Bundes­
länder geben mehr aus, und zwar 12T4 und 18%. 
Wir müssen zugeben, daß mit dieser geringen Be­
teiligung am Landesbudget sicherlich einiges ge­
schehen ist, und Sie werden begreifen, daß es mir 
selber auch Freude macht, wenn es gelungen ist, 
bisher wenigstens 46% unserer Straßen staubfrei 
zu machen. 

Wir sind in den letzten Jahren dazu übergegan­
gen, unsere Erhaltungskredite zu verstärken. 6000 S 
pro km waren zu wenig. Wir waren bestrebt, jähr­
lich diese Ziffern zu erhöhen. Wir haben Gelegen­
heit gehabt, das Budget aufzubessern, zu 7'5 Mil­
lionen wurde eine Million für die Erhaltung dazu­
gegeben, so daß 155 km auf diese Art staubfrei ge­
macht wurden. Wenn wir hier auf dem Sektor der 
Erhaltungskredite vorwärtskommen, werden wir 
die Staubfreimachung rascher durchführen können. 
Wobei ich sagen möchte, daß das Verkehrsproblem 
an sich dadurch noch nicht gelöst ist, denn wir müs­
sen von der optischen Täuschung in vielen Fällen 
abgehen, daß die Staubfreimachung für den heuti­
gen Verkehr genügt. 

Die Landesstraße von Graz über Weiz—Pfaffen­
sattel ist über 100 km lang. An ihr wird seit 1946 
immer wieder gearbeitet und trotzdem sind wir erst 
bei km 70. Wenn wir wahrnehmen, wie es in Maria­
trost aussieht, muß man feststellen, daß das, was 
Abg. Wurm von der Straße nach Radegund sagt, 
stimmt, nämlich, daß sie stellenweise schon wieder 
instandsetzungsbedürftig ist, weil die Straße in den 
J ahren 1946, 1947 und 1948 nicht für den Verkehr 
1960 gebaut wurde. Sie wurde seinerzeit staubfrei 

gemacht, ohne wesentliche Kurvenkorrekturen, die 
notwendig sind, wenn eine Straße dem heutigen 
Verkehr gerecht werden soll. 

Wir werden noch reichlich Arbeit haben. Wir 
werden die wichtigen Landesstraßen zielbewußt 
ausbauen als Verkehrsstraßen und auf den weni­
ger belasteten Straßen die Staubfreimachung durch­
führen, um dadurch auf längere Zeit dem Verkehr 
zweckmäßiger dienen zu können. In diesem Zu^ 
sammenhang darf ich die Straße Stallhofen—Krems 
erwähnen. Aus diesem Bezirk hat eine große De­
putation vorgesprochen, der Bezirkshauptmann und 
Landtagsabgeordnete. Ich mußte die Entscheidung 
der Deputation überlassen, ob wir mit der Geisttal­
straße fortfahren oder das Stück nach Krems machen 
sollen. Die Entscheidung der Herren ist sehr schnell 
für die Geisttalstraße gefallen, also für die Berg­
strecke, die nicht besiedelt ist. Das Stück Ortsende 
Krems bis Stallhofen soll vorläufig bei der unge­
nügenden Situation belassen werden. Aber solche 
unangenehme Situationen haben wir auch auf noch 
wichtigeren Verkehrsstraßen. Ich habe mich selbst 
davon überzeugt auf Grund der Vorsprache einer 
Deputation mit dem Herrn Bezirkshauptmann von 
Radkersburg, daß wir unsere Bemühungen, von 
Feldbach über St. Anna die Grenzlandstraße auch 
nach Radkersburg rascher vorwärts zu treiben, fort­
setzen müßten. Aber ebenso dringend, wie wir 
diese Grenzlandstraße brauchen, um den Durchzugs­
verkehr zu ermöglichen, müßten wir unsere Sorge 
der Mürztalstraße auf der anderen Seite zuwenden. 

Auch im Deutschlandsberger Bezirk, der ja ein 
Grenzlandbezirk ist, sind mir die Straßenprobleme 
nicht unbekannt. Ich hoffte, daß es 1961 möglich sein 
würde, größere Summen für die Hebalmstraße und 
Glashüttenerstraße hineinzubringen. Leider wurde 
ich gerade bezüglich der Straße nach Trahütten und 
ihrer Entschärfung in den letzten Tagen enttäuscht, 
als der derzeitige Bürgermeister von Deutschlands­
berg mir einen Brief geschrieben hat, der sich nicht 
mit dem deckt, was wir seinerzeit mit ihm abge­
sprochen hatten. Es war vereinbart , daß dieses 
1. Teilstück von der Gemeinde und von Interessen­
ten gebaut wird und erst, wenn es fertig ist, wird 
es im Tauschweg übernommen und dieser Forstauf-
schließungsweg als Landesstraße ausgebaut. Der 
Bürgermeister teilt nun mit, das. sei unmöglich, und 
ich müßte trachten, diese Steigung in einer anderen 
Form zu beseitigen. Mir als Referent ist es nicht 
recht, so ad hoc auf geänderte Situationen einzu­
gehen. So schaut oft ein Problem aus. Ich bemühe 
mich, mit den Gemeinden und Interessenten den 
bestmöglichsten Weg zu finden, um Schwierigkei­
ten aus dem Weg zu gehen, aber nicht immer läßt 
es sich so lösen. Auch die Angelegenheit der 
Schmuckenhöhe ist nicht unbekannt. Dort hoffe ich 
in Kürze eine sehr günstige Trasse in Zusammen­
arbeit mit dem Fürsten Liechtenstein in die Wege 
leiten zu können. Gerade wegen der Wichtigkeit 
des Wegebaues in diesem weststeirischen Zipfel 
bin ich bemüht, den Problemen dort abzuhelfen, 
weil diese Gegend nicht gerade mit Industrieorten 
gesegnet ist und' daher anders aufgeschlossen wer­
den muß. 

Wenn ich mich nun der Obersteiermark zuwende, 
so darf ich zu dem, was der Herr Abg. Hofbauer 



52. Sitzung des Steierm. Landtages, IV. Periode. — 15., 16. und 17. Dezember 1960. 1103 

ausgeführt hat, folgendes sagen: Ohne Zweifel be­
steht dieser Beschluß bezüglich St. Gallen und so 
weiter, aber gerade die Tatsache, daß in diesem 
Beschluß auch von einem raschen Ausbau von Al­
tenmarkt die Rede ist und daß dieses Kraftwerk be­
reits Strom erzeugt, zeigt, daß ich diesen Beschluß 
sehr ernst genommen habe und daß, soweit die 
Möglichkeiten vorhanden sind, überall Abhilfe ge­
schaffen wird. Der weitere Ausbau der Landesstra­
ßen in diesem Gebiet hängt auch zusammen mit der 
Frage des Kraftwerkes Kastenreith, wobei wir die 
Meinung vertreten, daß wir im Widerstreitverfah­
ren zwischen den Ennskraftwerken und der Steweag 
in Kastenreith wahrscheinlich obsiegen werden. 
Nach gesundem Menschenverstand müssen wir ob­
siegen, und dann sind alle diese Fragen sowieso 
geklärt. Es wäre wahnsinnig, zu sagen, ich baue 
die Ennstalstraße, wenn dann morgen oder über­
morgen die Entscheidung kommt, daß das Kraft­
werk Kastenreith zum Bau kommt. Ich glaube, Sie 
nehmen meine Überlegungen ernst, und ich bin auch 
überzeugt davon, daß Sie die Sachlage ebenso se­
hen. Ich bin auch bereit,, dem Problem der Buch-
auerstraße im Gebiet von Admont entgegenzukom­
men, und ich hoffe auch, daß der Römerberg, dieses 
Haupthindernis von Admont nach Altenmarkt, im 
nächsten J ahr in Angriff genommen werden kann, 
denn aus den Plänen geht hervor, daß man eine 
Trasse nunmehr gefunden hat und man im über­
nächsten Jahr dieses Projekt ausführen kann. 

Es gebe hier noch viel zu sagen, ich kann aber 
nicht alles dartun und Ihnen gerade nur die paar 
Ziffern nennen, die zeigen, daß wir bemüht sind, 
überall vorwärts zu kommen. Es gibt ja nichts 
schöneres als sagen zu können, hier sind prächtige 
Straßen, und jeder, der darauf fährt, ist zufrieden. 
Ich darf nun sagen — und Sie haben ja auch mit­
geholfen und auch Vertreter anderer Bundesländer 
haben das offen und ehrlich festgestellt —, daß in 
der Steiermark auf dem Landesstraßensektor Be­
achtliches geschehen ist. Wir gehören zu den 3 Bun­
desländern, bei denen der Straßenbau einen großen 
Anteil des Budgets ausmacht, und ich kann ver­
sichern, daß wir vom Amt aus bemüht sind, mit 
den vorhandenen Mitteln das Bestmögliche zu tun. 

Ich muß nun ein bißchen auf die Bundesstraßen 
abschwenken. Sie wissen ja, wie die Dinge hier 
liegen. Hier gibt es Fragen, die berechtigterweise 
vorgebracht werden. Dazu gehört der Prebichl, die 
Ortsdurchfahrt von Leoben, die Drei-Märkter-Bun­
desstraße, die Ausseer Bundesstraße bis Trauten­
fels, und was soll ich Ihnen noch aufzählen? Mein 
Gedanke war, daß auch beim Ausbau des Bundes­
straßennetzes das Wichtigste ist, die Haupt­
einfahrtsstraßen vom Westen her in Ordnung zu 
bringen, damit wir den Verkehr vom Westen her 
in unser Land bringen. Ich glaube, auf diesem Ge­
biet sind wir zielbewußt vorgegangen. Die Mur­
talstraße von der Landesgrenze weg ist noch nicht 
in Ordnung und wird noch entschärft, es kommt die 
Umfahrung. Tiefetibach im nächsten Jahr an die 
Reihe, nachdem wir jetzt die Brücken errichtet ha­
ben. Diese bereiteten mehr Schwierigkeiten als die 
Straße selbst. Die Ennstal-Bundesstraße ist in einem 
zufriedenstellenden Ausbaustadium. Sie brauchen 
diese Strecke nur einmal zu befahren von Graz 

nach Schladming und Vergleiche zu ziehen mit dem 
Jahr 1946, dann ist alles klar. Das ist jetzt ein 
schöner, schneller Weg. Wenn auch Baustellen da 
und dort den Autofahrer irritieren, so ist letzten 
Endes doch der Erfolg das Entscheidende. Auch die 
Schoberpaß-Bundesstraße ist jetzt gut und schön 
und entlastet unser Verkehrsnetz. Dazu gehört fer­
ner die Semmeringstraße, die auch in raschem 
Tempo fortschreitet. Wir werden auch die Landes­
hauptstadt nicht vernachlässigen, wir werden uns 
bei der Strecke Brück—Graz miteinschalten, und ich 
kann melden, daß es gelungen ist, das vorgesehene 
Stück um die Umfahrung Kirchdorf zu erweitern. 
Wir werden nicht s tehen bleiben und hoffen, auch 
das übrige Straßenstück in der nächsten Zeit be­
ginnen zu können. Dasselbe gilt auch für die Wech­
sel-Bundesstraße. Sie ist eine wichtige Entlastungs­
straße für die Straße Nr. 17 über den Semmering. 
Wir müssen diese Straße, die zwischen Gleisdorf 
und Hartberg schon abgeschlossen ist, weiter aus­
bauen, damit sie ihre Fortsetzung über Hartberg— 
Grafendorf, Friedberg bis Mönichkirchen findet. 

Daß wir auch dabei unsere Steiermark im We­
sten, im Süden und im Osten nicht vergessen dür­
fen und dort, wo die Bauten fortgesetzt werden, 
noch offnene Stücke in den nächsten Jahren in An­
griff nehmen werden, wie etwa im Bereich der Be­
zirk shauptmannschaften Leibnitz und Deutschlands­
berg, ist selbstverständlich. In den letzten Tagen 
dieses Jahres wird der Nationalrat den Beschluß 
über die Übernahme der Sobotherstraße fassen, so 
daß wir zum Ausbau im nächsten Jahr schreiten 
können. Auf diesem Sektor glaube ich, ist also vie­
les geschehen, und, wie ich wohl annehmen darf, 
auch zur Zufriedenheit der Abgeordneten. Es ist 
selbstverständlich, daß Sie hier Ihre Wünsche dar­
getan haben und daß ich diese Wünsche aufzuneh­
men bemüht bin. 

ü be r das Problem der Prebichlstraße, das Abg. 
Krempl aufgezeigt hat, will ich kurz sprechen. Ich 
bin selbst oft genug über den Prebichl gefahren, zu 
einer Zeit, als die Schwierigkeiten noch größer 
waren als heute. Ich bedauere es, daß es mir trotz 
des Verständnises dafür, trotz Wissens über die 
Notwendigkeiten nicht möglich war, mehr zu tun 
als getan wurde. Es hat den Anschein gehabt, als 
ob wir schon zum Ausbau kämen. Aber für den 
Ausbau war nur ein kleines Teilstück projektiert, 
das zur Ausschreibung gelangen könnte. Wir müs­
sen die Prebichlstraße vom Nordhang zum Südhang 
verlegen. Nach dem einstigen Plan hät te die Trasse 
viele Kunstbauten erfordert, die in der heutigen 
Zeit nicht mehr verantwortet werden können. Das 
hatte zur Folge, daß eine neue Planung und eine 
neue Trassierung vorgenommen werden mußten, 
welche die vielen Kunstbauten ausschaltet. Diese 
Planung ist in vollem Gang. Es ist natürlich schwer, 
den Eisenerzern das alles verständlich zu machen. 
Es muß durch die Alpine eine Ersatzstraße gebaut 
werden, um der Kurve auszuweichen, die durch die 
Ablagerung des Abraumes gefährdet wird. Warum 
dies nicht in Verbindung mit dem Ausbau der Bun­
desstraße auf den Prebichl geschieht? Es geschieht 
dies deshalb,,_weil diese Ersatzstraße Bruchteile der 
Kosten verursacht, die für die Prebichlstraße nach 

9* 
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der neuen Trassierung notwendig sind. Das kostet 
rund 100 Millionen Schilling, und Sie werden zuge­
ben, daß es nicht so leicht möglich ist, diesen Be­
trag in ein 5-Jahres-Programm einzuarbeiten, ohne 
andere wesentliche Aufgaben zurückzustellen. Die 
Prebichlstraße ist letzten Endes auch eine Zubrin­
gerstraße für den Fremdenverkehr. Die Ursache, 
warum wir bisher noch nicht zur Vergabe der 
Straße gelangen konnten: Wir sind dabei, die Pro­
jektierung fertigzustellen, um sagen zu können, 
wieviel die ganze Straße kostet und diese Kosten 
in ein laufendes Programm einzubauen. Es wäre 
sicherlich schwierig, die Straße zunächst entlang der 
neuen Trassierung zu führen und sie dann vorüber­
gehend wieder in die alte Straße einmünden zu 
lassen. Das sind gewisse Schwierigkeiten und ich 
kann in diesem Zusammenhang nur sagen, daß wir 
das Problem kennen und bemüht sind, so rasch wie 
möglich diese Schwierigkeiten zu beseitigen. Es ist 
jedoch nicht möglich, dieses Problem im Zusammen­
hang mit der Alpine zu lösen, weil diese Notstraße 
sofort errichtet werden muß, um von der berüchtig­
ten Radiokurve wegzukommen. (Abg. K r e m p 1 : 
„Die Steilstücke der Prebichlstraße sind erst nach 
dem Teilstück der Notstraße und werden durch die 
Notstraße nicht beseitigt.") Die Notstraße beseitigt 
ke ine wesentlichen Steilstücke, lediglich die Radio­
kurve. . 

Die Straßen nehmen sicherlich den wichtigsten 
Teil unserer Gesamtaufgaben ein. Wir sehen dies 
auch aus der nachstehenden Aufstellung, ü be r das 
Bauamt wurden ins Bauen gebracht, ähnlich wie im 
Vorjahr, 592 Millionen Schilling: 

Straßenbau 272,000.000 S 45"9% 

Brückenbau 23,000.000 S . 3'9°/o 

Wasserbau 58,000.000 S 9 -8% 

Meliorationen 10,000.000 S 1 7 % 

Hochbau 139,000.000 S 23 '5% 

Wohnhauswiederaufbau 90,000.000 S 15"2%. 

Der Straßenbau steht mit 45 '9% an der Spitze. Es 
ist begreiflich, daß man darüber mehr Worte zu ver­
lieren hat. 

Ich darf aber sagen, daß für uns das Kapitel Was­
serbau nicht weniger interessant ist als der Stra­
ßenbau. Leider jedoch nicht mit dem gleichen zif­
fernmäßigen Erfolg und nicht mit dem tatsächlichen 
Erfolg, der notwendig wäre. Ich kenne die Misere 
der alljährlich vom Hochwasser heimgesuchten Ge­
biete und es wirft sich immer wieder die Frage auf, 
warum werden die Wildbäche nicht gleich in ihrer 
gesamten Länge verbaut, um zu verhindern, daß 
Hochwasser eindringt. Alle Bemühungen führen 
deshalb nicht zu dem erwünschten Erfolg, weil auch 
die Mittel von Seiten des Bundes zu gering sind. 
Es wäre begrüßenswert, daß der Hochwasserfonds 
höher dotiert wäre. Seine Mittel sind nicht ausrei­
chend. In diesem Jahre wurden 58 Millionen Schil­
ling für den Wasserbau ausgegeben, für den Fluß­
bau 30 Millionen und davon 7 Millionen Landes­
mitte]. Ein beachtlicher Betrag gegenüber den Mit­
teln, die im Vorjahr zur Verfügung gestanden sind. 
Aber auch im Flußbau wäre es notwendig und rich­
tig, genau wie im Straßenbau, einen Fluß in seiner 
ganzen Länge zu verbauen und andere Maßnahmen 

zurückzustellen. Das geht nur, wenn genügend Mit­
tel vorhanden sind. 

Zur Wasserversorgung gehören auch Wasserlei­
tungen in unseren Siedlungsgebieten. Und hier 
kennen Sie das Leidwesen mit diesem Wasserbau­
tenfonds und ach brauche mich heute nicht zu wie­
derholen. Wir könnten aus diesem Fonds mehr 
Mittel als im Vorjahr in Wirksamkeit bringen, aber 
wir dürfen nicht vergessen, daß wir dabei vor allem 
beachtliche Mittel der Gemeinden binden. Das 
möchte ich betonen. Die Gemeinden sind unerhört 
belastet, trotzdem ist diese Frage sehr wichtig. Mir 
tut es leid, daß wir vom Land her nicht die Mittel 
zur Verfügung haben, um die Abwässeranlagen 
entsprechend dotieren zu können. Würden wir 20% 
dieser Vorhaben decken wollen, dann hät ten wir für 
1959 und 1960 bei den Vorhaben, die vom Bund 
gefördert wurden, einen Rückstand von 24 Millio­
nen Schilling. 12 Millionen Schilling haben wir 
flüssig gestellt für 1959/60, aber die in Förderung 
s tehenden Vorhaben machen bei 20%igem Beitrag 
36 Millionen Schilling aus. Das ist ein Betrag, der 
ohne Zweifel enorm ist. Ich muß daher an das Hohe 
Haiis appellieren, im nächsten Voranschlag Ver­
ständnis dafür zu haben, daß diese Post verstärkt 
werden muß. Wir sind nicht in der Lage, den vielen 
Wünschen der Gemeinden Rechnung zu t ragen und 
auch nur einen bescheidenen Teil der Kosten wirk­
lich zu decken, die hier gedeckt werden sollten. Es 
ist, um es rundheraus zu sagen, so, daß die Mittel 
nicht ausreichen. In diesem Jahr ist allein für 420 
Ansuchen ein Betrag von 220 Millionen Schilling 
als Subvention und ein Betrag von 680 Millionen 
Schilling als Darlehen angefordert worden. Was 
konnte gegeben werden? 17'4 Millionen an Förde­
rungsmitteln und 295 Millionen als Darlehen und 
diese noch hinüberreichend in viele Jahre nach 
1960. 5 % der Bundesmittel werden noch für Wohn-
bauförderungsmittel abgezweigt und Sie sehen 
nun, wie der Wasserbauförderungsfonds" dotiert 
wird. Das ist natürlich zu wenig, wenn man weiß, 
wie wichtig das Wasser ist, daß die Wasserversor­
gung für alle Menschen da ist, wie wesentlich sie 

• für die Erhaltung der Volksgesundheit ist und daß 
man dazu beitragen -sollte, das Wasserproblem 
überhaupt und mit der Wasserversorgung auch die 
Frage der Abwässer zu regeln. 

Nun noch ein offenes Wort zur Forderung nach 
einem Schutzgesetz. Ich habe nichts dagegen. Aber 
eines ist klar, wenn es auch kommt, das Gesetz al­
lein reinigt die Gewässer nicht, hiezu gehört der 
Wille, das Wasser nicht in der Form, wie es jetzt 
geschieht, der Öffentlichkeit zurückzugeben und 
entsprechend mitzuhelfen, um die Mängel zu besei­
tigen. Ich darf in diesem Zusammenhang Graz als 
einen der kritischsten Punkte herausgreifen. Um 
diese Abwässerfrage in der Landeshauptstadt rest­
los zu beseitigen, kostet dies nach -einer Absprache 
mit den verantwortlichen Herren des Kanalbau­
amtes und der Stadtverwaltung 165 Millionen Schil­
ling. Natürlich notwendigst für Gtaz, weil es wich­
tig ist, die Abwässer nicht gleich in die Mur, son­
dern zuerst einer Kläranlage zuzuführen und dann 
erst in die Mur zu entlassen, wie man das heute bio­
logisch normalerweise tun müßte. Das ist eine drin­
gende Forderung und ich bitte alle Verantwort-
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liehen, dafür zu sorgen, daß das möglich wird. Vor­
aussetzung sind 2 Sammelkanäle links und . rechts 
der Mur und eine Kläranlage. Das muß her und das 
kostet rund 90 Millionen Schilling! Leider fehlen 
noch die Unterlagen dazu, um das F.'ojekt s tärker 
forcieren zu können. Ich hoffe, daß dir Gemeinde-
väter daran denken werden. 

Die Reinigung der übrigen Industriewässer ist 
auch eine wichtige Forderung. Es ist bedauerlich, 
daß in früheren Jahrzehnten die Industrie nur dar­
auf bedacht war, ihre Produktion aufzunehmen, da­
bei aber der Abwässerfrage zu wenig Bedeutung 
zugewendet hat. Das im Moment abzustellen ist 
natürlich praktisch fast unmöglich. Wenn wir die 
Mur verfolgen hinunter bis zur Einmündung der 
Pols, so fängt dort das Übel an. Man darf sich nicht 
wundern, daß die Mur nicht mehr grün ist, sondern 
manchmal einer Kloake gleicht. Hier muß ein Aus­
weg gesucht werden und ich glaube, er kann auch 
gefunden werden. Im Rahmen des Wasserbauförde­
rungsfonds werden wir versuchen, einen Weg auf­
zuzeigen und die Industrien müssen selbst auch da­
zu bewegt werden, ihre Abwässer zu klären. Wenn 
die Industrie uns da entgegenkommt, ist das nicht 
ein Geschenk der Industrie, sondern sie muß selbst 
auch dazu beitragen, der Allgemeinheit ein halb­
wegs normales Wasser sicherzustellen. 

ü b e r den Hochbau will ich nicht allzuviel spre­
chen. Der Landeshochbau hat im ganzen 437 Mil­
lionen Schilling verbaut. Daran beteiligt sind vor 
allem die Landeskrankenhäuser, die Landesacker-
bauschule Grottenhof-Hafendorf und da und dort 
auch noch unsere Amtshäuser, die ich im einzelnen 
nicht aufzählen will. Wir wissen, daß es auf diesem 
Gebiet noch große Forderungen und Wünsche gibt. 
Wenn wir allein den a.-o. Haushaltsplan durch­
schauen, was da noch an unbedeckten Posten vor­
handen ist, und an das denken, was gar nicht im 
Haushaltsplan aufscheint, aber auch schon als 
Wunsch ausgesprochen wurde, dann erkennt man, 
daß es noch lange, lange Zeit dauern wird, um auf 
diesem Sektor zu Ende zu kommen. Es wird aber 
niemand sagen, daß das Land nicht genug auf dem 
Hochbausektor tut. Ich erinnere nur an die drin­
genden Spitalsbauten und an die Amtshäuser, die 
da und dort noch notwendig sind. 

Vom Bundeshochbau, der insgesamt mit 94'8 Mil­
lionen auftritt, entfallen 33 Millionen auf Instand­
setzungen und Modernisierungen und 56'8 Millio­
nen auf Neubauten. Von den größeren Neubauten 
sind hervorzuheben das Chemieinstitut der Tech­
nischen Hochschule in Graz, die Heiz- und Kraftan­
lage der Technischen Hochschule, das 2. Bundes-
Realgymnasium in der Theodor-Körner-Straße, das 
Bundesrealgymnasium in Leoben, das Bundesreal­
gymnasium in Gleisdorf, die höhere Bundeslehran­
stalt für hauswirtschaftliche Frauenberufe auf der 
Marienwiese in Graz, das Amtsgebäude in Juden­
burg samt Wohnhaus, das Amtsgebäude in Brück 
samt Wohnhaus und Gendarmerieunterkunft und 
das Amtsgebäude in Leoben. Hier gäbe es im De­
tail noch viel zu sagen, doch muß man es sich er­
sparen, damit nicht zuviel Zeit in Anspruch genom­
men wird. 

Ich möchte noch ein sehr ernstes Kapitel an­
schneiden. Das ist die Frage der Raum- und Bau­

ordnung. Ich habe schon im Finanzausschuß darauf 
geantwortet . Die Bauordnung war vom Land aus 
fertig im Entwurf, sie wurde aber noch nicht vor­
gelegt, weil es sich inzwischen herausgestellt hat, 
daß es zweckmäßig ist, in diesen Belangen zu einer 
Absprache zwischen den einzelnen Bundesländern 
zu kommen, damit hier einheitlich vorgegangen 
werden kann. Man hat sich entschlossen, eine Mu­
sterbauordnung auszuarbeiten, die dann für alle 
Länder zur Verfügung Stehen soll, damit sie ihre 
Bauordnungen in den wesentlichsten technischen 
Belangen einheitlich ausrichten. Daher ist diese 
Bauordnung dem Hause und der Regierung noch 
nicht vorgelegt worden. 

Mit der Raumplanung verhält es sich so, daß hier 
eine Änderung des seinerzeitigen Flächennutzungs­
plan-Gesetzes insofern stattgefunden hat, als wir 
versuchten, einen Weg zu finden, diese Bestim­
mungen gleich als Eingangsbestimmungen für die 
Bauordnung zu formulieren, so daß dieses neue 
Planungsgesetz als Einleitung zur neuen Bauord­
nung Verwendung finden kann. Diese Vorlage wird 
in Kürze dem Hause zugehen können. 

Und nun noch einmal zu der wichtigen Frage der 
Bauplanung, die Abg. Wurm nicht zum ersten Mal 
in diesem Hohen Hause aufgeworfen hat. Die Zahl 
der arbeitslosen Bauarbeiter ist ohne Zweifel nur 
in den Wintermonaten eine große. Alle Bemühun­
gen sowohl der Ämter als auch jener Stellen, die 
mit dem Bau zu tun haben, der Arbeitsämter wie 
auch der Bauunternehmungen, gehen dahin, eine 
Vollbeschäftigung auch dieser Gruppe von Arbei­
tern zu erreichen. Aber hier gibt es unendlich viele 
Schwierigkeiten und mit einem Rahmenprogramm 
und einem Terminkalender, wie dies vom Arbeits­
amt vorgesehen wird, ist hier nichts zu machen. 
Ich will einiges schildern, was auch gesagt werden 
muß, gerade in diesem Zusammenhang, aber es muß 
gesagt sein, weil es zum Verständnis des Problems 
beiträgt. Es gibt nicht wenig Bauarbeiter, die sich 
gerade deshalb, weil sie das ganze J ahr über ent­
sprechend stark angespannt sind und vielfach fern 
von ihrem Heim arbeiten, im Winter auf den Stand­
punkt stellen: Und jetzt habe ich einen verdienten 
Urlaub, jetzt will ich eine Zeit lang meine Arbeits­
losenunterstützung beziehen und nach 5 bis 6 Wo­
chen wieder zur Baustelle zurückkehren. Ich weiß 
einen großen Bauunternehmer, der Baustellen in 
einer Gebirgsgegend zu betreuen hat und der seine 
Bauarbeiter gern von dort in eine Gegend versetzt 
hätte, wo er große Arbeiten durchzuführen hatte. 
Er hat das nicht zuwege gebracht, weil die Bau­
arbeiter es abgelehnt haben, dorthin zu gehen. Der 
Unternehmer mußte sich an der Baustelle mit an­
deren minderwertigen Kräften abfinden. So l iegen 
die Dinge. Wenn man mit den Bauunternehmern 
diese Probleme erörtert und man kommt bei den 
Vergaben darauf zu sprechen, sagen sie, jawohl, 
wir haben Arbeiter über den Winter . Aber wir 
müssen feststellen, wenn wir die Leute nicht frei­
geben, dann läßt die Leistung so rasch nach, daß 
uns lieber ist, der Mann geht fort und wir können 
den Bau einstellen, weil uns dies billiger kommt. 
Es ist sicherlich möglich* im Winter verschiedene 
Arbeiten durchzuführen. Ein Vergleich mit der Stadt 
Wien ist nicht am Platz. Diese hat andere klimatische 
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Verhältnisse, ist nicht so differenziert. Außerdem . 
werden in der Stadt in erster Linie Hochbauten auf­
geführt. Die Stadt Wien ist ein so großer Arbei t - ' 
geber und Bauherr, daß sie alles e twas leichter 
regeln kann, als das bei uns der Fall ist. Was wür­
den Sie denn sagen, wenn ich plötzlich eingreifen 
und ver langen würde, daß wir die Kinderklinik, ein 
Amtshaus und die Ackerbauschule nicht jetzt, son­
dern erst in 5 Monaten ausschreiben würden? Das 
möchte ich gern hören, was mir dann da entgegen­
gehalten würde. 

Aber Sie müssen mir glauben, es ist so, wie ich 
es jetzt angedeutet habe. Jeder Referent wartet ja 
schon ein paar Jahre , bis der Bau überhaupt eine 
Dotierung bekommt. Wenn dann die Dotierung si­
chergestellt ist, kann nicht schon am 2. J änner mit 
dem Bau begonnen werden. Notwendig wäre eine 
längere Bauplanung, damit der Bauherr in der Lage 
wäre, auch längere Finanzierungspläne zu geben. 
Jetzt muß ich an Sie appellieren, an der Erstellung 
dieser langjährigen Finanzierungspläne mitzuhel­
fen. Vielleicht ist es dann möglich, wenn Sie im 
nächsten Budget sagen werden, ab nun werden im 
ao. Haushalt 70 Millionen Schilling für Hochbauten 
zur Verfügung gestellt. Dann wird es möglich sein, 
auch schon zu sagen, wir können diesen oder jenen 
Bau beginnen. Das müßten wir doch hier mitberück­
sichtigen. Nur auf diese Weise ist an einen groß­
zügigen Ausbau unserer Bundesstraßen, der Auto­
bahnen und der Automatisierung des Telephon­
netzes zu denken. 

Im Jahre 1957 wurde ein 15-Jahresprogramm für 
die Bundesstraßen aufgestellt. Wir müssen heute 
feststellen, daß es leider doch nicht ganz erfüllt 
werden konnte, weil die Mittel nicht ausgereicht 
haben. Es hilft hier die Planung allein nichts. Ent­
scheidend ist, daß die Mittel da sind, dann wird 
ja auch gebaut. In der Steiermark mit einem Bau­
volumen von 592 Millionen Schilling laufen nicht 
weniger als 370 Millionen Schilling über die Jahres­
grenze hinüber. Allein auf dem Straßensektor sind 
es 32 Bauvorhaben von Landes- und Bundesstraßen 
im Betrage von 170 Millionen Schilling, die über 
den Winter laufen. Aber, meine Damen und Her­
ren, Sie wissen doch selber, man kann den Straßen­
bau nicht weiterführen, wenn alles gefroren ist und 
überall Schnee liegt. Schwarzdeckenarbeiten können 
überhaupt nicht durchgeführt werden, ebensowenig 
Betonärbeiten. Wir sind aus diesem Grunde im 
Landesstraßenbau dazu übergegangen, zwei- und 
dreijährige Baulose zu vergeben, weil die Unter­
nehmungen so in der Lage sind, sich arbeitsmäßig 
dementsprechend einzurichten. Sie sind froh, die 
Arbeiter halten zu können, wir sorgen dafür, daß 
auf dem Sektor genügend getan werden kann. 

Ich muß noch einmal sagen, ich glaube, daß man 
am grünen Tisch Pläne dieser Art und Terminkalen­
der aufstellen kann und daß es eine Reihe von Be­
amten gibt, die darauf warten, sie durchführen zu 
können. Die sitzen aber nicht im Bauamt, sondern 
im Arbeitsamt und wollen auch ihre Arbeit haben 
und möchten mitsprechen bei dieser notwendigen 
Regelung. Aber diese Pläne verwirklichen müssen 
w i r mit den Menschen, die uns hier im Bauamt zur 
Verfügung stehen, und zwar nicht nur als Beamte, 
sondern auch als ausführende Techniker. Ich muß* 

sagen, wir haben ein Volumen von.592 Millionen 
Schilling im Jahre 1960 zu verarbei ten gehabt, das­
selbe gilt für.1959. Dabei habe ich im Vorjahr noch 
165 Diplomingenieure gehabt und im Jahre 1960 nur 
mehr 157, also 8 Ingenieure weniger und eine Reihe 
von Technikern weniger, als ich benötigen würde. 
Hier hilft keine Planung und kein Terminkalender, 
wir müssen die Menschen haben, die diese Arbeiten 
vollbringen können. Die Planung, die Vorberei tung 
und die Abrechnung. 

Nun noch etwas zur Abrechnung: Auch die Unter­
nehmungen liefern nie rechtzeitig ihre Schlußab­
rechnungen. Den größten Brocken haben sie schon 
einkassiert und wegen der paar letzten Schilling 
tun sie sich nichts mehr an. Auch wir sind natürlich 
etwas zurückgeblieben, weil das eine Riesenarbeit 
ist und wir mit unserem Personal nicht mehr tun 
können. Mehr zu verlangen, als bisher, geht über 
die Grenzen des Möglichen. Unsere Beamten sind 
sehr angestrengt, ja sie sind ausgelastet bis zur 
Grenze der Leistungsfähigkeit und es wäre verant­
wortungslos, würde man noch mehr von ihnen ver­
langen und Gefahr laufen, daß dann aus Krankheits­
gründen allenfalls wichtige Posten leer würden. 
Dazu kommt noch, daß jeder Techniker im öffent­
lichen Dienst das Weite sucht, wenn er eine gün­
stige Gelegenheit dazu findet, und es gibt viele 
Wege dorthin. 

Ich möchte Sie nun nicht weiter belästigen und 
nur noch allen jenen, die mit Aufopferung aller1 

Kräfte dazu beigetragen haben, das mögliche Maß 
— und es ist kein geringes, denn es wurden 600 
Millionen Schilling von der Bauausführung bis zur 
Fertigstellung verarbeitet — zu vollbringen, meinen 
herzlichen Dank sagen. Ich glaube, daß ich das 
auch in Ihrem Namen tun darf, wobei dieser Dank 
dem letzten Straßenwärter und Hilfsarbeiter genau 
so gilt, wie dem Herrn Hofrat und dem Herrn Bau­
direktor. Ich muß ihnen allen den Dank aussprechen, 
weil sie es vollbracht haben, diese vielen, vielen 
Millionen, die vom Hohen Haus und vom Bund zur 
Verfügung gestellt wurden, zu verarbeiten, und al­
les am letzten Ende zum Wohle unserer Heimat. 
(Allgemein sehr lebhafter Beifall.) 

Präsident: Ich unterbreche jetzt die Sitzung und 
teile mit, daß sie morgen um 8,30 Uhr wieder be­
ginnt. 

(Unterbrechung 11.45 Uhr, Wiederaufnahme am 
17. Dezember um 8.40 Uhr.) 

Präsident: Wir setzen die unterbrochene Sitzung 
fort. Das Wort hat Herr Landesrat P r i r s c h. 

Landesrat Prirsch: Hoher Landtag! Der Herr Lan­
deshauptmannstellvertreter Udier hat uns gestern 
ein ausführliches Straßenbaureferat um die mitter­
nächtliche Stunde gehalten. Wi r sind alle beein­
druckt von den großen Leistungen des Bauamtes 
auf den verschiedenen Sektoren. Es ist nur eine 
nach meiner Auffassung sehr wesentliche Baumaß­
nahme auf dem Gebiet der La.ndesstraßen noch kei­
ner Aufmerksamkeit und Würdigung unterzogen 
worden. 

Im Laufe dieses Jahres hat sich der Herr Landes-
straßenbaureferent mit dem Landesbauamt bemüht, 

. die Landesstraßendurchfahrten staubfrei zu machen. 
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Es ist dies eine Maßnahme, die vor allem den länd­
lichen Gebieten, den Dörfern und Märkten zugute 
kommt. Ich hoffe, daß diese Aktion, die ja überaus 
begrüßenswert und lobenswert ist, in den nächsten 
Monaten, im nächsten Jahr, ihren Abschluß findet. 
Natürlich sieht man jetzt auch in den Dörfern und 
kleinen Gemeinden durch das Staubfreimachen der 
Durchfahrten, wie eine Straße aussehen kann und 
nun regt sich der Wunsch, daß auch zwischen den 
einzelnen Orten die Straßen ebenso schön wie die 
Durchfahrten werden. Dieser Wunsch ist natürlich 
inzwischen nicht kleiner geworden. Wir hoffen, 
daß es der Landesregierung möglich ist, diesem 
sicherlich gerechtfertigten Wunsch möglichst bald 
Rechnung zu tragen. Ich habe nit großer Freude 
vernommen, daß im Landesdurchschnitt 46°/o der 
Landesstraßen staubfrei gemacht sind. Ich will ja 
nicht sagen, daß die Oststeiermark zu den Verges­
senen und Verlorenen des Landes gehört, aber ge­
gerade weil oft der Eindruck entsteht, als ob Man­
datare allzusehr Lokalpatriotismus betreiben wür­
den, muß ich feststellen, daß z. B. der Bezirk Feld­
bach, ein sehr dicht besiedelter Bezirk, erst 36% 
seiner Landesstraßen staubfrei hat. Ich möchte da­
her in aller Freundschaft, aber mit Entschiedenheit 
den Herrn Landeshauptmannstellvertreter Udier auf 
diesen Nachholbedarf in Feldbach und überhaupt in 
der Oststeiermark mit Zustimmung des Hohen Land­
tages freundlichst aufmerksam machen. Freilich muß 
ich sagen, daß hier wie überall die Mittel zu kurz 
und die Strecken zu lang sind. 

Ich darf auch aufmerksam machen, daß gerade 
durch die Erhöhung des Wasserbaufonds es möglich 
sein wird, in Bezug auf die Flußverbauung und 
Wildbachverbauung doch raschere Fortschritte zu 
machen. Wir kennen alle gerade auf dem Gebiet der 
Flußverbauung die sehr dringenden und notwendi­
gen Vorhaben in der Weststeiermark. Ich darf aber 
meiner Freude Ausdruck verleihen, daß auch in der 
Oststeiermark bei der Lafnitz, die auf weite 
Strecken ein Grenzfluß ist, bei der Safen und bei 
der Witschein im Laufe dieses Jahres entsprechende 
Arbeiten durchgeführt wurden und ich hoffe nur, 
daß diese begonnenen Vorhaben — weil wir von 
den Flüssen reden — möglichst „flüssig" fortgesetzt 
werden. 

Hoher Landtag! In der Gruppe 6 befindet sich 
auch die Wohnbauförderung, soweit sie vom Land 
durchgeführt wird. Ich habe in den verflossenen 
Tagen, wie die Meinungen und Auffassungen auf­
einander gestoßen sind, daran gedacht, daß wir 
sicherlich in Österreich in den letzten 15 Jahren 
große und schwierige Probleme erfolgreich lösen 
konnten. Wir hat ten nach 1945 nicht nur Verzweif­
lung im Land, es fehlte uns an Nahrung, an Klei­
dung und an den alltäglichen Bedarfsartikeln. Diese 
Mangel- und Noterscheinungen sind Gott sei Dank 
völlig überholt. Es reicht die Nahrung, die Auslagen 
sind gefüllt mit Kleidern und Bedarfsgegenständen, 
mit Nutz- und Luxusgegenständen, aber ein Pro­
blem, und zwar das Wohnungsproblem, ist noch 
keiner Endlösung zugeführt. Es ist sicherlich vieles 
geschehen im Wiederaufbau, bei der Schaffung 
neuen und zusätzlichen Wohnraumes. Doch sind die 
Auswirkungen dieser gutgemeinten Maßnahmen 

noch nicht völlig zum Tragen gekommen. Dies ist 
auf viele Ursachen zurückzuführen. Ich möchte sie 
nicht alle hier aufzählen. Jedenfalls hat das Land 
Steiermark, der Landtag und seine Regierung sich 
mit dieser Frage und mit diesen Problemen schon 
im Jahre 1948 beschäftigt. Wir haben damals den 
Landeswohnbauförderungsfonds geschaffen. Ich darf 
feststellen, er ist auf ÖVP-Initiative in dem Lan­
desbudget zum Ausdruck gekommen. Ich sage gern, 
daß es im Laufe der Zeit ein allgemeines Anliegen 
der Regierung und dieses Landtages geworden ist. 
Wir haben mit dem Landeswohnbauförderungs­
fonds eine ureigene steirische Maßnahme geschaf­
fen, von der Abg. Bammer sagt, daß sie in den an­
deren Bundesländern selten ein Beispiel findet. Die 
ersten Mittel wurden im Budget 1949 mit einer 
Million Schilling veranschlagt. Wir haben im Laufe 
dieser 11 Jahre fast 10.000 Eigenheime und Siedler­
stellen mit diesem Landeswohnbauförderungsfonds 
errichten helfen. 10.000 Eigenheime stehen also 
auf Grund dieser Maßnahme im Land. Wir haben in 
den letzten Jahren vom Referat und Referenten aus 
immer wieder versucht, diese Mittel auszuweiten. 
Wir konnten bei diesen unseren Versuchen nicht 
immer die echte Liebe finden; ich möchte das nicht 
kritisieren, ich darf das mehr auf die Sorge der 
Finanzabteilung zurückführen. Wir haben aber doch 
durchgesetzt, daß wir einmal ein Darlehen von 
10 Millionen Schilling aufnahmen. Wir leiden ja 
noch daran; wie Sie im Budget sehen, müssen wir 
alle Darlehen an das Land zurückzahlen. Die Ver­
hältnisse haben sich hier leider nicht so gewandelt 
wie unsere Hoffnungen, daß es im Landesbudget 
möglich sein würde, diese 10 Millionen Schilling zu­
sätzlich aufzunehmen oder im Budget einzusetzen 
und abzubauen. Wir haben bei einer Gelegenheit, 
wo Angenehmeres und sicherlich auch Nützlicheres 
zur Debatte stand, 4 Millionen Schilling zusätzlich 
als innere Anleihe für den Landeswohnbauförde­
rungsfonds erreicht. 

Wir haben im Vorjahr dem Hohen Landtag an­
gekündigt, daß die Absicht besteht, aus Mitteln 
dieses Landeswohnbauförderungsfonds nicht nur 
Darlehen, sondern auch Zinsenzuschüsse zu ver­
geben und die Regierung hat für diesen Zweck einen 
jährlichen Zinsenzuschuß von 2 Millionen Schilling 
vorgesehen. Durch erfolgreiche Verhandlungen mit 
steirischen Sparkassen und der Landes-Hypothe-
kenanstalt ist es uns gelungen, daß diese Geldin­
stitute für die Bewerber um Mittel aus dem. Lan­
deswohnbauförderungsfonds Darlehen auf 10, 15 
und 20 Jahre zu 7 bzw. 7'5°/o zur Verfügung stellen. 
Wir konnten durch diese Maßnahme im heurigen 
Jahr immerhin zusätzlich rund 640 Bewerbern durch 
Zinsenzuschüsse den Bau ihres Eigenheimes ermög­
lichen. Ich darf diese Gegebenheiten deshalb an­
führen, weil doch in gewissen Kreisen die Meinung 
besteht, daß nicht alles versucht und unternommen 
wird, um den Ansuchenden auf diesem Gebiete der 
Wohnbauförderung zu dienen und gerecht zu wer­
den. 

Das Land hat ab 1955 die Wohnbauförderung auf 
Grund des Bundesgesetzes von 1954 übernommen 
und übertragen erhalten. Aus dieser Wohnbauför­
derung 1954 sind uns leider heuer nicht jene Mittel 
zugeflossen, die wir im Voranschlag veranschlagt 
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und die wir e rwartet haben. Wir haben oder wir 
gehen deshalb in das nächste' J ahr zwangsläufig 
mit einem gewissen Überhang hinein. Die Mittel 
für die Wohnbauförderung 1954 werden bekanntlich 
so aufgebracht: einen Teil bringt das Land auf und 
zwei Teile der Bund. Die Notwendigkeit , daß das 
Land zu dieser Wohnbauförderung 1954 auch erheb­
liche Mittel beitragen muß, Sie sehen es aus dem 
Voranschlag, haben zwangsläufig dazu geführt, daß 
die Dotierung des Landeswohnbauförderungsfonds 
leider eine geringere sein muß. Wir möchten zur 
Wohnbauförderung 1954 nur eines bemerken, daß 
das Gesetz, und das spüren wir alle,.auch der Bei­
rat, zu sehr von dem Gesetz über den Bundes-
Wahn- und Siedlungsfonds abgeschrieben wurde, 
und daß es nach unserer Auffassung in der Praxis 
umständlich, kompliziert und bis zu einem gewissen 
Grad, wenn man bei einem Gesetz von Graduie­
rung sprechen kann, wirklichkeitsfremd ist. Das 
Wohnbauförderungsgesetz 1954 schließt praktisch 
jeden Siedler aus, der vor der Zusage mit seinem 
Bau begonnen hat. Das mag im Hinblick auf die 
drei übrigen Sektoren, die Bauten der Genossen­
schaften und Gemeinden richtig sein, im Hinblick 
auf den Einzelsiedler ist es ' ungerecht und sozial 
fast untragbar. Ich darf daher dem Hoben Landtag 
berichten, daß wir hier von einem gewissen Ermes­
sensrecht oder einer Ermessensgrenze und Ermes­
sensmöglichkeit in einzelnen Fällen Gebrauch ge­
macht haben, vor allem dann, wenn es sich, wie 
schon gestern gesagt wurde, um kinderreiche Fa­
milien oder Bewerber mit geringem Einkommen 
gehandelt hat . Ich darf in diesem Zusammenhang 
sagen, daß es in weiten Kreisen der steirischen Be­
völkerung und vor allem der Bauwerber als unge­
recht empfunden wird, daß das Gesetz über den 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds, also über 
jene Mittel, die in Wien vergeben werden, den Be­
griff der Eigentumswohnung nicht kennt, so daß die 
Auswirkung die ist, daß alle jene Vorhaben, die als 
Eigentumswohnungsvorhaben gedacht sind, zwangs­
läufig bei der Bauförderung 1954, also beim Land 
eingebracht und dort behandelt werden. 

Meine Damen und Herren, der Herr Abg. Bammer 
ha t gestern einige Zahlen genannt. Vielleicht be­
leuchtet es die Situation auf dem Gebiet des sozia­
len Wohnungsbaues auch, daß meine Zahlen, von 
denen ich annehme, daß sie amtlich sind, von denen 
des Herrn Kollegen Bammer bedeutend abweichen. 
Wir haben im Jahre 1960 aus dem Landes-Wohn-
bauförderungsfonds 1320 Wohnungen gefördert, aus 
der Bundes-Wohnbauförderung 1954 1825 Wohnun­
gen, und der Bundes-Wohnungs- und Siedlungs­
fonds hat uns als Zahl der geförderten Wohnungen 
in der Steiermark die Summe von 1902 Wohnungen 
genannt. Wenn wir diese drei Förderungsaktionen 
zusammenzählen — ausdrücklich ohne den Wieder­
aufbaufonds —, so sind in der Steiermark rund 
5050 Wohnungen gefördert worden im Jahre 1960. 

Ich möchte nun dem Hohen Landtag auch heuer 
wieder über die berufsmäßige Aufgliederung — 
d. i. ja auch ein Spiegelbild nicht nur der wirtschaft­
lichen, sondern auch der sozialen Struktur — be­

richten. Die berufsmäßige Aufgliederung der ein­
zelnen Siedler ist folgende: 

Arbeiter 5034% 
öffentliche Angestellte ' 17 % 
Privatangestellte . ' 1234% 
Rentner und Pensionisten rund . . . . 4 °/o 
Gewerbetreibende und freie Berufe . . 1034% 
Landwirte - 5 34%. 

Gegenüber dem Vorjahr ist der Anteil der unselb­
ständig Erwerbstätigen von 76% auf 84%, der An­
teil der Arbeiter von 45% auf 5034% gestiegen. 
Ich glaube, daß diese Entwicklung besagt und be­
stätigt, wie wichtig gerade der Eigenheimbau nicht, 
nur zur Bekämpfung des Wohnbauproblems über­
haupt, sondern auch im Hinblick auf die allgemei­
nen wirtschaftlichen und sozialen Möglichkeiten ist. 

Hoher Landtag! Natürlich treffen uns immer wie­
der neue Anforderungen. Ich kann Ihnen sagen, daß 
es in diesen Wochen, wo man erwartet, daß die Mittel 
für das nächste Jahr zur Verteilung gelangen, nicht 
allzu leicht ist, die Fülle der Vorsprachen und der 
Anforderungen zu bewältigen. Ich weiß nicht, ob 
es gelingt, heuer wieder auf den Bundes-Woh­
nungs- und Siedlungsfonds, also auf die Vergabe 
der sozialen Wohnbaumittel in Wien von der Steier­
mark aus Einfluß zu gewinnen. Diese Maßnahme 
hat sich sicherlich für das Jahr 1960 gut bewährt . 
Wir werden so oder so in den nächsten Wochen be­
ginnen müssen, uns über die Aufteilung der Landes­
mittel klar zu werden. Ich hoffe, daß es bis dahin 
möglich ist, über die Absichten in Wien ein klares 
Bild zu bekommen. 

Ich sagte schon, es treffen uns immer wieder im 
Laufe des Jahres zusätzliche und dringende Wün­
sche. So ist man heuer plötzlich an die Landesre­
gierung herangetreten, sie möge sich an der Ba­
rackenumsiedlung, vor allem für Flüchtlinge, betei­
ligen. Wir haben nach gründlichen Absprachen mit 
dem Bundesministerium für Inneres folgende Lö­
sung gefunden: es werden im Laufe des nächsten 
Jahres — zum Teil wurde schon damit begonnen — 
für die Auflösung der Baracken in der Steiermark 
19 Häuser mit 255 Wohnungen errichtet, und zwar 
in Graz 2 Häuser mit 36, in Judenburg 2 Häuser 
mit 36, in Eisenerz 1 Haus mit 16, in Wagna 4 Häu­
ser mit 39 und in Kapfenberg 10 Häuser mit 128 
Wohnungen. Die Kosten für diese 255 Wohnungen 
werden vom Innenministerium zu 40% und vom 
Land zu 60% getragen. Es wird eine Gesamtförde­
rung von rund 15 Millionen Schilling erwartet und 
sie ist auch bereits zugesagt. Wir werden diese rund 
15 Millionen im Laufe von 4 Jahren zu t ragen ha­
ben und die Rate von 4 Millionen jährlich aus der 
Quote für Barackenumsiedlung wegnehmen. Ich be­
dauere — ich möchte das nicht politisch aufgefaßt 
haben — außerordentlich, daß vor allem eines die­
ser Vorhaben noch nicht begonnen werden konnte, 
und zwar in Wagna. Man baut in Kapfenberg sehr 
fleißig, man baut in anderen Orten. Aber in Wagna 
scheinen wirklich etwas besondere Verhältnisse zu 
sein. Dort hat man mit dem Bauvorhaben für 
39 Wohnungen leider noch nicht beginnen können, 
und doch könnte dort schon der Rohbau stehen. 
Aber die. Gemeinde konnte sich bis jetzt nicht ent­
schließen, den Bauplatz der Wohnbaugenossenschaft 
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zu übergeben, obwohl das Land dieses Grundstück 
der Gemeinde Wagna vor allem im Hinblick auf 
die Berücksichtigung von Umsiedlern seiner­
zeit verkauft hat. Ich glaube, daß man auf die 
Gemeinde Wagna einwirken müßte, daß. sie die 
Möglichkeit schafft, mit dem Bau dieser 39 Woh­
nungen zu beginnen. Hier wäre vielleicht auch ein 
Stück Winterarbei t möglich gewesen. Ich bedauere 
das nicht nur im Hinblick auf die Winterarbeitslo­
sigkeit, sondern weil wir wissen, wie schwer . . . . 
(Zwischenruf bei SPÖ: „Die Häuser der Wohnbau­
genossenschaft sind im Bau!"') . . . . Für diese 
39 Wohnungen ha t die Wohnbaugenossenschaft 
noch keinen Bauplatz. Sie ist an die Abteilung 8 
herangetreten, daß aus dem Landesgut Wagna für 
diese Flüchtlingsbauten ein Bauplatz verkauft wird. 
(Zwischenruf bei SPÖ: „Die Wohnbaugenossen­
schaft besitzt unverbaute Grundstücke!") Die Wohn­
baugenossenschaft hat diesen Grund durch Ge­
meinderatsbeschluß schon zugesprochen erhalten, 
man hat diesen Beschluß dann geändert. Jedenfalls 
würde ich wünschen, daß es endlich zum Bau 
kommt. Wir möchten nicht Gelder binden, die nicht 
auf dem Bausektor wirksam werden. 

Hohes Haus! Zur Gruppe 6 sind 3 Rosolutions-
anträge gestellt worden. Der Redner der SPÖ hat 
diese Anträge schon zum Teil erwähnt. Wir freuen 
uns, daß vor allem bei 2 Anträgen die übrigen 
Parteien unserer Meinung gern beigetreten sind. 
Wir sind wirklich der Auffassung, daß die Art des 
sozialen Wohnbaues , wie er sich in den letzten 
Jahren entwickelt hat, den heutigen Ansprüchen 
und Anforderungen nicht mehr gerecht wird. Wir 
werden gern vom Referat aus überprüfen, inwie­
weit die Landesregierung unter Beachtung der ge­
setzlichen Vorschriften einen sogenannten „sozialen 
Schlüssel" finden kann. Natürlich könnte eine solche 
Umstellung, wenn sie nur ein Land durchführt, zu 
erheblichen Schwierigkeiten führen. Deshalb sind 
wir der Meinung, daß man sich in Wien mit den 
Ländern über diese Frage aussprechen müßte. Denn 
eines steht fest: Es ist unser aller aufrichtiger 
Wunsch, daß die Wohnungen, die aus sozialen 
Wohnbaumit teln gebaut werden, vor allem den be­
dürftigen und kinderreichen Familien zugute kom­
men. Es ist kein gesunder Zustand, wenn nicht nur 
Genossenschaften, sondern auch die Gemeinden ge­
zwungen sind, die bedürftigen, oft kinderreichen 
Familien wieder in eine alte schlechte Wohnung 
zu geben, weil die sozial besser Gestellten in das 
neuerbaute Gemeindewohnhaus kommen, obwohl 
vielleicht der „Umsiedler" die Möglichkeit hätte, 
aus eigener Kraft sich eine echte Wohnverbesse­
rung zu leisten. Hier diesem Ubelstand abzuhelfen 
und entgegenzuwirken, glaube ich, soll dieser Re­
solutionsantrag vorsehen, der ja nichts verlangt, als 
daß durch geeignete Einzelförderungsmaßnahmen 
diesen sozial Bedürftigen Rechnung getragen wird. 

Ich darf in diesem Zusammenhang begrüßen, daß 
der Hohe Landtag voraussichtlich auch den zweiten 
Resolutionsantrag beschließen wird, wonach alle 
Wohnbauförderungsmittel , soweit sie in Wien zur 
Verteilung gelangen, den Ländern zur Verteilung 
übertragen werden. Ich glaube, hier ließe sich eine 
echte' Verwaltungsvereinfachung und eine echte 
Sparmaßnahme ohne besondere Schwierigkeiten er­

zielen. Wir würden ohne weiteres die 80 Millionen 
Schilling, die im Sozialministerium vergeben wer­
den, arbeitfmäßig bewältigen. Wir würden ohne 
weiteres auch die vom Handelsministerium verwal­
teten Fondsmittel übernehmen. Ich weiß jetzt nur 
nicht den Betrag. Ich bin mehr für das „stückweise", 
da ich der Auffassung bin, wer zuviel verlangt, er­
hält meistens nichts. Ich bin für diese Forderung. 
Aber nichts desto weniger hoffe ich, daß wir, wenn 
wir schon keinen hundertprozentigen Erfolg haben, 
uns vorerst mit 50% zufrieden geben sollen. Wir 
könnten im nächsten Jahr mit einem neuen Reso­
lutionsantrag kommen. (Abg. Dr. H u e b e r : „Sie 
sind ein ausgesprochener Kompromißler!") 

Es ist hier so wie bei der sozialen Wohnbauför­
derung. J e weniger man zu verteilen hat, desto mehr 
Arbeit hat man. Denn hier ist das wenige viel 
schwerer zu verteilen, als wenn man mehrere be­
rechtigte Wünsche erfüllen kann. Der Antrag der 

•Frau Abg. Egger, der dem Landtag vorgelegt wer­
den wird, wird vor allem bei den sogenannten „na­
türlichen Personen", also den Einzelbewerbern, 
einen verbesserten „Kinderschlüssel" zur Anmel­
dung bringen. Wir s tehen vor der Frage, mehr zu 
geben pro Wohnungseinheit und dadurch in der 
Zahl der Förderungsfälle herunterzusinken oder bei 
unserem derzeitigen Schlüssel zu bleiben und da­
durch die Zahl zu halten oder zu vergrößern. 

Hoher Landtag! Gestern ist es gegangen um die 
Renten, um die soziale Lage und um die Verteilung 
des zusätzlichen Volkseinkommens. Aber nicht nur 
darum ging es, sondern letzten Endes hat nach mei­
ner Auffassung immer wieder, ob hüben oder drü­
ben, doch trotz der verschiedenen Meinungen die 
Sorge mitgeklungen, das Erreichte zu erhalten und 
auf dem wirtschaftlichen Weg nach aufwärts wei­
terhin gehen zu können, damit auf Grund der wirt­
schaftlichen Aufwärtsentwicklung weitere soziale 
Ziele erreicht werden können. Der soziale Woh­
nungsbau und das Wohnbauproblem überhaupt sind 
nicht nur ein soziales Problem, sondern sind vor 
allem auch ein wirtschaftliches Problem. Und ich 
glaube, wir alle wünschen, daß die Wirtschaft dieses 
Landes und dieses Staates es ermöglichen, immer 
mehr und mehr für die Wohnraumbeschaffung zu 
tun. Es hat gestern und vorgestern auch die Kultur 
in diesem Hohen Hause erfreulicherweise einen 
breiten Raum eingenommen. Ich glaube, Sie werden 
es nicht als ketzerisch empfinden, wenn ich sage, 
jedes Siedlerhaus, jedes Eigenheim, jede Wohnung, 
jede moderne Wohnung ist auch ein wertvolles 
Stück Kultur. Es ist darüber hinaus für viele Fami­
lien, die oft jahrelang unter schwierigen und un­
guten Verhältnissen leben und hausen mußten, 
wirklich ein neues Heim, ein Stück Heimat und ein 
Stück Zukunft. Wir sagen — und haben es in die­
sem Hohen Landtag immer wieder gesagt — neu­
erlich ein freudiges J a zu allen Anträgen in diesem 
Haus, aber ich glaube, in Ihrem Einvernehmen zu 
handeln, wenn ich darüber von der Notwendigkeit 
spreche, daß vor allem die Wohnraumbeschaffung 
vorangehen muß. 

Hoher Landtag! Im letzten Jahr haben wir hier 
ausgeführt, daß nach unserer Auffassung auf dem 
Gebiet der Wohnungspolit ik neue Wege zu gehen 
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seien. Es sind sicherlich hier ernst zu nehmende 
Versuche unternommen worden, und ich weiß, daß 
sich fast alle Parteien mit diesem dringenden und 
notwendigen Problem beschäftigen. Es hat auch die 
ÖVP in den letzten Wochen in Wien eine Tagung 
abgehalten, wo fünf prominente Redner aus anderen 
Staaten ihre Erfahrungen zur Lösung der Wohn­
raumfrage in Vorträgen dargelegt haben. Wir konn­
ten daraus entnehmen, daß man in Deutschland, 
England, Holland, Belgien und Luxemburg diese 
neuen Wege auf Grund der wirtschaftlichen Gege­
benhei ten und der sozialen Bedürfnisse schön wei­
testgehend beschritten hat. Wir konnten des Ein­
druckes nicht Herr werden, daß wir in Österreich 
hier e twas erstarrt und zurückgeblieben sind. Es 
wird notwendig sein, Mut, Entschlußfreude, sozia­
les und wirtschaftliches Verantwortungsbewußtsein 
zu wecken. Es sei auch nicht verschwiegen, das 
wird Zeit brauchen. Wir werden diese Frage nicht 
von heute auf morgen lösen können, wir werden 
vorsichtig und verantwortungsbewußt an sie her­
angehen müssen, aber daß es Zeit ist, diese Frage 
zu behandeln, • daran kann kein Zweifel bestehen. 

Ich möchte nicht schließen, ohne auch den Beam­
ten des Wohnungs- und Siedlungsamtes, ,vor allem 
Herrn Hof rat Dr. Banholzer für diese jahrzehnte­
lange Arbeit Dank und Anerkennung auszuspre­
chen. Das Wohnungs- und Siedlungsamt der Steier-
märkischen Landesregierung hat mit verhältnismä­
ßig bescheidenen Mitteln eine große und verant­
wortungsvolle Arbeit zu leisten, und ich darf sagen, 
daß diese reichhaltige Aufgabe zur Zufriedenheit 
der Regierung in den letzten Jahren immer wieder 
gelöst wurde. (Allgemein lebhafter Beifall.) 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht 
vor, ich bitte den Berichterstatter um das Schluß­
wort. 

Berichterstatter Abg. Ing. Koch: Es haben bereits 
13 Redner zu dieser Gruppe Stellung genommen und 
keine Einwendungen erhoben. Ich darf daher na­
mens des Finanzausschusses meinen Antrag wie­
derholen und das Hohe Haus bitten, diesem Antrag 
zuzustimmen. 

Präsident: Ich bitte die Abgeordneten, die der 
Gruppe 6 ihre Zustimmung geben, eine Hand zu 
erheben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 6 ist damit angenommen. 

Wir kommen zur 

G r u p p e 7 

öffentliche Einrichtungen und Wirtschaftsförderung. 

Berichterstatter ist Abg. E r 11. Ich erteile ihm das 
Wort . 

Berichterstatter Abg. Gottfried Ertl: Hoher Land­
tag! Sehr geehrte Damen und Herren! Die Gruppe 7 
beinhaltet unter anderem den Unterabschnitt 716, 
das Feuerwehrwesen. Hier haben wir eine Erhöhung 
von 271.100 S. Wir freuen uns über diese Erhöhung 
umso mehr, als wir die Feststellung machen können, 
daß trotz des materialistischen Zeitgeistes sich im­
mer mehr Menschen und besonders junge Leute 
finden, die sich selbstlos in den Dienst der Näch­

stenhilfe und der Allgemeinheit stellen. Deshalb ge­
bührt ihnen der Dank des Hohen Hauses und der 
gesamten steirischen Bevölkerung. 

Der Unterabschnitt 731 beinhaltet die allgemeine 
Förderung der Land- und Forstwirtschaft. Hier darf 
ich betonen, daß es den Mitgliedern des Hohen 
Hauses nicht unbekannt sein wird, daß auch die 
steirische Bauernschaft unter den gegebenen wirt­
schaftlichen Verhältnissen einen schwierigen Exi­
stenzkampf zu führen hat. Ich verweise in der Un-
tersteieruark auf den Kleinst- und Kleinbesitz, der 
dort um seine nackte Existenz ringt, und in der 
Obersteiermark in den entlegenen Tälern und Grä­
ben, auf den steilen Berghängen, oft 30 bis 40 km 
vom nächsten Bahnanschluß entfernt, haust der stei- . 
rische Bergbauer. Die Bauernschaft ist genötigt, 
durch eine bescheidene Lebenshaltung und durch 
den unermüdlichen Fleiß im täglichen Arbeitsein­
satz die von Jahr zu Jahr immer höher steigenden 
Ausgaben für die landwirtschaftlichen Bedarfsartikel 
in der Mehrproduktion auszugleichen. 

Meine Verehrten, ich darf kurz zur Begründung 
dieses Unterabschnittes die s trukturelle Zusammen­
setzung der steirischen Bauernschaft vorausschicken. 
Wir haben in der Steiermark 79.207 bäuerliche Be­
triebe. Hievon sind in der Besitzgröße mit unter 
2 ha 14.297, das sind 18%. Von 2 bis 5 ha 20.898 
Betriebe, das sind 26%, von 5 bis 20 ha 31.809, 
das sind 40%, und von 20 bis 100 ha 10.829 Be­
triebe, das sind 14%. Über 100 ha sind 1374 Be­
triebe, das sind 2%. Es ist daraus ersichtlich, daß 
Besitzungen bis 5 ha, also der klein- und kleinst-
bäuerliche Betrieb, 44% der steirischen Bauern­
schaft ausmacht. Bis 20 ha, dem sogenannten Mittel­
betrieb, gibt es 54%, und wie gesagt, über 100 ha 
2%. Hiezu möchte ich betonen, daß ich genau weiß, 
daß viele bäuerliche Betriebe, die ein größeres Aus­
maß an Berglehnen haben, auch zu diesen Betrieben 
über 100 ha zählen, aber unter den verschiedensten 
Verhältnissen hier ihr Auslangen finden müssen. 

ich möchte anschließend betonen, daß das Institut 
für Wirtschaftsforschung auch mitteilt, daß seit dem 
Jahre 1959 die Löhne um 7% gestiegen sind, die 
industriellen und gewerblichen Erzeugnisse um 6% 
und daß das Einkommen der Bauernschaft seit 1959 
um z-2% zurückgegangen ist. Ich wiederhole, daß 
die wirtschaftlichen Verhältnisse die Bauernschaft 
gezwungen haben, unter den verschiedensten Ver­
hältnissen und unter dem größten Familieneinsatz 
ihr Auslangen zu sichern. 

Auch ist noch zu betonen, daß eine große und 
ernste Sorge für die Bauernschaft die katastrophale 
Abwanderung der Arbeitskräfte bedeutet. Seit 1950 
sind in der Steiermark allein 1200 landwirtschaft­
liche Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft in die 
Industrie und in die Städte abgewandert . Diese 
Sorge erregt gerade unsere Jungbauern, weil diese 
in der Landwirtschaft kein Auskommen mehr fin­
den.. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
Land und die Landesregierung in Steiermark ha­
ben sich aufrichtig bemüht, diesen, ich möchte fast 
sagen, t raurigen wirtschaftlichen Verhältnissen in 
der Landwirtschaft durch namhafte Beträge eine 
Linderung und Besserung zu bringen. Diese Be­
träge kommen über die Landwirtschaftskammer und 

i 
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über die Kammer für Land- und Forstwirtschaft der 
Bauernschaft zur Ausschüttung. Im Vordergrund der 
allgemeinen Förderung steht wohl die wegmäßige 
Erschließung, die Elektrifizierung und die Besitz­
festigung der kleinen bäuerlichen Betriebe. Ich 
möchte noch hervorheben die kulturtechnischen 
Maßnahmen, die Tierzuchtförderung, die Förderung 
der Almwirtschaft und als besonders wichtig die 
Förderung der Aufbaugebiete. Im gesamten werden 
der Landwirtschaft rund 56'5 Millionen Schilling für 
diese Belange zugeteilt. Hievon sind 13"2 Millionen 
Schilling zur Förderung des bäuerlichen Nachwuch­
ses, für die bäuerlichen Fortbildungsschulen und 
Versuchsanstalten. Auch die Beträge für das Hoch­
wasserschadenprogramm, 14'2 Millionen Schilling, 
sind zum großen Teil für Meliorationen, Flußregu­
lierung und Wildbachverbauung bestimmt. 

In die Gruppe 7 fällt noch der Abschnitt 75, För­
derung der gewerblichen Wirtschaft und Förderung 
des Fremdenverkehrs. Wir alle wissen, welch große 
Bedeutung dem Fremdenverkehr zukommt. Dieser 
belebt unser ganzes wirtschaftliches Leben und 
bringt auch Devisen ins Haus. Wir haben hier er­
freuliche Mehransätze, und zwar für die allgemeine 
Förderung 1,130.200 S, um eine Million höher als 
im Vorjahr. An Förderungsbeiträgen für Maßnah­
men-, die dem Fremdenverkehr dienen, 600.000 S. 
Noch 195.000 S wurden bewilligt für den Ausbau 
und die Instandsetzung der Schutzhütten, 50.000 S 
sind für Liftanlagen und Seilbahnen bestimmt. Zu­
sammen ein Mehr von 190.000 S. Die Gesamtaus­
lagen im Abschnitt 75 sind 6,421.400 S, das sind 
um 627.900 S mehr als im Vorjahr. 

Meine Damen und Herren, der Finanzausschuß 
hat sich mit der Gruppe 7 eingehend befaßt und 
die im Voranschlag beschlossenen Mehransätze ein­
stimmig genehmigt. Ich bitte auch die Mitglieder 
des Hohen Hauses, dieser Gruppe die Zustimmung 
zu geben. 

Abg. Hegenbarth: Hoher Landtag! Meine Damen 
und Herren! Die Gruppe 7 wird sicherlich eine 
Reihe von Rednern auf den Plan rufen. Gestatten 
Sie, daß ich gewissermaßen den Startschuß dazu 
abfeuere, ü b e r die Bedeutung der Landwirtschaft 
kann in diesem Hohen Haus kein Zweifel mehr 
bestehen. Wohl aber über die Art und Weise, wie 
man Landwirtschaft zu betrachten hat und welche 
Maßnahmen anzuwenden sind, um ihr beizustehen 
und ihr zu ermöglichen, ihre volkswirtschaftliche 
Rolle voll und ganz zu spielen. 

Wir haben gestern gehört, daß im landwirtschaft­
lichen Sektor auf dem Gebiet des Bildungswesens 
ein großer Nachholbedarf herrscht. Ich kann Ihnen 
sagen, daß zu keiner Zeit die Landwirtschaftsschu­
len so frequentiert worden sind wie in diesen letz­
ten Jahren. Wir haben seit 2 Jahren auch eine 
landwirtschaftliche Mittelschule im Ennstal und ich 
kann mit Stolz sagen, es gehört fast eine Protek­
tion dazu, seinen Buben dort unterzubringen. Es 
besteht eine große Nachfrage nach Plätzen in dieser 
Schule. Die Bauernschaft hat erkannt, daß Wissen 
und Können TrumpPsind. Sie hat erkannt, daß sie 
nur dann mitkommt im Konzert der gesamten 

Volkswirtschaft, wenn sie auch von sich aus alles 
tut, um ihren Aufgaben gerecht zu werden. 

Hohes Haus! Es hat vor einigen Tagen e rheb ' 
liches Aufsehen erregt, als die steirische National­
ratsabgeordnete Frau Dr. Bayer bei der Behand­
lung der Gruppe Landwirtschaft darauf hingewie­
sen hat, welchen Gefahren der österreichische Kon­
sument ausgesetzt ist durch importierte ausländi­
sche Lebensmittel. Frau Dr. Bayer hat festgestellt, 
daß die Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchun­
gen bei Untersuchungen der importierten ausländi­
schen Lebensmittel bisher über 500 Chemikalien 
und Färbemittel festgestellt hat, die verwendet 
wurden, um diese Importwaren schöner, ansehn­
licher oder haltbarer zu machen. 

Wir haben im Laufe der letzten Monate ja auch 
durch die Presse einiges erfahren. Eine Grazer Zei­
tung, die beileibe nicht von der ÖVP beeinflußt 
wird, hat berichtet, daß bei der Untersuchung von 
importierten Bananen von Fachleuten festgestellt 
wurde, daß rund 40°/o dieser Bananen mit Milben 
befallen sind "und daß heute, wenn irgendwo spora­
disch Paratyphus festgestellt wird, der Amtsarzt zu­
erst fragt: „Haben Sie vielleicht ein Eipulver ver­
wendet, das aus China kommt?" Dieses Eipulver 
aus Ostasien ist geradezu der klassische Träger 
von Paratyphusbazillen. Wir haben vom Grazer 
Marktamt gehört, daß von dem in Graz verkauften 
Reis ein großer Prozentsatz mit Talkumpulver ge­
färbt ist, um ihm eine schöne weiße Farbe zu ge­
ben. Es wird auch den Hausfrauen empfohlen, den 
Reis zu waschen, bevor man ihn zum Kochen ver­
braucht. Ich könnte da noch weitergehen und Ihnen 
erzählen, daß, wie einwandfrei festgestellt worden 
ist, importiertes ostasiatisches Speiseöl mit menschli­
chen Fäkalien verschmutzt war. Das ist zwar un­
appetitlich, aber ich muß es doch feststellen. In 
der ganzen westeuropäischen Presse hat es vor 
einigen Monaten Aufsehen erregt, daß in west­
europäischen Ländern nach dem Genuß von hor-
monisiertem Geflügel bei der Männerwelt Funk­
tionsstörungen aufgetreten sind. Ich will ja nicht 
anstößig werden, Hohes Haus, aber vielleicht wird 
manche Grazer Hausfrau, besonders wenn sie noch 
einem jüngeren Jahrgang angehört, aus Furcht vor 
öer Schädigung ihrer ehelichen Rechte in Zukunft 
ihrem Herrn und Gebieter nur mehr inländisches 
Geflügel servieren. 

Hohes Haus! Es hat in den Kreisen der Bauern­
schaft im heurigen Sommer Empörung hervorge­
rufen, daß ein Wiener Wochenblatt, das gestern 
schon zitiert wurde, ein Blatt, das man als die 
„Rote Furche" bezeichnet, nämlich die Wochenzeit­
schrift „Heute", in ihrer Nummer vom 30. Juli d. J. 
einen Leitartikel gebracht ha t mit der Schlagzeile 
„Steuern mästen Bauern" mit dem Untertitel „Der 
echte Weizenpreis wäre 50 g statt 2 S 50". Ich 
möchte Ihnen aus diesem Artikel nur aus dem 
1. Abschnitt einige Zeilen vorlesen. Sie lauten: 
„Die Bevölkerung weiß nicht, wie ihr geschieht. Im 
Handumdrehen hat das Parlament knapp vor den 
Ferien das seit Jahren umstri t tene Landwirtschafts­
gesetz auch mit den Stimmen der Sozialisten be­
schlossen. Doch wer von den Staatsbürgern weiß 
schon, was dieses Gesetz bedeutet? Es stellt eine 
Sanierung der Bauernschaft auf Kosten der Steuer­
zahler dar." Es geht dann weiter: „Der Landwirt­
schaft werden Subventionen, feste Abnahmepreise 
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und Schutz vor der ausländischen Konkurrenz zu­
gesichert. Um den Bauernstand wird eine hohe 
Mauer des Protektionismus gezogen, hinter der er 
sich aus den Steuergeldern, mit denen die Subven­
tionen an die Landwirtschaft bezahlt werden, mä­
sten darf." So geht es drei Spalten weit fort. Hohes 
Haus! Die sozialistischen Mitglieder des Landtages 
haben bisher bei j eder Budgetdebatte mit t reu­
herzigem Augenaufschlag erklärt, daß die Förde­
rung der Landwirtschaft auch ihre Herzensangele­
genheit ist. Sie haben bloß so nebenbei zu ver­
stehen gegeben, daß ihr Herz halt nur den ganz 
Kleinen gehört und nicht den Großen. Aber schauen 
Sie, meine Herren Sozialisten, Ihr Intelligenzblatt 
trifft diese Unterscheidung nicht mehr, hier spricht 
man nicht mehr von Subventionierung des Groß­
grundbesitzes, nicht mehr davon, daß man die 
Großgrundbesitzer auf das Faulbett der Zölle legen 
will, hier spricht man nur noch von der gesamten 
Bauernschaft. (LR. S e b a s t i a n : „Wieviele Berg­
bauern erzeugen denn Weizen!") Ich bin Ihnen 
sehr dankbar für diesen Zwischenruf. Es besteht 
ein sehr enges Verhältnis zwischen den verschie­
denen landwirtschaftlichen Preisgruppen. Denn wenn 
der Bauer in der Ebene für sein Getreide nicht 
einen Preis erhält, bei dem er existieren kann, ver­
legt er sich auf Futterbau und Viehhaltung, wobei 
er wesentlich rationeller arbeiten kann als der 
Bergbauer, der sich nicht voll mechanisieren kann, 
und wird so zum tödlichen Konkurrenten seines 
Berufskollegen im Gebirge. Das ist auch der Grund, 
warum wir nicht nur j ene Gruppe der Landwirt­
schaft allein fördern, die vielleicht die Schwierig­
kei ten am stärksten spürt, denn wir wollen so auch 
verhindern, daß in der Produktion eine Richtung 
oder eine Wendung eintritt, die volkswirtschaft­
lich unerwünscht ist. 

Wir haben es vor einigen Jahren, als der Korea­
krieg tobte, erlebt, auf wie schwachen Füßen die 
Versorgung unserer Bevölkerung mit Lebensmitteln 
s t eh t wenn es einmal zu einer ernsthaften Krise 
kommt irgendwo in der Welt . Es braucht gar nicht 
in Europa zu sein. Es hat damals ein maßgeblicher 
Wiener Politiker gesagt, wenn in Korea ein Ziegel 
vom Dach fällt, dann -fällt er bestimmt uns Öster­
reichern auf den Kopf. Wir haben es damals erlebt, 
daß Österreich in Argentinien und in Nordamerika 
riesige Mengen an Brotgetreide gekauft hatte, aber 
es lag in den Lagerhäusern in Baltimore und k o n n ­
te nicht nach Europa verfrachtet werden, weil das 
amerikanische Kriegsministerium 6 Millionen Ton­
nen Schiffsraum beschlagnahmt hatte, um nach Ko­
rea Truppen zu schaffen. Es ist daher im Interesse 
des österreichischen Verbrauchers, daß eine Land­
wirtschaft in Österreich besteht, die imstande ist, 
im Notfalle die österreichische Konsumentenschaft 
vor dem Hunger zu schützen. (Rufe: „Sehr richtig!" 
bei ÖVP.) Wenn ein solcher Artikel im sozialisti­
schen Intelligenzblatt, -noch dazu als Leitartikel ge­
bracht wird, fällt es uns wirklich sehr schwer, an 
ein echtes Verständnis der Sozialisten für die 
Bauernschaft zu glauben. (1. Landeshauptmannstell­
ver t re ter M a t z n e r : „Das ,Heute' ist ja kein 
Parteiorgan, Herr Kollege.") Offiziell nicht, Herr 
Landeshauptmannstellvertreter, aber wenn man 
sich die Mitarbeiter anschaut, angefangen vom 

Gewerkschaftspräsidenten Olah bis zumDr.Nenning, 
dann sind das alles Leute, die mit zur Führungs­
prominenz der SPÖ zählen. Es genügt also schon, 
wenn man sich die Mitarbeiterschaft der Zeitung 
ansieht, um zu wissen, aus welcher Richtung der 
Schuß abgefeuert wird. 

Wir haben im heurigen Jahr das Landwirtschafts­
gesetz bekommen und es wird sicherlich darüber 
von meinen Kollegen noch ausführlich gesprochen 
werden. Ein Bundesgesetz, das gerade die Bauern­
schaft der Steiermark mit allem Nachdruck urgiert 
hat, und wenn ich auch zusammen mit meinen Kol­
legen der Auffassung bin, daß es mit dem Gesetz 
allein nicht getan ist und daß es keineswegs ein 
Faulbett für die Landwirtschaft ist, das die Land­
wirtschaft in Zukunft aller Sorgen und allen Fleißes 
enthebt, bekennen wir uns zu dem Landwirtschafts­
gesetz aus dem einfachen Grund, weil es eine wirk­
same Handhabe darstellt, um in das Gefüge der 
landwirtschaftlichen Produktion und des Absatzes 
einige Ordnung und Regelung hineinzubringen. 

Die Landwirtschaft leidet ja vor allem darunter, 
daß man in Zeiten der Schwierigkeiten, in Zeiten 
wirtschaftlicher Krisen, vor allem in Krisen nach 
dem Krieg wohl von der Landwirtschaft verlangt, 
daß sie das Letzte abliefert, von der Landwirtschaft 
verlangt, daß mit Rücksicht auf die minderbemittel­
ten Bevölkerungsschichten die Produkte weit unter 
dem Weltmarktpreis abgeliefert werden. Sie hat 
es getan. Unrühmliche Ausnahmen bestätigen die 
Regel. Aber andererseits verwundert es uns, wenn 
dann die gleichen Leute, die es als selbstverständ­
lich angesehen, haben, daß seinerzeit der offizielle 
Weltmarktpreis für Weizen 14 Dollar, das sind 
S 3"64 pro Kilogramm, betrug, sich heute darüber 
aufhalten, daß bei uns der Weizen S 2'50 kostet, 
während der offizielle Weltmarktpreis um 20 bis 
25 Groschen niedriger liegt. Ich glaube, es ist im 
Interesse des österreichischen Verbrauchers, wenn 
es auf diesem Gebiet ke ine schwankenden Preise 
gibt. Es ist der Brotpreis, der auch im Arbeiter­
haushalt eine entscheidende Rolle spielt, der im 
Blickfeld der öjffentlichkeit s teht und gewisser­
maßen als Preisbarometer angesehen wird. 

Wir haben im heurigen Jahr auch noch etwas 
anderes erlebt, kein Gesetz, aber eine höchst inter­
essante Regelung. Es haben, sich im Laufe der 
letzten Jahre , zum Teil schon seit Jahrzehnten, das 
sei offen zugegeben, gewisse Reibungen ergeben 
zwischen landwirtschaftlichen Genossenschaften auf 
der einen Seite und der pr ivaten Kaufmannschaft 
auf der anderen Seite. Diese Schwierigkeiten haben 
sich ergeben aus dem Wachstum und dem Ausdeh­
nungsbedürfnis beider Gruppen. Die • Kaufmann­
schaft hat bis zu einem gewissen Grad nicht mit Un­
recht gesagt, die Genossenschaften seien schon weit 
über das hinausgewachsen, was sich Vater Raiff-
eisen unter der Genossenschaft vorgestellt hat. Das 
ist die allgemeine Entwicklung, daß sich kleine Ge­
nossenschaften zu Verbänden zusammengeschlossen 
haben', um im Großeinkauf die landwirtschaftlichen 
Bedarfsartikel billiger zu bekommen. Man braucht 
nicht Doktor der Volkswirtschaft zu sein, um zu 
wissen, daß ein Genossenschaftsverband z. B. 
5000 Tonnen Thomasmehl zu ganz anderen Liefe-



52. Sitzung des Steierm. Landtages, IV. Periode. — 15., 16. und 17. Dezember i960. 1113 

rungsbedingungen erhält als 100 Genossenschaften, 
die je 5 Waggons kaufen. Das ist die Ursache für 
diese Zusammenschlüsse gewesen. Es ist oft zu ge­
wissen Reibungen gekommen. Es ist heuer ein 
Schlußpunkt unter die Reibungen gesetzt worden. 
Es haben die berufenen Vertreter des landwirt­
schaftlichen Genossenschaftswesens ein sehr faires 
Abkommen, ein „gentleman's agreement" mit der 
Kaufmannschaft abgeschlossen, wodurch die bisher 
bestandenen Reibungen und Meinungsverschieden­
heiten beseitigt worden sind. Meine Damen und 
Herren Sozialisten, ich hä t te eine Anregung für Sie. 
Die Konsumvereine, die auch weit über das hin­
ausgewachsen sind, was einmal ihre Gründer sich 
darunter vorgestellt haben. Sicherlich haben die bra­
ven alten Sozialisten vor 60 Jahren Kronen und 
Kreuzer zusammengesteuert, um die Gründung die­
ser Konsumvereine zu ermöglichen. Sie haben sich 
nicht vorgestellt, daß diese im Jahre 1960 Artikel 
führen, die weit über das hinausgehen, was eigent­
lich in ihrem Aufgabenkreis steht. Es gehört eine 
Dialektik dazu, um verständlich zu machen, daß 
die Konsumvereine eine eigene Autoverkaufsab­
teilung haben, daß sie Champagner führen. Man 
wird sagen, das bringt die Entwicklung mit sich, 
aber, meine Herren Sozialisten, einige von Ihnen 
haben im Konsumverein ein maßgebliches Wort 
mitzureden, und Ihnen möchte ich wirklich ans 
Herz legen, versuchen auch Sie Ihrerseits, mit der 
Käufmannschaft übereinzukommen. Sind doch viele 
tausende kleine Greißler durch die Konsumverbände 
am s tärksten betroffen. Tun Sie von sich aus einen 
Schritt, um diesen übels tand zu beseitigen. (LR. 
S e b a s t i a n : „Welche kleine Greißler verkaufen 
Autos?") 

Im heurigen Jahr wurde harte Kritik an der öster­
reichischen Forstwirtschaft geübt. Man hat mit Zif­
fern und Zahlen, deren Richtigkeit zu überprüfen 
wäre , nachzuweisen versucht, daß unsere Bauern­
schaft nicht genügend gewissenhaft umginge mit 
dem „grünen Gold" unseres Landes, womit man den 
Wald bezeichnet. Man arbeitet mit Prozenten, 
Ziffern und Zahlen, um zu beweisen, daß die Steier­
mark unaufhörlich einer Verkarstung entgegengeht, 
daß die Bauernschaft und Forstwirtschaft zu wenig 
Verantwortungsbewußtsein habe, um h ier ihre Auf­
gabe zu erfüllen. Hiezu sei gesagt, daß nach den 
offiziellen Ziffern des Landwirtschaftministers Dipl. 
Ing. Hartmann, des Regierungsforstinspektors Hofrat 
Elsässer Jür die Steiermark sicherlich in einzelnen 
Gebieten, in einzelnen Gemeinden und da wieder­
um in verschiedenen Betrieben tatsächlich mehr 
Holz geschlägert worden ist, als nach den Ver­
gleichsziffern dazugewachsen ist. Aber Sie dürfen 
nicht vergessen, daß diese überschlägerung fast 
durchwegs nur in kleinen Bauernwaldbeständen 
festzustellen war. In kleinbäuerlichen Betrieben hat 
der Wald eine ganz andere Funktion als in einem 
großen Forstbetrieb. Der Forstwirtschaftsplan eines 
Gutsbetriebes in der Obersteiermark sieht aus wie 
ein Schachbrett. Es sind viele Quadrate darauf. Der 
Herr Forstmeister kann Ihnen sagen, welches Plan­
quadrat im Jahre 1978 geschlagen wird. Man 
spricht von der sogenannten nachhaltigen Nutzung. 
Und interessanterweise kann man in den größten 
Waldbesitzungen kaum von einer überschlägerung 

sprechen. (LH. K r a i n e r : „Im Gegenteil! Es 
wurde noch zu keiner Zeit so viel aufgeforstet.") 
Im kleinbäuerlichen Betrieb spielt der Wald eine 
andere Rolle. Er ist die Reserve des Bauern und 
ermöglicht ihm die notwendigen Investitionen, die 
er in der Landwirtschaft durchführen muß. Ange­
fangen von der Mechanisierung bis zur Tbc-Frei­
machung. Die Klein- und Mittelbetriebe können 
diese Erfordernisse unmöglich aus dem normalen 
Wirtschaftsertrag herauswirtschaften. Der Bauer 
muß seine Reserve angreifen, er muß Vorgriffe ma­
chen in diese grüne Reserve. Hat er seinen Hof 
mechanisiert, so wird er konkurrenzfähig sein, aber 
er wird dafür auf Jahrzehnte sparen müssen. Es ist 
richtig, was hier in einem Zwischenruf gesagt 
wurde, daß noch zu keiner Zeit so viel aufgeforstet 
wurde wie in den letzten Jahren. Es sind im Jahre 
1959 — und für dieses Jahr haben wir erst den voll­
kommenen Abschluß — 2'2mal soviel Waldpflan­
zen in Steiermark angepflanzt worden als in den 
Jahren 1937/1938 vor dem zweiten Weltkrieg. Man 
sieht, daß die Bauernschaft nicht nur Holz erntet, 
sondern alles tut, daß auch künftige Generationen 
diesen wertvollen Rohstoff zur Verfügung haben 
werden. 

Hohes Haus, ich habe mich bemüht, Ihnen aus 
der großen Fülle der landwirtschaftlichen Probleme 
einen ganz kurzen kaleidoskopartigen Ausschnitt 
zu geben. Meine Berufskollegen werden das Be­
scheidene, das ich Ihnen gebracht habe, sicherlich 
noch in weitestem Maße ergänzen. Nehmen Sie zur 
Kenntnis, daß unsere Bauernschaft sich ihrer Ver­
antwortung der gesamten Bevölkerung und der 
Volkswirtschaft gegenüber voll und ganz bewußt 
ist. Nehmen Sie aber auch zur Kenntnis, daß diese 
Bauernschaft ihre Aufgabe als Lebensmittelversor-
ger unserer Bevölkerung desto besser und nachhal­
tiger, ihre volkswirtschaftliche Aufgabe desto um­
fassender erfüllen kann, je größer das Verständnis 
ist, das ihr auch von der Gegenseite entgegenge­
bracht wird. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Hans Brandl: Hoher Landtag! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Unter der allgemeinen Post 
„Förderung für die Land- und Forstwirtschaft" ist 
unter Post 731,702 auch ein Betrag zur Förderung 
des Ausbaues von Kleinwasserkraftanlagen und 
Elektrifizierungen in der Höhe von 1,750.000 S vor­
gesehen. 

Wir alle wissen zur Genüge, daß die Bedeutung 
des elektrischen Stromes in unserem Wirtschafts­
leben in den letzten Jahren einen ungeheuren Auf­
schwung genommen hat. Trotz gewaltiger Anstren­
gungen der Elektrizitätsversorgungsunternehmun­
gen sind dieselben fast nicht imstande, dem Strom­
bedarf nachzukommen. Wenn man den Stromver­
brauch in Österreich vom Jahre 1951 bis 1959 in 
der statistischen und sehr übersichtlichen Aufstel­
lung des Verbandes der Elektrizitätswerke Öster­
reichs vergleicht, so kann man sehr interessante 
Feststellungen machen. So wurden z. B. für den 
Haushalt im Jahre 1951 558 Millionen kWh, 1959 
1516 Millionen kWh verbraucht, das ergibt also fast 
eine dreifache Steigerung. Im Gewerbe wurden 1951 
451 Millionen kWh und 1959 1130 Millionen kWh 
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verbraucht, also eine Steigerung um das 2 Vi fache. 
Die Landwirtschaft benötigte 1951 1,08 Millionen 
kWh, 1959 277 Millionen kWh, ebenfalls eine Stei­
gerung auf das 2 K fache. Die Industrie verbrauchte 
1951 2380 Millionen kWh und 1959 4686 Millionen 
kWh, also fast genau eine Verdoppelung. Die Be­
mühungen des Landes Steiermark und seiner Lan­
desgesellschaft um den Ausbau seiner Wasser­
kräfte und um die Errichtung von Dampfkraft­
werken sind bestimmt nennenswert , und man kann 
aus der Anlagenübersicht der Steweag vom Jahre 
1959 erfreulicherweise entnehmen, daß die Erzeu­
gung von 407 Millionen k W im Jahre 1959 auf 
716 Millionen kW im Jahre 1959 gesteigert werden 
konnte, während der Bezug von Strom aus frem­
den Kraftwerken im gleichen Zeitraum von 371 Mil­
lionen kW auf 329 Millionen kW, also um 42 Mil­
lionen kW zurückgegangen ist. Im gesamten ge­
sehen, gehen wir auf dem Gebiet der Elektrizitäts­
wirtschaft bestimmt einer aufstrebenden Entwick­
lung entgegen. Fachexperten nehmen sogar an, daß 
sich der Bedarf an dieser größten, modernsten, 
aber auch leicht übertragbaren Kraftquelle im Laufe 
der nächsten 10 Jahre verdoppeln wird, was aller­
dings den Bund und die Länder und im besonderen 
die Elektrizitätsversorgungsunternehmungen so­
wohl in technischer als auch finanzieller Hinsicht' 
vor gewaltige Probleme stellen wird. 

Wenn ich nun mit. dieser Einleitung die positiven 
Seiten aufgezeigt habe, dann erlauben Sie mir auch, 
darauf hinzuweisen, daß bei der Elektrifizierung für 
weite Teile unseres Landes lange Zeit hindurch das 
Prinzip der Rentabilität im Vordergrund gestanden 
ist und dadurch naturgemäß abgeschiedene Täler 
und Streusiedlungen wenig oder gar nicht berück­
sichtigt wurden. Wir können daher heute feststel­
len, daß die Elektrifizierungsprojekte, die wir noch 
durchzuführen haben, nur mehr mit der Unterstüt­
zung öffentlicher Mittel Zustandekommen können. 
Wenn außer de j Abgeschiedenheit, der Unrentabi-
lität auch noch die Landesgrenze dazu kommt, ist 
für die Elektrifizierung solcher Gebiete so ziem­
lich der höchste Schwierigkeitsgrad erreicht. Ich 
möchte auf zwei solcher Projekte hinweisen, die im 
Mariazeller Gebiet l iegen und von der Bevölkerung 
schon sehr lange diskutiert werden. 

Zuerst zur Elektrifizierung des Salzatales. Hier 
müßte eine Hochspannungsleitung, von Gußwerk 
ausgehend über den Weichselboden nach Schöder 
in einer Länge von 35 km gebaut werden, die auf 
dieser langen Strecke allerdings nur 87 Objekte mit 
insgesamt 146 bis 150 Haushaltsanschlüssen betref­
fen würde. Schon im Jahre 1952 wurde versucht, 
dieses Salzatal zu elektrifizieren, es ist dies aller­
dings an der Finanzierung und am Widers tand der 
österreichischen Bundesforste gescheitert. Neue Be­
mühungen wurden in den letzten Monaten aufge­
nommen und eine Besprechung darüber ha t am 
16. September d. J. in Weichselboden stattgefunden, 
wo es um die grundsätzliche Frage ging, ob man 
den Anschluß von der Gemeinde Wien her über 
Wildalpen oder von der anderen einzigen Möglich­
keit, vom Elektrizitätswerk Mariazell aus durch­
führen soll. Soweit ich erfahren habe, wurde eine 
Kommission eigens mit dieser Frage beschäftigt. 
Meiner persönlichen Meinung nach kann eine zu­

friedenstellende Lösung nur dann gefunden werden, 
wenn man die Elektrifizierung vom E-Werk Maria­
zell aus, das bereits jetzt rund drei Fünftel seines 
Strombedarfes von der NEWAG bezieht, durchführt. 
Es handelt sich um ein Projekt, das 3 bis 4 Millio­
nen Schilling kosten wird. 

Das zweite Elektrifizierungsprojekt ist Terz, 
Lahnsattel, Neuwald-Frein. Hier wurden sehr gründ­
liche Erhebungen durchgeführt, und es war die ur­
sprüngliche Absicht, diese Elektrifizierung ebenfalls 
vom E-Werk Mariazell, als nächstgelegenes E-Werk, 
in Angriff zu nehmen. In der Zwischenzeit hat die 
NEWAG ein Elektrifizierungsprojekt, das im gro­
ßen im Plan ausgearbeitet ist, übernommen und 
durch das von St. Ägyd aus, von der niederöster­
reichischen Seite aus, zum Teil steirisches Gebiet 
erschlossen werden solL Auch diese Leitung hat 
eine Länge von 24 km, und rund die- Hälfte der 
Anschlußwerber, rund 150, l iegen auf steirischem 
Gebiet. Wir betrachten es hier als eine Aufgabe 
der Steiermärkischen Landesregierung, daß dafür 
gesorgt wird, daß die steirischen Interessenten in 
Verhandlungen mit der niederösterreichischen Lan­
desregierung entsprechend abgesichert werden, daß 
auch sie in den Anschluß einbezogen werden sollen. 
Ich habe daher im Finanzausschuß einen Resolu­
tionsantrag eingebracht, dem sich die Abgeordne­
ten der ÖVP und FPÖ angeschlossen haben und 
der folgenden Wortlaut hat: 

„Die Landesregierung wird aufgefordert, die not­
wendigen Schritte zu unternehmen, damit die Elek­
trifizierung folgender Gebiete sichergestellt und 
durchgeführt wird: 

1. Salzatal von Gußwerk über Greith-Dürradmer 
nach Weichselboden (Länge der Leitung 35 km; 
87 Objekte; 146 Anschlüsse). Es wären die notwen­
digen Verhandlungen mit der Gemeinde Mariazell, 
deren E-Werk die Elektrifizierung durchführen soll, 
aufzunehmen. 

2. Terz—Lahnsattel—Frein (Länge der Leitung 
ca. 24 km; 146 Anschlüsse). Es wären Verhandlun­
gen mit der NEWAG einzuleiten, damit diese auch 
die notwendigen Anschlüsse, der steirischen Interes­
senten von den von ihr entlang der Landesgrenze 
errichteten Leitungen herstellt." 

Meine Damen und Herren, sowohl das Salzatal 
wie auch Terz—Lahnsattel—Frein liegen ha r t an 
der niederösterreichischen Grenze und dieses Gebiet 
wird von Forstarbeitern und einigen Bauern be­
siedelt; der Großteil der Objekte findet sich im Be­
sitz der österreichischen Bundesforste. Die Men­
schen aber, die dort wohnen, die b rav und pflicht­
bewußt ohne viel Aufhebens ihre schwere Arbeit 
verrichten, sie können jetzt beim t rüben Schein der 
Petroleumlampe über die ungeheuren technischen 
Errungenschaften und Erfindungen menschlichen 
Geistes lesen und können für sich ihre Betrachtun­
gen anstellen und können ihre Vergleiche ziehen. 
Sie sind nicht nur ausgeschlossen vom elektrischen 
Licht, das heute eine Selbstverständlichkeit bedeu­
tet, sondern sie müssen auch in ihrem Haushalt 
und in ihrer Familie auf alle Arbeitserleichterungen, 
auf die Geräte, die uns der elektrische Strom er­
möglicht, verzichten. 
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Ich darf daher abschließend die Abgeordneten 
dieses Hohen Hauses bitten, dem gemeinsamen Re­
solutionsantrag die Zustimmung zu geben und dar­
über h'inaus die Landesregierung bitten, alle Kräfte 
einzusetzen, um denen zu helfen, die bisher noch im 
Schatten stehen, aber am Wiederaufbau unserer 
Heimat und unserer Wirtschaft ebenso ehrlich mit­
gearbeitet haben und daher einen Anteil an diesem 
Fortschritt unseres Landes haben sollten. (Lebhafter 
Beifall.) 

Abg. Karl Lackner: Hoher Landtag! Wenn ich 
mich an die Budgetberatungen der letzten drei Jahre 
erinnere, so haben bei der Gruppe 7 die Landwirt­
schaftsvertreter sehr deutlich und energisch die be­
rechtigten Wünsche und Forderungen der Landwirt­
schaft zum Ausdruck gebracht. Und wenn man dann 
nach den Ergebnissen sieht, so muß man feststel­
len, daß davon sehr wenig übrig geblieben ist, daß 
viele berechtigte Wünsche und Worte i rgendwo 
verhallt sind. Wenn man die Ansätze der Gruppe 7 
durchsieht, kann man feststellen, daß eine Reihe 
von Posten erhöht wurde und daß z. B. für die Be­
seitigung von Hochwasserschäden eine neue Post 
erstmalig aufscheint. Die Posten für Besitzfestigung 
und Güterwegbau sind in vollem Umfang gleich­
geblieben. 

In den J ahren 1957 bis 1960 wurden an 1646 Be­
trieben 13,405.000 S an Beihilfen gewährt, aber zur 
gleichen Zeit wurden auch an 4406 Betrieben zirka 
109,900.000 S Kredite gegeben. Aus diesen Ziffern 
geht sehr deutlich hervor, daß die Landwirtschaft 
nicht, wie behauptet, wird, von Subventionen lebt, 
sondern daß sie für alle diese Förderungen fast zu 
90°/o Kredite in Anspruch nehmen muß, die sie, 
wenn auch mit einem verbilligten Zinsfuß, zurück­
zahlt. Es muß hervorgehoben werden, daß die Land­
wirte, die diese Kredite in Anspruch nehmen, sich 
für 10 J ahre Schulden auf lasten, um damit ihre 
Existenz zu sichern. Durch diese Darlehensaufnah­
men wird auch die ganze Wirtschaft belebt, denn 
diese Förderungen sind ja meistens baulicher Na­
tur, und davon lebt nicht nur der Schmied, der 
Kaufmann, sondern auch der letzte Hilfsarbeiter 
i rgendeiner Baufirma. Für die Darlehen für den 
Güterwegbau gilt dasselbe. Durch den Güterwegbau 
werden in der Hauptsache Höfe erschlossen. In 
2509 Baulosen wurden 63 Millionen Schilling aus 
Bedarfszuweisungen verbaut, dazu kommen noch 
50°/o der Eigenleistungen der Besitzer. Dadurch 
haben viele Menschen Arbeit und Brot gefunden. 
Diese kleinen Beihilfen, die nur ein kleines Pflaster 
auf da-s große Loch sind, kommen letzten Endes 
auch wieder der al lgemeinen Wirtschaft zugute, und 
der Staat bringt sie zehnfach oder mehr wieder her­
ein. Es muß zugegeben werden, daß in d e j Land­
wirtschaft, von der Vergangenheit aus gesehen, ge­
waltiges geleistet wurde. Arbeitsgeräte, Arbeits­
methoden, die seit Hunderten von Jahren ihre Gel­
tung hatten, sind durch den technischen Aufschwung 
und den Fortschritt über Nacht verschwunden. Aber 
von der allgemeinen Entwicklung aus gesehen 
bleibt unser Stand wirtschaftlich immer mehr zurück, 
während auf allen anderen Sparten stete Preisstei­
gerungen und Erhöhungen vor sich gehen, ist 

man nicht bereit, auf die primitivsten Forderungen 
der Landwirtschaft einzugehen. 

Ich möchte ganz kurz darauf hinweisen, die Milch 
braucht nicht aufgefettet werden, sondern es müßte 
die Abfettung eingestellt werden. Es handelt sich 
doch um ein hochwertiges Nahrungsmittel, um ein 
Naturprodukt, das durch den Entzug von wertvol­
len Fettstoffen verfälscht wird. Außerdem werden 
durch den Entzug von Fettstoffen' der Milch noch 
andere Aufbaustoffe entzogen, die für die Gesund­
heit überaus notwendig sind. Es ist sicher nicht all­
gemein bekannt, daß gerade in der Milch alle Auf-
baustoffe enthalten sind, die der Mensch braucht, 
wie z. B. die E-Vitamine, die Fortpflanzungsvita­
mine sind, auf die die Menschheit nicht verzichten 
kann. Eine solche Maßnahme mag in Notzeiten vor­
übergehend sicherlich erforderlich sein, aber in nor­
malen Zeiten müßte eine solche Verfälschung nach 
dem Lebensmittelgesetz bestraft werden. Jedenfalls 
ist dies eine echte Forderung und ein echter Wunsch 
der Konsumenten, endlich eine vollwertige. Milch zu 
bekommen und wir könnten dadurch den großen 
Butterüberschuß wesentlich verringern. Bedauer­
licherweise ist diese Forderung der Landwirtschaft 
von den Sozialisten in Wien immer verhindert wor­
den mit der Begründung, daß eine neue Preissteige­
rung nicht zu verantworten sei.. Ich. möchte hiezu 
sagen, wir fordern keine Milchpreiserhöhung, son­
dern nur einen Preisausgleich für die Qualitätsver­
besserung. Die Überproduktion in der Milch ist 
keine reine Überproduktion. Sie ist nur scheinbar. 
Der Abg. Hegenbarth hat schon darauf hingewie­
sen. Wenn man die Einfuhr von ausländischen Fet­
ten und ö len , die zur Herstellung von Margarine 
notwendig sind, einstellen würde, dann würde die 
ganze Butter-Affäre beseitigt sein. 

Der Herr Abg. Dr. Stepantschitz hat in seinem 
ausgezeichneten Referat gesagt, „noch führen wir 
in Österreich ein gesundes Leben". Ich darf aber 
auch sagen, seit man von einem bekannten Arzt 
gehört hat, daß die Ärzteschaft besorgt ist um die 
Gesundheit der Menschen, nimmt die Sabotierung 
künstlich hergestellter Lebensmittel immer mehr zu. 
Und es sagt sehr viel. Wir dürfen daher, und mit 
Recht, von allen Berufsschichten und von den Ver­
tretern der sozialistischen Partei mehr Verständnis 
für die Landwirtschaft verlangen, denn unser Stand 
ist es, der noch die gesunden und echten Lebensmit­
tel produziert, die zur Gesunderhaltung der Mensch­
heit notwendig sind. Es ha t ja auch die Landwirt­
schaft in Notzeiten für alle anderen Berufsstände das 
nötige Verständnis gehabt, und dort, wo es gefehlt 
hat, wurde es einfach erzwungen. Der Herr Landes­
rat Sebastian hat gesagt, das Bundesheer müßte 
verstärkt werden. Wollen wir nur für den Kriegs­
fall hoffen, daß wir in der Lage sind, dieses Heer 
mit landeseigenen Lebensmitteln zu versorgen. 
Heute scheint es oft so, daß die Landwirtschaft 
durch die niedrigen Preise ihrer Produkte den ho­
hen Lebensstandard der nicht bäuerlichen Kreise 
nicht erreichen kann. Alle neuen Preiserhöhungen, 
die ab 1. Jänner 1961 in Kraft treten, bedeuten für 
die Landwirtschaft eine neuerliche Belastung, der 
gegenüber wir keine einzige Ausgleichsmöglichkeit 
haben. Ich möchte daher mit aller Entschiedenheit 
feststellen, die Landwirtschaft verträgt keine neue 



\\\6 52. Sitzung des Steierm. Landtages, IV. Periode. — 15., 16. und 17. Dezember 1960. 

Belastung mehr. Wenn das so weiter geht, werden 
wir gezwungen sein, irgendwelche Maßnahmen zu 
ergreifen. Und jetzt kommen noch Forderungen, 
und zwar ist das in Zukunft die Bereitstellung von 
Mitteln zur Errichtung von Aufbaugebieten in der 
Obersteiermark. Es gibt auch im Ennstal sehr viele 
Täler, die heute noch nicht elektrifiziert sind. Der 
Herr Abg. Brandl hat ja schon darauf hingewiesen. 
Es- gibt noch sehr viele Seitentäler im Ennstal, die 
nur zum Teil durch Güterwege aufgeschlossen sind. 

Eine der dringendsten Forderungen ist die nach 
verstärkten Mitteln für die so wichtigen Vorhaben 
der Entwässerung, der Wildbachverbauung und der 
Flußregulierung. Es ist für uns unverständlich, wie 
es möglich ist, daß so wenig Verständnis dafür 
herrscht, Ersatzland zu beschaffen für die vielen 
Hektar Grund, die auf anderer Seite durch Bauten 
usw. der Landwirtschaft verloren gehen. Wie soll 
denn der Bauer in Zukunft seiner Aufgabe gerecht 
werden, den Boden zu bebauen und zu bearbeiten, 
wenn man ihm diesen Boden für alle möglichen 
technischen Maßnahmen wegnimmt und kein Er­
satzland dafür gibt? 

Ebenso sind vers tärkte Mittel für die Bekämp­
fung der Rinderseuchen notwendig. Wir werden in 
Zukunft nur seuchenfreie Rinder im In- und Aus­
land abverkau'fen können. Außerdem ist es, wenn 
wir ein Fremdenverkehrsland sein wollen, auch 
notwendig, ein seuchenfreies Land zu sein. 

Zu all den materiellen Sorgen kommt aber noch 
ein sehr ernstes Problem, das ist unsere schwer ar­
beitende und ausgeschundene Bergbäuerin, die 
neben der vielen Haus- und Stallarbeit oft noch die 
einzige Mitarbeiterin des Bauern am Felde ist und 
die noch dazu die Aufgabe hat, uns neues Leben zu 
schenken und eine Kinderschar zu erziehen. Es 
müssen daher dringende Maßnahmen ergriffen 
werden, um durch die Rationalisierung des bäuer­
lichen Haushaltes wenigstens zum Teil dieser Pio­
nierin unseres Standes die Arbeit zu erleichtern. 
Wenn es uns nicht gelingt, diese Menschen gesund 
und leistungsfähig zu erhalten, dann sind nicht nur 
alle Förderungsmittel umsonst, dann geben wir uns 
auch selbst auf. (Starker Beifall) 

Abg. Koller: Hoher Landtag! Meine Damen un^ 
Herren! Fast 26. Millionen Schilling hat der Steier-
märkische Landtag in den letzten 4 Jahren für die 
steirischen Feuerwehren und ihre Organisationen 
ausgegeben. 755 steirische Feuerwehren haben auch 
wieder im kommenden Jahr etwas über 1V> Millio­
nen Schilling zu erwarten. Damit haben die 27.500 
steirischen Feuerwehrmänner jene technischen Vor­
aussetzungen erhalten, die sie bei ihren Brand- und 
technischen Einsätzen — etwa 3% Millionen pro 
Jahr — brauchen. Ich stelle dies mit besonderer 
Genugtuung fest, weil ich der Meinung bin, daß dies 
nur eine bescheidene Abgeltung für den selbst­
losen Einsatz unserer Feuerwehrmänner ist. Es sind 
unsere Feuerwehren mehr als bloß Vereine oder 
Selbstschutzorgänisationen. Gerade in einer Zeit, 
in der das materielle Denken fast zum alleinigen 
Begriff geworden ist, sind sie ein Beispie! wahrer 
und selbstverständlicher Hilfsbereitschaft dem 
Nächsten gegenüber. Was sonst könnte die Tau­

sende braver Männer landauf und landab bewe­
gen, so viele freie Stunden für die Erhaltung der ' 
Schlagkraft der Feuerwehren durch Übungen usw. 
zu opfern und im Notfall nicht nur Zeit und 'Kraft, 
sondern, auch Leben und Gesundheit einzusetzen 
in nachbarlicher und menschlicher Hilfsbereitschaft? 
Diese menschlichen Wer te kann man nicht in Zif­
fern festhalten, sondern nur dankbar anerkennen. 
Diese Eigenschaften, die unsere steirischen Feuer­
wehren besonders auszeichnen, machen sie auch zu-
einer wichtigen erzieherischen Einrichtung für un­
sere jungen Menschen, vor allem in ländlichen Ge­
meinden, in denen diese jungen Menschen ihre Ge­
meinschaftsgesinnung durch die Tat bezeugen kön­
nen. So darf ich dankbar den Einsatz der steirischen 
Feuerwehrmänner anerkennen, die in Brand- und 
technischen Katastropheneinsätzen schon Millionen­
werte erhalten haben. Aber auch dem Landesfeuer-
wehrreferat und der steirischen Landesregierung 
möchte ich danken und sie ersuchen, soviel Ver­
ständnis wie bisher auch künftighin für unsere 
Feuerwehren und ihre Männer aufzubringen. 

Meine Damen und Herren, die Abgordneten der 
ÖVP haben in echter Sorge um die Entwicklung der 
Landwirtschaft zum Abschnitt 73 „Förderung der 
Land- und Forstwirtschaft" einen Resolutiorisantrag 
eingebracht. Der Herr Abg. Scheer hat sich auch 
diesem Resolutionsantrag angeschlossen. Die Sorge 
um die Landwirtschaft geht schon aus der Einleitung 
zu diesem Resolutionsantrag hervor, die lautet: 
„Das Land Steiermark ist mit dem Schicksal seiner 
Bauern auf das s tärkste verbunden. Die Lage der 
Landwirtschaft, vor allem der Gebirgs- und Klein­
bauern, gibt nicht nur zu ernstlicher Besorgnis An­
laß, sondern verlangt sofortige Maßnahmen, um 
deren Existenz zu erhalten. Es wird daher die Bun­
desregierung aufgefordert, u. a. dafür zu sorgen, 
daß verschiedene Maßnahmen getroffen werden." 

Es ist aus den Ausführungen meiner Vorredner 
schon hervorgegangen, daß sich das Preisniveau in 
der Landwirtschaft in den letzten 8 Jahren kaum 
verändert hat, d. h. soweit es die Einnahmenseite 
betrifft. Wohl aber sind — und Sie brauchen sich 
nur die Indexzahlen anzusehen — die Preise der 
industriellen Erzeugnise, also aller jener Dinge, die 
der bäuerliche Mensch- als industrieller und ge­
werblicher Konsument braucht, gestiegen. „Die 
offenkundige Disparität", heißt es weiter in dieser 
Resolution, ,,soll nach besten Möglichkeiten be­
hoben und dem Bauernstand keine neue Belastun­
gen aufgebürdet werden. Sollten solche neuerlichen 
Belastungen nicht zu vermeiden sein, so sind sie 
der Landwirtschaft entsprechend abzugelten." W i r 
sind der Meinung und Überzeugung auf Grund der 
Tatsachen und genauer Kenntnis der Situation, daß 
jetzt die Möglichkeiten, die die Landwirtschaft bis­
her noch einigermaßen gehabt hat, nämlich die zu­
sätzlichen Belastungen in Form von Produktions­
steigerungen abzudecken, nicht mehr vorhanden 
sind, und zwar deshalb nicht mehr vorhanden, weil 
wir auf dem Absatzsektor schon ernstliche Schwie­
rigkeiten in verschiedenen Sparten haben. Dazu 
kommt noch oft eine Handelspolitik in Fragen der 
Importe, die unverständlich ist. Man hört da und 
dort, daß bei diesen Importverhandlungen der ver­
schiedenen Kammern und Körperschaften Meinun-



52. Sitzung des Steierm. Landtages, IV. Periode. — 15., 16. und 17. Dezember i960. 1117 

gen und Anschauungen zutage treten, daß einem 
als Bauer und Landwirt oft ein komisches Gruseln 
über den Rücken läuft. Meine sehr Verehrten, es 
wäre das eine oder andere nicht unbedingt not­
wendig. Wenn sich doch die Verantwortlichen mehr 
einer agrarischen Gesinnung bewußt wären, daß 
letzten Endes ein gesunder und kräftiger Bauern­
stand keine Angelegenheit des bäuerlichen Men­
schen allein, sondern eine Angelegenheit des gan­
zen Volkes sein muß. Aber auch durch gesetzliche 
Maßnahmen die Arbeitsbelastung des bäuerlichen 
Menschen bzw. seiner Familie abzugelten, ist lei­
der auch — dies stelle ich mit Nachdruck fest —• 
nicht mehr möglich. Was unsere bäuerlichen Fa­
milien und Bäuerinnen heute fast Tag und Nacht 
leisten müssen, kann gar nicht mehr gesteigert wer­
den. Man muß sich darüber klar sein, daß unsere 
Bäuerinnen nicht nur die ersten und besten Arbeits­
kräfte auf dem Hof, in Feld und Stall sind, sondern 
daß sie noch dazu die Aufgabe haben, Mutter und 
Hüterin, der Familie zu sein. Dazu kommt noch, 
das ist aus den Worten des Berichterstatters her­
vorgegangen, daß ein Ersatz oder Ausgleich durch 
fremde Arbeitskräfte kaum zu erwarten ist. 

Der zweite Punkt unserer Resolution lautet: „Der 
einheitliche Milchpreis muß gewahrt bleiben und für 
den Absatz von Milch- und Molkereiprodukten ist 
zu sorgen." Sie wissen alle, daß die Milch zu jenen 
steten und monatlichen Einnahmen unserer bäuer­
lichen Bevölkerung geworden ist, die gerade eine 
Säule der bäuerlichen Wirtschaft ist. Daß sie sehr 
wachsam alle Experimente und alle Verschiebun­
gen, mögen sie noch so schön getarnt und bemän­
telt sein, verfolgt, ist wohl klar. Denn eines steht 
fest, die bäuerlichen Betriebe haben sich im Ver­
laufe der letzten Jahrzehnte von dem früheren Typ 
der Selbstversorgung auf die Marktwirtschaft um­
gestellt. Das bedingt natürlich auch einen kontinu­
ierlichen Zufluß von Barmitteln in jeden bäuerlichen 
Betrieb. Das ist nicht allein eine Angelegenheit der 
bäuerlichen Familie, sondern muß eine Angelegen­
heit der ganzen Bevölkerung sein. Denn wenn sie 
sich die Mühe nehmen würden und die Statistik 
ansehen, in welch großem Ausmaß die Landwirt­
schaft heute gewerblicher und industrieller Konsu­
ment ist, dann glaube ich, müßte man Verständnis 
dafür aufbringen, daß eine gesunde und kaufkräf­
tige Landwirtschaft in hohem Maße wichtiger Ver­
braucher für Gewerbe- und Industriegüter ist. 

Der dritte Punkt unserer Resolution lautet: 
„Durch Verstärkung der landwirtschaftlichen För­
derungsmittel auf Grund des Landwirtschaftsgeset­
zes ist im besonderen auch auf die Meliorationen 
und landwirtschaftlichen Wege Bedacht zu nehmen." 
Ich glaube, daß auch diejenigen, die normalerweise 
in den Städten und Märkten wohnen und durch 
das Ruhe- und Erholungsbedürfnis — nicht allein 
nur durch Grenzlandfahrten — auf das Land kom­
men und dort auch die Wege gesehen haben. Wir 
haben etwa 26.000 km Gemeindewege in der Steier­
mark, die sich oft in einem mehr als trostlosen Zu­
stand befinden. Es ist daher ferner verständlich, daß 
wir alles daran setzen müssen, in i rgendeiner 
Form diese Wege auszubauen. Denn versetzen Sie 
sich in die Lage eines landwirtschaftlichen Betrie­
bes, der 1, 2 oder 3 km Zufahrtsweg zu befahren 

hat, und in der Zeit, wo alles schnell und mit Tempo 
geht, kann kein Traktor oder Lastkraftwagen seine 
agrarischen Produkte, sei es Obst oder Vieh, ab­
holen, weil er nicht zu diesem Hof fahren kann. 
Aber genauso wenig kann ein Motorfahrzeug mit 
Gebrauchsgütern und Baumaterialien, die im täg­
lichen Bedarf gebraucht werden, zu diesem Betrieb 
hinfahren. Die Wege sind daher geradezu eine 
Voraussetzung, um in exponierten Lagen die Mög­
lichkeit der Bewirtschaftung dieser Betriebe auf­
recht zu erhalten. Aber auch die Meliorationen und 
Entwässerungen sind in der Zeit der zunehmenden 
Mechanisierung eine Voraussetzung. Sicher haben 
sie mit den Kühen, Ochsen und Pferden in sump­
fige oder nasse Grundstücke fahren können, aber 
mit dem Traktor und den verschiedenen Erntema­
schinen, die leider Gottes eine Voraussetzung sind, 
geht das nicht mehr, denn die Zeit, in der die 
menschlichen Arbeitskräfte ausreichend waren, ge­
hört der Vergangenheit an. Es muß alles möglichst 
rationell gemacht werden. Mit allen diesen Ma­
schinen können sie auf den feuchten und nassen 
Grundstücken nichts anfangen. Daher also ist es 
auch eine berechtigte Forderung, besondere Mittel 
und mehr Mittel nicht nur für die Wege, sondern 
auch für die Meliorationen und Entwässerungen 
bereitzustellen. 

4. Punkt: „Der Treibstoff für die landwirtschaft­
lichen Maschinen ist von der Mineralölsteuer zu 
befreien," Das ist keine neue Erfindung. Es war 
schon einmal so und wird in verschiedenen Län­
dern auch heute noch gehandhabt und hat auch 
seinen Sinn, denn das ist eine zusätzliche Belastung. 
Wir sind der Meinung, daß sich die Landwirtschaft 
am meisten von alle Berufsgruppen mit dem Pro­
blem der schlechten Wege und Zufahrtsstraßen be­
fassen muß und daher auch am ehesten ein Anrecht 
hat, in dieser Hinsicht berücksichtigt zu werden. 
Das ist eigentlich eine bescheidene Forderung, wenn 
man bedenkt, daß man nach dem letzten mir zuge­
kommenen Bericht in Westdeutschland sogar die 
Umsatzsteuer für die Landwirtschaft nicht mehr ein­
hebt. 

5. Punkt: „Die Befristung der Gesetze über Markt­
ordnung und die Befristung des Landwirtschaftsge­
setzes wird als eine Ungerechtigkeit empfunden. Es 
entsteht der Eindruck, als ob man in Österreich eine 
Landwirtschaft auf Zeit und die bäuerliche Sicher­
heit im sogenannten Wohlfahrtsstaat auf Raten sta­
tuieren wollte." Hiezu eine Feststellung: Es würde 
wohl niemandem einfallen und es würde auch we­
nig Verständnis finden, wenn man fordern würde, 
das wichtigste Sozialgesetz, das ASVG, oder ein an­
deres Gesetz auf Raten, auf Zeit zu befristen. Man 
findet aber wenig daran, daß so entscheidende Ge­
setze für die Landwirtschaft, wie das Marktord­
nungsgesetz und das Landwirtschaftsgesetz, auf 
Zeit s tatuiert werden. Ich glaube, dazu die Fest­
stellung treffen zu können, daß es beschämend für 
die Landwirtschaft ist, von Jahr zu Jahr gerade in 
dieser Richtung zum Gegenstand politischer Aus­
einandersetzungen gemacht zu werden. 

Die Bedeutung des Bauernstandes, die Aufgaben, 
die ihm seit Jahrtausenden von der Schöpfung her 
gegeben sind, immer mehr unter viel Mühe und 

10 



1118 52. Sitzung des Steierm Landtages, IV. Periode. — 15., 16. und 17. Dezember 1960. 

Schweiß das tägliche Brot aus der Mutter Erde zu 
schaffen, dieser Bauernstand, der neben dieser Auf­
gabe auch biologische Aufgaben zu erfüllen hat, 
verdient es nicht, in Fragen, die seine Existenz be­
deuten, zum politischen Handelsobjekt gemacht zu 
werden. Es ist heute mit Recht ausgeführt worden, 
daß der gesunde Bauernstand ein Anliegen für alle, 
für die ganze österreichische Bevölkerung ist und 
daß dieser Bauernstand ein wichtiger industrieller 
und gewerblicher Konsument ist und sein muß. 

Ich darf daher, meine Damen und Herren, um die 
Zustimmung zu dieser Resolution ersuchen. (Starker 
Beifall bei ÖVP.) 

Abg. Edlinger: Hoher Landtag! Der Herr Kollege 
Koller hat über die Feuerwehren berichtet und ich 
möchte seinen Bericht noch ergänzen. Er hat be­
reits mitgeteilt, daß die Einnahmen aus der Feuer­
schutzsteuer größer geworden sind um 136.000 S 
und seit dem Jahre 1958 um über eine Million 
Schilling. Es ist erfreulich, daß die Feuerwehr aus 
der Feuerschutzsteuer derartige Beträge zur Ver­
fügung hat und vor allem das Inspektorat wird sich 
bemühen, diese Beträge nützlich und effektbringend 
zu verwenden. Besonders in der Landesfeuerwehr-
schule wird getrachtet, die Feuerwehren und ihre 
Funktionäre gut auszubilden, hat sie doch im Lande 
Steiermark 693 Ortsfeuerwehren zu betreuen. 60 
Betriebsfeuerwehren werden ebenfalls dort geschult. 
78 Fahrzeuge wurden im Jahre 1960 aus diesen 
Mitteln neu zugeteilt. Hiebei besteht allerdings 
die Bedingung, daß ein Drittel der Kosten die Ge­
meinde zu leisten hat, ein Drittel ist Eigenleistung 
und erst das letzte Drittel wird vom Verband bei­
gestellt. Zirka alle 3 Jahre ist eine Ortsfeuerwehr 
zuteilungsberechtigt. 

In der Landesfeuerwehrschule selbst wurden 
37 Kurse abgehalten mit einer Teilnehmerzahl von 
1275 Personen. Es sind bereits über 8000 geprüfte 
Maschinis ten 'vorhanden. Weiters wurden noch in 
der Steiermark abgehalten Gerätewartekurse und 
Atmungsschutzkurse, ferner Hauptleutelehrgänge, 
Informationslehrgänge. Eine neue Schulungsabtei-
iung, die bereits sehr ausgedehnt ist, befaßt sich 
mit Katastrophenschutz und Luftschutz. 

Wie schon erwähnt, sind unsere Feuerwehren die­
jenigen, die ohne Entgelt freiwillig zu jeder Tages­
und Nachtzeit bereit sind, Hilfe zu leisten und in 
den Einsatz zu gehen. Als alter Feuerwehrmann, 
der über 30 Jahre Dienst gemacht und in einem ab­
gelegenen Winkel der Steiermark seinen Wohnsitz 
hat, möchte ich den zuständigen Referenten auf 
einige Mängel aufmerksam machen. Woran es vor 
allem uns Streusiedlern, Berg- und Hügellandbau­
ern mangelt, sind die sogenannten Wasserbezugs­
stellen, die Feuerlöschteiche. In letzter Zeit, es ist 
kaum 1 Jahr her, sind in unserem Gerichtsbezirk 
3 Brände ausgebrochen, die nur deshalb zu einem 
Totalschaden geführt haben, weil eben kein Wasser 
vorhanden war. Ein Fall war besonders tragisch, 
weil nicht ganz 100 m von der Brandstelle entfernt 
auf gleicher Ebene eine s tarke Quelle vorhanden 
ist, in deren Nähe bei einiger Vorplanung leicht ein 
sogenannter Feuerlöschteich hätte errichtet werden 
können. Dann wäre wenigstens ein Teil des Ob­

jektes gerettet worden. 5 größere Bauernhöfe könn­
ten aus diesem einen Löschteich bei eventuellen 
Bränden mit Wasser versorgt werden. Deswegen 
möchte ich dem Herrn Referenten die Anregung 
geben, man möge die Feuerwehren nicht nur mit 
Fahrzeugen und Funkgeräten ausstatten, sondern 
auch Wasserbezugsstellen errichten und Zufahrten 
zu den Löschteichen herstellen. Das ist alles sehr 
notwendig und sinnvoll. 

Es wurde vom Landesverband auch bereits im 
Oktober ein Schreiben an die Steiermärkische Lan­
desregierung gerichtet, worin um eine Erhöhung 
des Landesverbandsbeitrages von 7 S auf 10 S ge­
beten wird. Ich möchte bitten, daß* dieses Schreiben 
aufrecht erledigt wird. 

Nun zur Förderung der Landwirtschaft! Der Herr 
Generaldebattenredner hat das Kapitel Landwirt­
schaft nicht allzu sehr berührt, aber trotz dieser 
kurzen Bemerkungen zum Kapitel 7 ist ihm einiges 
unterlaufen, was ich richtigstellen möchte. Er sagte, 
die Mechanisierung der Mittel- und Kleinbauern 
müßte durch Kredite gefördert werden. Grundsätz­
lich ist dagegen nichts einzuwenden. Wie schaut 
das aber in der Praxis aus? Das Geld ist bald auf­
gebraucht und der Zinsendienst ist nicht allzu groß, 
aber das Rückzahlen ist schwierig. Der Bauer 
braucht nur 1 Jahr eine Mißernte haben, einen 
Krankheitsfall in der Familie oder ein Unglück im 
Stall, und er ist auf 1 bis 2 Jahre zurückgeworfen 
und kann diese Rückzahlungsraten nicht mehr lei­
sten. Er kommt dann in Not und aus seiner Ver-

' schuldung nicht mehr heraus. Ich glaube, das ist 
bedenklich, besonders beim Einkauf von Maschinen 
und Geräten. Wir wissen alle, daß Maschinen sehr 
schwer anzuschaffen sind, weil sie vor allem ein­
mal sehr teuer sind und die Ausnützung der Ma­
schinen oft nicht gegeben ist. Deshalb haben wir 
schon im Jahre 1954 die sogenannten Gemeinde­
maschinenhöfe gefordert und im Hohen Haus ist 
eine lange Diskussion dafür und dagegen entstan­
den. Wir sind damals allein geblieben mit unserem 
Antrag, die ÖVP konnte sich nicht dazu entschlie­
ßen und auch die Freiheitlichen nur bedingt. Die 
Maschinenhöfe, die inzwischen errichtet wurden, 
konnten leider nur in den sozialistisch verwal te ten 
Gemeinden errichtet werden. Und ich muß ehrlich 
sagen, sie haben sich durctrwegs bewährt, trotz 
kleiner Fehler dort und da. Ein Zeichen dafür, daß 
sie sich bewährt haben, ist, daß die Zahl der Be­
nutzer ständig steigt. Wir haben in der Steiermark 
bereits 41 Maschinenhöfe. (LH. K r a i n e r : „Ist 
nicht viel!") Wir hätten aus Landesmitteln gerne 
noch etwas mehr gehabt und deshalb über unsere 
Partei gebeten, man möge diese Post um 100.000 S 
für das heurige Jahr erhöhen. Das ist bestimmt eine 
ganz bescheidene Forderung. Diese 100.000 S sind 
uns nicht bewilligt worden. Sie sind nach den Er­
läuterungen für kommunale Maschinenhöfe zu ver­
wenden. Herr Landesrat Prirsch, Sie wissen, daß 
die Maschinenhöfe immer mein Anliegen waren. 
Nur eine kleine Kritik, und zwar deshalb, weil Ge­
meinden aus der Steiermark beteilt wurden . . . .• 
(LR. P r i r s c h : „Wann denn?") . . . . aus den 
100.000 S, die gar keine Maschinenhöfe haben, und 
das ist wohl nicht in Ordnung. (LR. P r i r s c h : „Da 
wäre ich doch neugierig!") Fürstenfeld! (LR. 
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P r i r s c h : „Die Stadt Fürstenfeld hat keinen Ma­
schinenhof.") Sie hat 98.000 S für sich inkammeriert. 
Fürstenfeld ha t 500 ha Waldbesitz und könnte sich 
selber einen Traktor kaufen. Ich hätte das nicht 
gesagt, aber Sie wollten einen Namen haben. 

Von diesen 600.000 S wurden nur 272.000 S für 
die kommunalen Maschinenhöfe ausgegeben, und 
das ist wenig, wenn man bedenkt, daß die Ge­
meinden selbst sich bemühen, durch eigene Leistun­
gen immer noch diese Maschinenhöfe zu erweitern 
und zu ergänzen. Abg. Hegenbarth hat gesagt, die 
Sozialisten haben nicht viel übrig für die Land­
wirtschaft und die Maschinenhöfe sind eine sozia­
listische Angelegenheit, da tun wir nicht mit. (Abg. 
H e g e n b a r t h : „Bei jeder guten Sache tun wir 
mit.") Wozu würden diese 100.000 S benötigt? Man 
hätte manchem Maschinenhof Zusatzgeräte verhelfen 
können. Die Herren von der Bauernschaft wissen, 
wozu diese Zusatzgeräte benötigt werden. Man 
kann diese gerade auf breiter Basis benutzen und 
die Rentabilität ist gegeben. Die Bürgermeister sind 
sicherlich gern bereit, zusätzliche Mittel aufzubrin­
gen,, sofern Landesmittel freigegeben werden. 

Der Berichterstatter bzw. der Referent zur' Gene­
raldebatte hat erklärt, die Sozialisten sind gegen 
die Grenzlandhilfe gewesen. Ich muß als Grenz­
landbauer und als zuständiger Abgeordneter des 
Grenzlandes dagegen protestieren. Sie können sich 
erinnern, wie die erste Post von 2 Millionen für 
die Grenzlandhilfe in den Voranschlag hineinge­
kommen ist. Ich glaube, im Jahre 1957 habe ich mich 
im Hohen Hause öffentlich bedankt: erstens beim 
Präsident Wallner, dessen Name heute noch nie ge­
nannt worden ist, der es vers tanden hat, durch eine 
Führung unseren Regierungsmitgliedern in den Auf­
bau- und Grenzlandgebieten zu zeigen, welches 
Elend und welche Not dort herrscht. Unser dama­
liger Finanzreferent Horvatek hat von Amts wegen 
2 Millionen für die Grenzlandhilfe eingesetzt. Da 
kann Dr. Rainer doch hier nicht behaupten, die So­
zialisten wären gegen die Grenzlandhilfe. Ich selbst 
weiß, wie unser damaliger Finanzreferent einem 
pr ivaten Unternehmer zu einem billigen Investi­
tionskredit von 300.000 S verholfen hat. Man kann 
deshalb nicht behaupten, die Sozialisten wären ge­
gen die Grenzlandhilfe. 

Unter den Aufbaugebieten, die wir in der Steier­
mark haben, wurde für das letzte Aufbaugebiet am 
24. November 1960 eine Gründerversammlung in 
Leutschach abgehalten, das Aufbaugebiet heißt 
Kreuzberg. Das ist der nordwestliche Zipfel der 
seinerzeitigen Windischen Büheln, als das südstei-
rische Gebiet noch nicht abgetrennt war. In der Mon­
archie war das ein Begriff für Obst- und Weinbau 
bis hinunter nach Pettau, Friedau, Luttenberg und 
nördlich bis nach Leibnitz. Dieses Gebiet ist das 
ärmste von der Steiermark. Nur Karrenwege haben 
durch dieses Gebiet geführt. Bis vor 5 Jahren hat 
es keinen einzigen fahrbaren Gemeindeweg gege­
ben. Es gibt dort keine geschlossene Siedlung, nur 
Streusiedlungen. Bis vor 5 Jahren war das ganze 
Gebiet noch nicht elektrifiziert, und jetzt hat man 
das als Aufbaugebiet durch Bereitstellung finan­
zieller Mittel betreut. Ich bin sehr dankbar, daß 
man dieses Gebiet zum Aufbaugebiet erklärt hat. 

Es sind auch Wünsche aus der Obersteiermark im 
Raum von Murau und Schöder berücksichtigt wor­
den. Die Gebiigsbauern sind es würdig, daß man 
sie unterstützt, ich glaube, auch aus dem Grunde, 
sind diese 2 Millionen-Ansätze erhöht worden auf 
3'5 Millionen. Ich darf auch dafür Dank sagen, daß 
für Spezialkulturen Geldmittel zur Verfügung ge­
stellt wurden. Diese Mittel verzinsen sich, sie sind 
nicht nutzlos angewendet. Für die Errichtung von 
Spezialkulturen im Grenzgebiet sind schon viele 
Millionen hineingepumpt worden. Auch kleinere, 
mittlere Bauern sind die Nutznießer dieser Spezial­
kulturen. Ich denke an den Tabak und den Hopfen, 
aber ich denke auch an unsere Ferkelmärkte, die 
sich wunderbar entwickelt haben. Auch dafür bin 
ich sehr dankbar, daß das Land Geld zur Errichtung 
der Markthalle gegeben hat. Natürlich hat es man­
chesmal Mängel gegeben. 

Besonders im Radkersburger Gebiet sind seiner­
zeit schon große Einnahmen erzielt worden mit dem 
Anbau von Kren. Die Einfuhren aus Ungarn haben 
jedoch den Preis sehr gedrückt. Ich glaube, 3 S 
oder S 3'50 kostet der Kren und ist nicht anzubrin­
gen. So l iegen noch 120 Tonnen Kren bei den Pro­
duzenten. Diese Mengen werden wahrscheinlich 
verderben. Ich glaube so ist es auch bei Kamillen 
und Fenchel. Obwohl das Spezialkulturen für die 
Kleinbetriebe sind, hat man für den Absatz nicht 
richtig vorgesorgt. 

ßeim Tabakbau hat es auch einen Haken. Wer 
sich dafür interessiert hat, wird wissen, daß Para­
siten um sich gegriffen haben und der Tabakbau 
deswegen schon manche Verluste erlitten hat. (LR. 
P r i r s c h : „In der Steiermark noch nicht!") Doch, 
auch schon! Das ist natürlich auch eine gefährliche 
Sache und ich weiß nicht, ob man diese Spezial-
kultur noch weiß Gott wie erweitern soll. Es muß 
wirklich alles Kopf und Fuß haben und geplant 
sein. 

Nicht nur die Produktion muß gefördert werden, 
sondern auch für den Absatz muß gesorgt werden. 
Und weil der Herr Kollege Koller so scheel auf 
mich herschaut, muß ich ihm sagen, daß die Sache 
mit der Hühnermast, die ich mir angeschaut habe, 
ganz schön und sauber ist, aber mit dem Absatz hat 
es auch hier seine Schwierigkeiten. Wenn man nicht 
in der Lage ist, diese Hühner zeitgerecht abzugeben, 
dann hat man gleich einen Schaden. Es muß eben 
alles gut durchdacht werden. (Abg. K o l l e r : „Es 
wäre eine dankbare Aufgabe für Sie, zu sorgen, 
daß bei den Kammer-Ausschußsitzungen der Kon­
sum nicht immer Sonderangebote verlangt.") Ich 
könnte Ihnen jetzt auch Dinge von den Pfirsich­
bauern sagen, die doch eine Ware erzeugen, wie 
sie das Ausland nicht besser liefern kann. Was war 
heuer damit? Ausgerechnet zu der Zeit, als bei 
uns die Pfirsichernte im Gange war, hat man noch 
Einfuhren bewilligt, obwohl genug Ware am Markt 
war. Nachdem der Pfirsich nicht lange hal tbar und 
daher nicht lagerfähig ist, haben die Pfirsichbauern 
schwer darunter gelitten. Man müßte halt solche 
Sachen von oben herunter abstoppen und den Pro­
duzenten im eigenen Land in erster Linie die Ware 
abnehmen. 

10* 
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Ich möchte danken, daß wir gefördert werden, 
weil wir wirklich auf der anderen Seite auch selbst 
unseren Teil dazu beitragen. Der Sinn dieser För­
derung ist ja, daß wir unser Grenzland wirtschaft­
lich stark und lebensfähig erhalten. (Lebhafter Bei­
fall bei SPÖ.) 

Abg. Lafer: Hohes Haus! Meine Damen und Her­
ren! Die Abg. Lackner und Koller haben in ihren 
Ausführungen bereits angeführt, daß die Boden­
flächen, die in Steiermark und überall in Österreich 
für den Bau von Straßen, Wegen, Häusern usw. in 
Anspruch genommen werden, nur durch Aufschlie­
ßung neuer Flächen wettgemacht werden können. 
Ich möchte nun näher auf die Meliorationen des 
Landes Steiermark eingehen. 

Wir haben in der Steiermark nach Erhebung der 
letzten Jahre noch 40.000 ha versumpfter Flächen. 
Diese liegen zum größten Teil auf Ebenen und nur 
zum kleinsten Teil auf Hängen. Diese Flächen 
wären, wenn sie entwässert würden, einwandfrei 
mit modernen landwirtschaftlichen Maschinen be­
arbeitbar. Die Dotierung an Bundesmitteln für den 
landwirtschaftlichen Wasserbau hat einen derarti­
gen Tiefpunkt erreicht, daß er ohne Übertreibung 
als katastrophal zu bezeichnen ist. Und hiezu kurz 
einige Zahlen: Die Entwässerung dieser Flächen 
würde ungefähr einen Betrag von 500 bis 600 Mil­
lionen Schilling in Anspruch nehmen. Wenn die 
Mittel vom Bund nicht s tärker fließen als bisher/r 
würde man ein Menschenleben brauchen, bis diese 
Flächen der Nutzung zugeführt werden können. 
Der jährliche Ernteentgang, sorgfältig berechnet, 
beläuft sich hier auf rund 80 bis 100 Millionen 
Schilling dadurch, daß auf diesen Flächen nur min­
derwertiges Heu, das kaum für Streuzwecke geeig­
net ist, wächst, wenn überhaupt etwas gedeiht. Die 
Bundesmittel betrugen für diesen Zweck im Jahre 
1954 etwa 3'7 Millionen Schilling. Diese Mittel sind 
laufend abgesunken und betrugen im Jahr 1960 hur 
etwa 1'8 bis 2 Millionen Schilling. Dazu kommt 
noch, daß der Bauwert mit Rücksicht auf die Lohn­
erhöhungen seit dem Jahr 1954 ebenfalls im stän­
digen Absinken begriffen ist. Der Lohn für quali­
fizierte Hilfsarbeiter im Baugewerbe, Lohngebiet II, 
betrug im Februar 1954 S 6*15 gegenüber S 8'15 am 
1. Mai 1960. 

Hohes Haus! Diese Ausgaben, die hier bei der 
Entwässerung der Landwirtschaft entstehen wür­
den, kann die Landwirtschaft nicht auf sich nehmen, 
weil sie nicht in der Lage ist, die großen Kosten der 
Vorfluter zu t ragen. Mit der Entwässerung und vor 
der Entwässerung müssen ja auch große Bach- und 
Flußregulierungen durchgeführt werden. Ich denke 
dabei an das Gebiet, welches von Gnas bis Mureck 
reicht. Der Gnasbach würde einen Kostenaufwand 
von zirka 15 Millionen Schilling ohne die dazu^ 
gehörigen Entwässerungen der Flächen beanspru­
chen und ist zurzeit Gegenstand der Beratungen. 
Aber die Mittel konnten noch nicht gefunden wer­
den, um dieses Projekt voranzutreiben. Und ähn­
liche Fälle haben wir verstreut über das ganze 
Land. 

Unser besonderes Augenmerk im Zusammenhang 
mit der Entwässerung gilt der Beseitigung der Streu­
lagen durch Grundzusammenlegungen. Das ist mit 

der Entwässerung eng verbunden. Viele Grundzu­
sammenlegungen konnten deshalb nicht durchge­
führt werden, weil die entsprechenden Mittel für 
die Entwässerungen in diesen Gebieten nicht vor­
handen waren. Die Grundzusammenlegungen sind 
eine wichtige Vorbedingung, um überhaupt dem 
Bauernstand ein Wirtschaften mit Maschinen zu er­
möglichen. 

Eine weitere wichtige Sache ist die Versorgung 
der ländlichen Haushalte mit Wasser. Ich komme 
aus einem Bezirk mit überwiegend kleinbäuerlichen 
Betrieben. Unsere fast 10.000 Betriebe haben zu 
78% eine Grundfläche von weniger als 10 ha. Die 
Durchschnittsgröße beträgt 7'1 ha. Die Wasserver­
sorgung der ländlichen Haushalte können wir heute 
nach vorsichtiger Schätzung mit kaum 50% anneh­
men, das heißt, die am meisten geplagte Person, 
die Bäuerin, muß immer noch das Wasser mit der 
Hand aus dem Brunnen pumpen und mit Kübeln ins 
Haus und in den Hof bringen. Ich muß erwähnen, 
daß allerdings für das Jahr 1961 etwas mehr Mittel 
für diesen Zweck bereitgestellt wurden. 

Zu einem wichtigen Teil der Förderung gehört 
auch noch der Güterwegbau. Wieder einige Zahlen 
aus einem steirischen Bezirk, der wohl ein Schotter­
werk besitzt, aber dessen Wege vollkommen unzu­
reichend sind. Die meisten aller Betriebe unseres 
Bezirkes haben noch keinen mit Lastwagen befahr­
baren Zufahrtsweg. Hier sehen wir wieder die 
schwierige Lage der Landwirtschaft. Das Um und 
Auf der Landwirtschaft und das Bleiben auf dem 
Hof ist bedingt durch den Weg zum Hof, denn sonst 
wird niemand von der Landwirtschaft e rwarten 
können, daß ein junger Bauer überhaupt am Hof 
verbleibt. Für diesen Wegbau hat das Land Steier­
mark dankenswerterweise entsprechende Mittel 
zur Verfügung gestellt. Aber auch hier sind die 
Bundesmittel nicht in dem Ausmaß geflossen, wie 
wir .Steirer es erwartet hätten. Wenn wir in Feld­
bach von 2400 km Gemeindewegen feststellen müs­
sen,- daß derzeit erst 170 km, das sind 7'5.%, neu­
zeitlich ausgebaut sind, so glaube ich, daß dies 
„Alarmstufe 1" bedeutet. Und ähnlich sieht es auch 
in anderen Gebieten aus. 

Ich möchte hier noch auf ein anderes Kapitel zu 
sprechen kommen, das mit der Landwirtschaft zu­
sammenhängt, das ist die Räumung der Material­
gräben bzw. der an den Bahnlinien gelegenen Grä­
ben. Die Bundesbahn oder auch teilweise die Lan­
desbahn, die schon im vorigen Jahrhundert gebaut 
wurden, durchschneiden oft die Täler und sperren 
die Wasserläufe ab. Links und rechts an den Bahn­
linien wurde zur damaligen Zeit das Material, das 
zum Bau gebraucht wurde, ausgehoben. Hier bilden 
sich am Fuß der Dämme Wasser tümpel und diese 
bedeuten eine Seuchengefahr für das Vieh. Von 
Zeit zu Zeit können die an der Bahn l iegenden 
Bauern feststellen, daß ihre am Damm gelegenen 
Grundstücke immer mehr sauer werden. Hier wäre 
es am Platz, wenn die Landesregierung bei der 
Bundesregierung erwirken würde, daß diese Gräben 
als Wasserabläufe von Seiten der Bundesbahn 
irgendwie freigemacht und gereinigt werden. 

Ich möchte die Landesregierung endlich ersuchen, 
alles daran zu setzen und bei der Bundesregierung 
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vorstellig zu werden, damit für die Förderung der 
Landwirtschaft mehr Mittel als bisher zur Verfügung 
gestellt werden. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Gottfried Brandl: Hohes Haus! Meine Da­
men und Herren! Die Beratungen des Landesvoran­
schlages lösen alljährlich eine lebhafte Diskussion 
aus, wieviel das Land ausgeben soll für die allge­
meine Verwaltung, für das Kulturwesen, für das 
Sozialwesen, für Straßenbauten, für die Landwirt­
schaft usw. Die Herren Abgeordneten und die Ver­
treter der einzelnen Berufsgruppen bemühen sich 
bei dieser Gelegenheit, die Wünsche und Sorgen 
der ihnen anver t rauten Berufszugehörigen vorzu­
tragen. Daß es dabei zu politischen Zusammenstö­
ßen kommt, ist begreiflich, weil das wirtschaftliche 
Leben in unserem Land eng mit dem politischen Le­
ben verbunden ist. 

Bei diesem Kapitel 7 möchte ich einiges über die 
Mitarbeiter in der Land- und Forstwirtschaft, die 
land- und forstwirtschaftlichen Arbeitnehmer, spre­
chen, jene Arbeiter, die mithelfen, daß der Tisch 
für unsere tägliche Nahrung gedeckt wird und die 
mit ihrer Arbeit dazu beitragen, daß das Holz, das 
„grüne Gold", von den Bergen zu Tal gebracht 
wird. J ene Menschen, die im Vergleich zu den Ar­
beitern in Industrie und Gewerbe benachteiligt sind, 
weil sie für ihre Tätigkeit und Arbeit nicht die 
gleiche Entlohnung finden. Diese Tätigkeit, die für 
die Land- und Forstwirtschaft so wichtig ist, wird 
von immer weniger Menschen in unserem Land 
Steiermark durchgeführt. Die ungünstige Entloh­
nung, verbunden mit der Arbeitszeitverkürzung in 
den gewerblichen Betrieben und Industrien, die bei 
den gegebenen Verhältnissen in der Landwirtschaft 
durchzuführen unmöglich ist, sind weitere Ursachen, 
die die Landflucht immer stärker werden lassen. 

Es ist am. Platze, bei dieser Gelegenheit einige 
Zahlen der Landwirtschaftskrankenkasse für Steier­
mark zu erwähnen. Im Jahre 1955 waren noch 
41.506 Arbeiter in Land- und Forstwirtschaft be­
schäftigt. 1956 nur mehr 38.714, 1957 37.850, 1958 
34.202 und 1959 nur mehr 32.522. Die Zahlen für 
das Jahr 1960 liegen noch nicht vor. Wir haben 
innerhalb von 5 Jahren einen Verlust von 8984 
Arbeitskräften in der Land- und Forstwirtschaft in 
der Steiermark zu verzeichnen. Dazu muß gesagt 
werden, daß der größte Verlust die Sparte der Land­
arbeiter betrifft. Auch die Zahl der versicherten 
Forstarbeiter zeigt einen Rückgang, während die 
Angestellten eine leichte Zunahme aufweisen. Ge­
nau so groß wie die Zahl des Abganges der un­
selbständig Erwerbstätigen, vielleicht noch größer 
ist die Zahl der Bauernkinder, die alljährlich der 
Landarbeit den Rücken kehren. Und so ist inner­
halb von 50 Jahren dieser Bevölkerungsanteil in 
der Landwirtschaft von einem Drittel auf ein Fünf­
tel herabgesunken, und jenes Fünftel, das noch in 
und von der Landwirtschaft lebt, verfügt nur über 
rund 15°/o des Nationalproduktes, und dieser be­
scheidene Anteil sinkt beharrlich ab und bleibt von 
Jahr zu Jahr hinter dem Wachstum des Wertantei­
les anderer Wirtschaftszweige zurück. 

Ein Sprichwort sagt: „Jede Arbeit ist ihres Loh­
nes wert." Für die Landwirtschaft scheint dies nicht 
zuzutreffen. Solange die Preise für Getreide, Milch 

und Fleisch, zu sogenannten sozialen Preisen ge­
stempelt, nicht erhöht werden dürfen, solange man 
der Landwirtschaft für diese Produkte nicht mehr 
gibt, weil sie auch für die wirtschaftlich schwäch­
ste Bevölkerungsgruppe leicht erschwinglich sein 
sollen, so lange die Landwirtschaft Fürsorgeaufga­
ben für die Allgemeinheit t ragen muß, solange wird 
die Abkehr von der Landarbeit andauern. 

Wenn wir aus dem „grünen Bericht", der heuer 
auf Grund des § 9 des Landwirtschaftsgesetzes zum 
erstenmal dem Parlament und der Regierung vor­
gelegt wurde, entnehmen, daß die Löhne der Arbei­
ter in der Landwirtschaft um 35% gehoben wurden, 
während die der nicht landwirtschaftlichen Arbeits­
kräfte um rund 20% gestiegen sind, mag dieser 
Bericht auf den ersten Blick auf eine günstige Lohn­
entwicklung in der Landwirtschaft hinzeigen. In 
Wirklichkeit ist das nicht der Fall. Wenn man die 
prozentuellen Lohnerhöhungen in den Vordergrund 
stellt, so muß man feststellen, daß die Berechnung 
in Prozenten zu falschen Vorstellungen führt. Wenn 
ein Landarbeiter bei einem Lohn von 715 S — d. i. 
im allgemeinen der Lohn für Haus-, Hof- und Feld­
arbeiter über 18 Jahre — eine Lohnerhöhung von 
35% erhält, so macht das S 250'25 aus. Wenn ein 
Industriearbeiter bei einem Durchschnittslohn von 
1400 S eine Lohnerhöhung von 250 S beantragen 
würde, so sind dies nicht einmal 18%. ü b e r Pro­
zente läßt sich also streiten. Man kann mit geschick­
ten Prozenten alles mögliche beweisen. Tatsache ist, 
daß das monatliche Durchschnittseinkommen eines 
bei der Gebietskrankenkasse versicherten Arbei­
ters 1518 S beträgt, während die landwirtschaftliche 
Krankenkasse für die Land- und Forstarbeiter einen 
Durchschnittsverdienst von 1163 S nachweist. Die 
Lohndifferenz in diesen beiden Arbeitergruppen 
beträgt demnach durchschnittlich 355 S monatlich. 
Bei 32.522 Arbeitern in der Land- und Forstwirt­
schaft ergibt dies eine monatliche Minderentlohnung 
oder einen Lohnausfall von 11,545.310 S, oder im 
Jahr die phantastische Summe von 138,543.720 S. 

Krasser noch würde sich eine Gegenüberstellung 
der reinen Landarbeiterlöhne mit den Durchschnitts­
löhnen- der Industrie auswirken. Diese Unterent­
lohnung in der Landwirtschaft bestätigt auch die 
Land- und forstwirtschaftliche Sozialversicherungs­
anstalt, wenn sie, wie vor kurzem, bekanntgab, daß 
von 82.000 Rentnern dieser Anstalt auf Grund der 
7. Novelle zum ASVG 60.000 eine Ausgleichszu­
lage erhalten und daß die durchschnittliche Alters­
und Invalidenrente unter dem Richtsatz von 680 S 
liegt. Das besagt aber auch, daß die Landarbeiter 
und Landarbeiterinnen letzten Endes als Bettler vor 
der Öffentlichkeit stehen, weil sie Zuschüsse aus 
der Fürsorge erhalten müssen, um ihr Existenz­
minimum zu erreichen. 

Trotz der Tatsache der immer weniger werden­
den Arbeitskräfte hat die Landwirtschaft den Um­
fang, das Volumen ihrer Produktion gewaltig stei­
gern können und vor allem die Mechanisierung 
weitestgehend vorangetrieben. Aber mit dieser Me­
chanisierung, die den Ausfall an Arbeitskräften 
bisher nur teilweise wettmachen konnte, ist diese 
großzügige Leistung der Landwirtschaft allein nicht 
zu erklären. Der Mechanisierung, Rationalisierung 
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und Technisierung sind auf dem Bauernhof Grenzen 
gesetzt, vor allem von der Natur. Die Milch wird 
auch im Ätomzeitalter aus dem Euter der Kuh ge­
wonnen. Das kann man zwar mit Hilfe von Melk­
maschinen rationeller gestalten als mit bloßen Hän­
den, aber gegen den Einbau eines Ventiles, das sich 
bei erhöhtem Milchdruck von selbst öffnet und die 
Kuh vermittels eines Gummischlauches gleich mit 
der Molkerei verbindet, werden sich die Kühe mit 
Vehemenz wehren. Es gibt keinen zweiten Beruf, 
der gleich dem Bauernstande in Gottes freier Natur 
oder im Stall mit lebendigen Dingen zu tun und 
dabei die gleichen Risiken zu t ragen hätte. Die 
85.000 Traktoren und die Summe aller anderen 
landwirtschaftlichen Maschinen und Geräte sind 
kein Beweis für das Wohlergehen der Landwirt­
schaft. Sie beweisen nur den gewaltigen Ausgleichs­
bedarf der Landwirtschaft für die fehlende Arbeits­
kraft. Die Mechanisierung in der Landwirtschaft ist 
daher sehr teuer erkauft. Die Leistungen in der 
Landwirtschaft gehen weiter auf Kosten der Sub­
stanz der in der Landwirtschaft noch verbliebenen 
Arbeitskräfte. 

Wenn das Land Steiermark auch für das Jahr 
1961 wieder im bisherigen Umfang Mittel zur Er­
richtung von Eigenheimen, zur Seßhaftmachung 
landwirtschaftlicher Arbeitnehmer, zur Förderung 
der Familiengründung, zur Unterstützung in beson­
deren Notstandsfällen und für die Berufsausbildung 
der ländlichen Jugend im Voranschlag eingesetzt 
hat, so ist dies nicht zuletzt die Übernahme wenig­
stens eines Teiles des Verlustes, den dieser Stand 
gegenüber anderen Berufsgruppen erlitten hat. Wir 
sind dem Land dankbar, daß durch diese Beihilfen 
besonders krassen Notfällen gesteuert werden 
kann, weil vielen Arbeitnehmern durch die Errich­
tung eines Eigenheimes bei der Gründung des Ehe­
standes wirklich geholfen werden kann. Im Jahre 
1959 konnten durch die Förderung des Landes 
26 Landarbeiter in bäuerlichen Betrieben insge­
samt 281.600 S, 10 Landarbeiter in Gutsbetrieben 
94.000 S, 9 Angestellte in der Landwirtschaft 
64.000 S, 17 Forstarbeiter in Privatbetrieben 
331.000 S, 8 Forstarbeiter in Betrieben der ö s te r ­
reichischen Bundesforste 69.500 S, 10 Angestellte in 
der Forstwirtschaft 8000 S, 1 Arbeiter in einem Ge­
nossenschaftsbetrieb 9000 S, 2 Angestellte in 
Genossenschaftsbetrieben 8000 S als Beihilfen aus 
Mitteln des Landes zur Errichtung von Eigenheimen 
erhalten. 

Zur Förderung der Familiengründung konnten 
54 Landarbeiter in bäuerlichen Betrieben 60.400 S, 
35 Landarbeiter in Gutsbetrieben 37.600 S, 132 Forst­
arbeiter in Privatbetrieben 112.200 S, 43 Forst­
arbeiter in Bundes- und Landesforsten 36.200 S, 
26 Angestellte in Forst- und Gutsbetrieben 31.000 S 
und 17 Angestellte in Genossenschaften, Kammern 
und Gebietskörperschaften 22.600 S erhalten. 

Ich ' erwähne die Förderung des Eigenheimbaues 
und der Familiengründung deshalb, weil die Praxis 
der letzten Jahre gezeigt hat, daß der Besitz eines 
Eigenheimes und die Gewährung einer Beihilfe im 
Zeitpunkt der Familiengründung wirksame Mittel 
sind, die Landflucht zu steuern. So dankbar die 
Arbeitnehmerschaft in der Steiermark für diese Bei­

hilfen und für diese Bereitschaft zur Besserstellung 
ihres Lebens ist, so muß doch mit Nachdruck ge­
fordert werden: Gebt der Landwirtschaft für ihre 
Produkte gerechte Preise, gebt den Landarbeitern 
für ihre Arbeit den gerechten Lohn (Applaus bei 
ÖVP), dann werden auch diese Menschen in der 
Lage sein, sich das Leben so zu gestalten, daß sie 
bei der Landarbeit als Helfer bei der Erzeugung 
unserer Ernährungsgüter verbleiben können. (Leb­
hafter Beifall.) 

Abg. Zagler: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Bei allem Verständnis, das wir der Land­
wirtschaft und auch den Ausführungen meiner Vor­
redner und den Bemühungen um die Gesundung 
der Landwirtschaft entgegenbringen, muß ich mich 
doch in dieser Gruppe, zu Abschnitt 78, Förderung 
der Industrie, zum Wort melden. 

Wir haben auch in der Industrie einen Zweig, der 
praktisch in Not geraten ist: das ist die Kohle. 
Wenn ich da etwas weiter ausholen darf, müssen 
wir auf das Jahr 1945 zurückgehen. Als im Jahre 
1945 die österreichische Wirtschaft durch den Krieg 
total zerstört warf waren es in erster Linie die 
Bergarbeiter, die unter größten Opfern und bei 
schlechter Ernährung in die Gruben einfuhren, um 
dem österreichischen Staat und seiner Wirtschaft 
das Urprodukt zu schaffen: Die Kohle. Durch diese 
Leistung, die die Bergarbeiter in diesen schwierigen 
Zeiten vollbracht haben, konnte sich die übrige In­
dustrie entwickeln, so daß die Industrien Öster­
reichs am Weltmarkt anerkannt und leistungsfähig 
wurden. Durch diese Aufwärtsentwicklung der In­
dustrien und dieses Aufwärtsstreben sind auch 
andere Energieträger immer mehr zum Vorschein 
gekommen und die Kohle wurde allmählich in den 
Hintergrund gedrängt, so daß die Arbeitsplätze der 
Bergarbeiter heute ernstlich gefährdet sind. 

Im weststeirischen Revier liegen rund 1 Million 
Tonnen Feinkohle auf Lager. Die Grobkohle ist bis­
her absetzbar und wird es auch in Zukunft bleiben, 
wenn nicht durch unbedachte Handelsverträge zu­
viel Kohle in unser Land importiert wird. Am Haus­
brandsektor ist die Lage angespannt. Die ganze 
Kohlenkrise wirkt sich hauptsächlich auf dem Sek­
tor der Industriekohle aus und ist auf keine Weise 
mehr auf natürlichem Wege zu bereinigen. Durch 
die Erdgasleitung, durch die Einfuhr des schweren 
Heizöls stellen sehr viele Betriebe ihre Anlagen auf 
Erdgas oder Heizöl um. Und bei der ausreichenden 
Wasserführung unserer Flüsse stehen auch groß-
teils unsere kalorischen Werke außer Betrieb. Die 
Halden der gelagerten Feinkohle vergrößern sich 
von Tag zu Tag. Es ist so weit, daß am Lagerplatz 
in Bärnbach im weststeirischen Revier die Aufschüt­
tung der Kohle eine Höhe von 36 m erreicht hat. 
Ebenfalls ist auch der Lagerplatz der Draukraftwerke 
bis zum letzten Platz ausgefüllt. Wie schon vorher 
erwähnt, liegen allein in diesem Revier eine Million 
Tonnen auf Lager, die, umgerechnet auf Geld, einen 
Wert von rund 100 Millionen Schilling darstellen. 
Dadurch ist der Bergbau in große finanzielle Schwie­
rigkeiten geraten. Und wenn ich mich jetzt daran 
erinnere, daß in den schweren Zeiten den Bergar­
beitern alles verspochen und immer wieder appel­
liert wurde, man würde den Bergmann nie vergessen, 
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so muß ich feststellen, daß sich bis heute keine ein­
zige Stelle fand, die für die angespannte Lage der 
Bergarbeiter eine Erleichterung gebracht hat. Der 
Belegschaftsstand hat sich im weststeirischen Re­
vier seit 1957 bis heute um 1044 Mann vermindert. 
Durch Verhandlungen mit der Sektion IV des Bun­
deskanzleramtes, mit Dr. Pi t termann und den Ver­
trauensleuten, ist es gelungen, daß praktisch kein 
einziger Kollege ohne Arbeit dastand. Es mußten 
Uberstellungen vorgenommen werden in andere Be­
triebe, in anderen Fällen wurden vorzeitige Beren-
tungen der Bergarbeiterversicherung durchgeführt, 
und die Leute sind in den wohlverdienten Ruhestand 
geführt worden. Obwohl es gelungen ist, für die 
Kollegen ihre sozialen Rechte zu sichern und für 
sie eine Trennungszulage zu erreichen, ist es für 
den einzelnen noch immer eine Härte, wenn sie, 
von ihren Familien und ihrem Wohnort, wo sie sich 
eine Eigentumswohnung oder ein Eigenheim ge­
schaffen haben, getrennt, auf einem anderen Ar­
beitsplatz ihre Arbeit aufnehmen müssen. 

Unter diesen Umständen wird durch das Abwan­
dern der jungen Arbeitskräfte das weststeirische 
Revier in absehbarer Zeit ein echtes Notstandsge­
biet werden. Der Herr Vizekanzler Dr. Pittermann 
hat am 10. Mai d. J. dem Ministerrat den Antrag 
gestellt, daß der Bezirk Voitsberg im Sinne des Ar-

. t ikels 3 des Finanzausgleichsgesetzes zum Not­
standsgebiet erklärt werden soll. Dieser Antrag 
wurde jedoch vom damaligen Finanzminister 
Dr. Kamitz auf das schärfste abgelehnt. So war es 
immer nur den verstaatlichten Betrieben unter der 
Leitung der Sektion IV im Bundeskanzleramt über­
lassen, die in Not geratenen Bergbaue etwas zu 
festigen und für die Belegschaft Arbeitsplätze we­
nigstens auf vorübergehende Zeit zu sichern. Die 
einzelnen Betriebe wurden an große Konzernbe­
triebe angehängt, so daß tatsächlich heute die eisen­
erzeugende Industrie der verstaatlichten Betriebe 
derjenige Faktor ist, der die Bergleute und die Ar­
beitsplätze der Belegschaft wenigstens vorüberge­
hend absichert. Für die Dauer wird auch das nicht 
die Lösung sein, weil unter solchen Umständen 
wahrscheinlich sämtliche verstaatlichte Betriebe, 
wenn sie nicht von irgendeiner Stelle von Bund 
und Land Hilfe erhalten, in finanzielle Schwierig­
keiten geraten werden. Es hat nach dem Kriege 
auch die Fertigwaren- und Metallwarenindustrie 
durch die zur Verfügung gestellte Kohle ihren Be­
trieb ausbauen können, und so wird es auch heute 
notwendig sein, daß auch die privaten Industrien 
herangezogen werden, um in dieser Krise ernst­
lich Abhilfe zu schaffen. 

Es bleibt den Vertrauensleuten auch in Ratten 
überlassen, für die soziale Sicherung einen weiteren 
Arbeitsplatz der Belegschaft im Einvernehmen mit. 
dem Alpinekonzern und der Sektion IV zu suchen. 
Ich kann mich nicht erinnern, daß tatsächlich Be­
triebe geschlossen werden mußten außer durch Aus-
kohlung schwer zu gewinnender Kohle in Ratten oder 
daß die steirische ÖVP oder der Landeshauptmann 
diesen Kollegen geholfen haben. Erfreulich ist je­
doch, daß durch die Verhandlungen der Vertrau­
ensleute und durch die Zustimmung der Alpine und 
der Sektion IV in Eisenerz der Bau von rund 300 
Wohnungen gesichert ist. Der Spatenstich zur Er­

bauung dieser wurde bereits durchgeführt, so daß 
die Bergarbeiter in absehbarer Zeit mit ihren Fa­
milien diese zur Verfügung gestellten Wohnungen 
beziehen können. (LR. P r i r s c h : „Hoffentlich 
kommen auch diese hinein, wir werden das prü­
fen.") Herr Landesrat, wir werden dafür als Ver­
trauensleute schon sorgen. Wir werden sorgen, daß 
die Bergleute da hineinkommen. (LR. P r i r s c h : 
„Wir werden scharf nachschauen.") 

Ich darf eines noch als einen kleinen Lichtblick 
bezeichnen, und zwar die Tatsache, daß in Graz ein 
Fernheizwerk gebaut wird, weil dann unsere Fein­
kohle zur Verbrennung kommt, ein kleiner Teil da­
von wenigstens. Es wäre auch zu erwägen, ob nicht 
doch noch im Leibnitzer Gebiet ein kalorisches 
Kraftwerk erbaut werden könnte, dessen Pläne ja 
schon fertig sind, um dort die Pölfingbrunner Kohle 
abzusetzen. (LH. K r a i n e r : „Die Pölfingbrunner 
Kohle kommt ins Heizwerk nach Graz, dafür habe 
ich gesorgt.") Die Pölfingbrunner Kohle ist ja zu 
wenig für das Heizwerk in Graz, außerdem habe ich 
gehört, daß sie viel zu viel Schwefelgehalt hat, um 
sie im Heizwerk verfeuern zu können. 

Ich glaube, ich habe wirklich sachlich diese Dinge 
aufgezeigt, wie es uns Bergleuten geht. Und es wäre 
bestimmt eine Möglichkeit vorhanden, die Fein­
kohle zu verwerten. Es ist z. B. viel Geld hinaus­
gepulvert worden bei Versuchen, diese Feinkohle 
zu brikettieren. Aber das ist unmöglich. (Abg. W e ­
g a r t : „Warum unmöglich?") Weil zuviel Binde­
mittel zugesetzt werden müßten, damit sie haltbar 
ist, dann würde sie aber so teuer kommen, daß 
kein heimischer Haushalt sie bezahlen kann; auch 
zuviel rußen würde sie, und jede Hausfrau müßte 
tagtäglich ihren Herd kehren. (Abg. W e g a r t : 
„Das ist ja keine Kohle mehr.") Man hat versucht, 
unsere Feinkohle mit mitteldeutscher Kohle zu ver­
binden, aber auch das ist mißlungen. Nach 10 Tagen 
zerfielen die gepreßten Briketts wieder zu Staub. 
Sie verfällt also wieder. Es gibt daher nur eine 
Möglichkeit, um die Krise zu überwinden und die 
Arbeitsplätze zu erhalten, diese Haldenbestände 
von Feinkohle müssen von kalorischen Werken ver­
feuert werden, man kann ja dann Strom exportie­
ren, was auf diesem Sektor ja auch befeits ge­
schieht. Unsere Nachbarländer würden diesen Strom 
notwendig brauchen. 

Ich möchte daher hier bei diesem Kapitel die Lan­
desregierung ersuchen, an die Bundesregierung her­
anzutreten, damit auf dem Sektor der Bergarbeiter 
bald etwas geschieht, damit ihnen unter die Arme 
gegriffen wird, und zwar mehr als bisher. (Beifall 
bei SPD.) 

Abg. Dr. Pittermann: Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Auf der Suche nach den Gründen der 
Unterbewertung der Landwirtschaft, die wir nun 
schon jahrelang beobachten müssen, gelangt man 
zweifellos auch zu jenen, die heute schon unter dem 
Begriff einer mangelnden Agrargesinnung festge­
stellt worden sind. Es ist wirklich so, daß wir es 
scheinbar nicht verstanden haben, unser Volk auf­
zuklären über die Wichtigkeit des Bauernstandes 
und die Notwendigkeit herauszustreichen, auch die­
sem Stand das zu geben, was ihm gebührt. Das ist 
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uns bisher nicht gelungen. Ich übertreibe nicht, 
meine Damen und Herren, wenn ich Ihnen, um die­
ses mangelnde Verständnis zu demonstrieren, er­
zähle, daß es heute noch Leute gibt, die den Ertrag 
einer Kuh mit 365 mal so und soviel Liter multipli­
zieren, sagen wir 20 mal 365 mal Milchpreis, den sie 
im kleinen Milchhandelsgeschäft bezahlen müssen, 
und dies dann als Reingewinn des Bauern auswei­
sen. Solche Leute gibt es noch, und es ist erschüt­
ternd, auf allen Sparten der Landwirtschaft so man­
gelndes Verständnis von seifen breitester Konsu­
mentenkreise feststellen zu müssen. 

Ich habe mir deshalb heute vorgenommen, einen 
Beitrag zu liefern, der vielleicht geeignet wäre, 
hier propagandistisch und aufklärend zu wirken, 
wenn er richtig verstanden wird. Der grüne Bericht 
des so heiß umkämpften Landwirtschaftsgesetzes 
gibt e inen willkommenen und absolut sicheren sta­
tistischen Hintergrund über die Stellung der Land­
wirtschaft, die nicht nur der Träger unserer Ernäh­
rung, nicht nur ein wichtiger Faktor unseres Außen­
handels ist, sondern auch für — und das ist das 
Entscheidende — unsere Binnenwirtschaft eine ganz 
gewaltige Bedeutung hat. Wenn ich hier aus dem 
grünen Bericht Ihnen einige Zahlen vorlese, welche 
Summen die Landwirtschaft im J ah re 1959 der öster­
reichischen Wirtschaft samt und sonders zugeführt 
hat, so kommt per Saldo eine Summe für das 
Jahr 1959 von rund 17 Milliarden Schilling her­
aus. Um das im kleinen zu präzisieren, hat die 
Landwirtschaft im Jahre 1959 allein für Saatgut 
einen Umsatz von 83 Millionen Schilling zu ver­
zeichnen gehabt, die Düngemittelindustrie einen 
solchen von 457 Millionen, der Umsatz an Pflan­
zenschutzmitteln betrug 100 Millionen Schilling, 
die Ausgaben für Brenn-, Treibstoffe und Strom 
betrugen 655 Millionen, und d ie Beträge, die 
unser Gewerbe und der Handel für Maschinen und 
Geräte erhielten, belaufen sich für 1959 auf 900 Mil­
lionen Schilling. An das Bauhandwerk wurden Auf­
träge von einer halben Milliarde vergeben. Der Wer t 
für Investitionen für Traktoren beträgt 564 Mil­
lionen, für Landmaschinen 993 Millionen. Für die 
Mechanisierung wurde ein Mehrfaches dieser 
Summe, für Meliorationen 2 Milliarden ausgege­
ben; für den Haushalt, Hohes Haus, das sind die 
k leineren Ausgaben, von der Reibbürste, Kaffee-
häferln sozusagen angefangen, wurden der öster­
reichischen Industrie 5 Milliarden gezahlt. Zusam­
men sind das 17 Milliarden, die die österreichische 
Landwirtschaft der Industrie gegeben hat. Das ist 
in Zahlen ausgedrückt. Man vergesse aber nicht, 
daß hinter diesen 17 Milliarden erzeugter Waren so­
undso viele Arbeitsplätze stehen, weil diese Waren 
erzeugt, umgesetzt und verwaltet werden müssen, 
bis sie der Bauer vom Detailhändler kauft. 

Es wäre doch notwendig, daß diese Hinweise 
in den Wandelgängen des Parlaments, in den 
Gewerkschaftskanzleien, in den Redaktionen, auf 
den Aulen unserer Universitäten, auch in den Fi­
nanzämtern und den Kantinen und Vorräumen un­
serer Schwerindustrie mit Lettern entsprechend an­
gegeben würden, um der arbeitenden Bevölkerung 
zu zeigen, daß sie der Landwirtschaft auch Dank 
schuldig ist und sie unterstützen bzw. ihr das geben 
muß, was sie gerechterweise verlangen muß, weil 

man sich damit praktisch einen Spargroschen für 
seinen eigenen Arbeitsplatz hinterlegt. Das wären 
positive Aufgaben, und ich bin überzeugt, daß 
manches agrarpolitische Problem, das heute aus­
schließlich aus Gesichtspunkten der Tagespolitik 
nach allen Richtungen zerpflückt und zerredet wird, 
besser und günstiger behandelt werden könnte; 
hier Aufklärungen zu unternehmen, wäre im Inter­
esse unserer Landwirtschaft, und es würde manches 
Problem einer besseren Lösung zugeführt werden 
können. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Berger: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Wir haben im Jahre 1960 rund 5250 Wag­
gon Äpfel produziert. Wir hat ten auch im heurigen 
sehr hohe Gestehungskosten dadurch, weil durch 
das wechselvolle Wet ter eine oftmalige Spritzung 
notwendig war. Trotzdem sind Äpfel heuer billiger 
als im Jahre 1958. Ich war heute in der Früh auf 
dem Jakominiplatz und habe gesehen, daß z. B. 
Kronprinz-Äpfel um 4 S als Quali tätsware abge­
setzt werden. Das ist billig, wenn man die Geste­
hungskosten berücksichtigt. Aber, Hohes Haus, ob­
wohl sie billig sind, sind noch über 4000 Waggon 
eingelagert in Kellern und Lagerhäusern. Und war­
um? Weil immer Südfrüchte von unseren Konsu­
menten, von unseren Hausfrauen bevorzugt wer­
den. Ich bin überzeugt, wenn man heute in Kaffee­
häusern, Gasthäusern und Hotels Nachschau hält, so 
sieht man, daß als Obst zum Großteil Südfrüchte 
aufgetischt werden. Es ist daher nicht verwunder­
lich, daß im Jahre 1958, wo doch eine ausgespro­
chen reiche Ernte zu verzeichnen war, vom Ausland 
folgende Obst- und Südfruchtmengen eingeführt 
wurden: 1586 Waggons Äpfel, 6000 Waggons Oran­
gen und Mandarinen, 1500 Waggons Bananen. 

Hohes Haus, meine Damen und Herren! Ich habe 
schon voriges J ah r gebeten, helfen wir doch alle 
zusammen! Besonders die Konsumentenvertreter 
würde ich bitten sowie die Presse, darauf einzu­
wirken, daß unser Obstabsatz e twas besser floriert. 
Gerade in meinem Bezirk sind kleine Besitzer, die 
ihre Existenz von Obsteinnahmen sichern müssen. 
Eßt steirisches Obst! Eßt inländisches Obst! (Allge­
meine Zustimmung.) 

Abg. Scheer: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! In der Gruppe 7 finden wir auch neben den 
notwendigen und wirklich begründeten und beweg­
ten Klagen der Landwirtschaft auch den Titel Frem­
denverkehrswerbung. 

Ich darf von unserer Seite immer wieder darauf 
verweisen, daß schon vor 3 Jahren der Steiermär-
kische Landtag eine Resolutionsentschließung ge­
faßt hat, wonach die Landesregierung aufgefordert 
wurde, ein steirisches Fremdenverkehrsgesetz im 
Landtag zu beraten und zur Beschlußfassung vorzu­
legen. Es hat sich eben im Laufe der Zeit eine 
Übung im Steiermärkischen Landtag eingebürgert, 
wonach Resolutionen einstimmig beschlossen wer­
den, um nach einer gewissen Zeit, wenn es keine 
Urgenz gibt, wieder sanft zu entschlafen. Wir haben 
uns daher heuer erlaubt, die gleiche Resolution, die 
vor 3 Jahren die Zustimmung des gesamten Hauses 
gefunden hat, abermals einzubringen. Wir sind der 
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Auffassung, daß das Fremdenverkehrsgesetz eine 
Notwendigkeit ist. Nicht nur für Steiermark, son­
dern auch für andere Länder, wo solche bereits 
wirksam sind. 

Und worum handelt es sich? Durch dieses Gesetz 
sollen alle jene Kreise, die direkt oder indirekt am 
Fremdenverkehr verdienen, herangezogen werden, 
um wiederum in einer Wechselwirkung dem Frem­
denverkehr einen Auftrieb zu geben. Wer heute ins 
Ausland kommt, weiß, daß unsere Betriebsstätten 
schon lange nicht mehr dem Weltdurchschnitt des 
Fremdenverkehrs entsprechen, insbesondere wenn 
wir die entsprechenden Preiskategorien ansehen. 
Um fremdenverkehrskonkurrenzfähig zu bleiben, 
müssen wir die entsprechenden Mittel zur Verfü­
gung haben, auf der einen Seite für die Investitio­
nen, auf der anderen Seite für die Werbung. 

Sehen wir uns die Ziffern für den Fremdenver­
kehr an. Die allgemeinen Maßnahmen zur Förde­
rung des Fremdenverkehrs haben sich gegenüber 
den Ansätzen des Vorjahres kaum wesentlich er­
höht, obwohl im Nachtrag einige 100.000 S dazuge­
kommen sind. Aber das alles ist zu wenig. Wir 
dürfen hinweisen, daß Tirol schon vor 30 Jahren, 
als im steirischen 'Budget noch um einige 1000 Schil­
ling gehandelt wurde, schon mit Millionenbeträgen 
für den Fremdenverkehr aufgewartet hat, und der 
Erfolg ist der, daß in Amerika kein Mensch Öster­
reich kennt, wohl aber Tirol. Sie wissen, wo das 
ist, und daß es vielleicht zu Österreich gehört. 
Das ist der Grund dafür, warum Tirol auf der 
ganzen Welt bekannt ist. Tirol hat es eben ver­
standen, auf der ganzen Welt für sich zu wer­
ben, und es ist auch darauf zurückzuführen, daß 
es heute so stark bekannt ist. Gewiß hat unser 
Land Österreich, insbesondere die Steiermark, mit 
genügend fremdenverkehrsmäßigen Attraktionen, 
gerade was das landschaftliche Bild anbelangt, 
aufzuwarten, aber das braucht schon eine gewisse 
Vorbereitung. Wir müssen über entsprechende 
Einrichtungen für den Fremdenverkehr verfügen, 
um' eine genügende Anzahl von Menschen unter­
zubringen. Ich habe in diesem Zusammenhang 
darauf hingewiesen, daß die zwei Bankinstitute in 
Bad Aussee im Jahre 1960 Devisen im Wer te von 
34 Millionen Schilling umgewechselt haben. Wenn 
nun in einem Ort allein 34 Millionen Schilling 
an Devisen eingebracht werden, so läßt dies er­
kennen, daß die für die Fremdenverkehrswerbung 
aufgebrachten Gelder keineswegs hinausgeworfen 
sind, sondern daß das Geld wieder herelinkommt. 

Ich darf mich noch einmal besonders an die 
Adresse des Herrn Landesrates Brunner wenden. 
Der Herr Landesrat hat bei der Urgenz im Ausschuß 
erklärt, warum das Fremdenverkehrsgesetz nicht 
gekommen sei. Und er meinte: „Schauen Sie, die 
Bürgermeister wollen halt nicht." Wir sind über­
zeugt, daß es Widerstände geben wird, aber bei 
welchem Gesetz, wo es darum geht, irgendeinem 
etwas anzulasten, wird es keinen Widerstand ge­
ben? Wir er innern uns an die Widerstände beim 
Fremdenverkehrs-Investit ionsgesetz, und trotzdem 
ist es dann Wirklichkeit geworden und hat sich in­
zwischen segensreich ausgewirkt. Daher nehmen wir 
es mit den Widerständen auf, packen wir doch den 

Stier bei den Hörnern und machen wir ein ent­
sprechendes Fremdenverkehrsgesetz zum Wohle der 
Steiermark, genau so, wie es die Bauern machen, 
wenn es um ein richtiges und wirksames Landwirt­
schaftsgesetz geht. Machen wir auch in der Steier­
mark — wenn auch als Österreichs letztes Land —-
ein wirksames Fremdenverkehrsgesetz, dann wird 
es nicht vorkommen, daß Titel, wie z. B. „Werbung 
für Heilbäder", nur mit 10.000 S in unserem Budget 
stehen. Ich frage: was wollen Sie denn mit 10.000 S 
Werbung für die Heilbäder anfangen? Da können 
Sie kaum ein paar Briefe schreiben. Der kleinste 
Prospekt in einer Auflage von 30.000 bis 50.000 Stück 
kostet rund 60.000 S. Was wollen Sie denn da mit. 
10.000 S machen? Ich glaube ja, daß Sie zwar mehr 

•beansprucht haben, die Ziffer aber zusammenge­
strichen wurde. Aber Sie kommen jetzt in die Lage, 
mit solch kümmerlichen Beträgen herumzuarbeiten, 
nur deshalb, weil für den Fremdenverkehr nicht die 
Mittel zur Verfügung stehen, die er füglich verlan­
gen kann. (Beifall.) 

Abg. Oswald Ebner: Ich muß zunächst meiner Be­
friedigung darüber Ausdruck geben, daß Herr Ab­
geordneter Edlinger so sachlich zum Budget Stellung 
genommen hat. Ich wünschte nur, er hät te in seiner 
Partei mehr zu reden und würde mehr gehört, dann 
hät ten wir schon längst die Milchabfettung einge­
stellt und hätten beim Schlachtviehexport nicht 
solche Schwierigkeiten gehabt. Denn wenn er mehr 
zu reden hätte, dann hätte er dies bei seiner Partei 
schon durchgesetzt. 

Nun meine Meinung zum Budget selbst. Es wurde 
schon vielfach die Disparität der Preise besprochen. 
Ich will hiezu einige Ziffern nennen, wie diese Dis­
parität zu untermauern ist. Ich habe die Preise so­
wohl der agrarischen Erzeugnisse als auch der Be­
darfsartikel aus dem Jahre 1948 verglichen mit dem 
Jahr 1960. Zuerst die Milch: Im Jahre 1948 bekamen 
wir für 1 Liter Milch 1 S, heute S 1'90 bzw. S 1'88 
nach Abzug der zwei Groschen Krisenfondsbeitrag, 
und wir laufen heute bereits Gefahr, daß der Kri­
senfondsbeitrag noch erhöht werden muß wegen 
der starren Haltung !bei der ganzen Milchwirt­
schaftsregelung seitens der SPÖ-Führung in Wien. 
Das ist die Ursache. Somit ergibt sich ein Index von 
188 für Milch, bei Schlachtrindern ein solcher von 
277, bei den Schlachtschweinen ein Index von 213, 
bei Eiern von 200, bei den Kartoffeln von 125, bei 
der Zuckerrübe von 181 und bei Rot- und Weißkraut 
ein solcher von 100. Also hat im Jahr 1-948, vor 
12 Jahren, unser steirischer Gemüsebauer für das 
Kraut genau soviel bekommen wie heute. 

Aber um wieviel sind die Preise für seine not­
wendigen Bedarfsartikel gestiegen? Bei den Äpfeln 
z. B. besteht ein Index von 130, das ist sehr wenig 
gegenüber den Indizes für Betriebsmittel und son­
stige Bedarfsartikel. So beträgt z. B. der Index für 
Kraftfutter und Kraftfutterkuchen 444, für Erdnuß­
kuchen 433, für Fischmehl 516, für Weizenkleie 875. 
Für Handelsdünger — trotz der Stützung seitens 
des Staates — ist noch eine weitaus höhere Index­
ziffer vorhanden. Soweit die Indexziffern für agra­
rische Produkte. Die Indexziffer für Thomasmehl 
beträgt 299, für Super-Phosphat 311, für Kalisalze 
301. 
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Der Aufwand für Löhne und Soziallasten ist kata­
strophal. Der Herr Abg. Gottfried Brandl hat schon 
in seinem Referat zum Ausdruck gebracht, wie es 
hier ausschaut. Er hat Ihnen auch Lohnsätze ge­
nannt. Er hat Ihnen mitgeteilt, daß ein landwirt­
schaftlicher Arbeiter ohne Verpflegung rund 560 S 
monatlich bekommt. Aus der Praxis ist mir aber be­
kannt, daß samt freier Station um 600 S niemand 
mehr zu haben ist. Es ist klar, daß in anderen Be­
rufen mehr verdient Werden kann, und ich freue 
mich, daß der Arbeiter mehr verdient. Ich würde 
als Bauer meinen Landarbeitern auch gerne 2000 S 
zahlen, nur muß ich es i rgendwo wieder hereinbe­
kommen. Bei den Budgetberatungen der Bundesre­
gierung erfährt man, daß man Anleihen machen muß, 
„wenn keine Bedeckung da ist", sagte der Vize­
kanzler, „nehmen wir eben eine Anleihe auf". Wenn 
ich als Bauer auch so wirtschafte, dann ginge ich 
pleite und könnte nicht mehr länger Bauer sein. 
Dieser Index errechnet sich mit 467, ist aber der­
zeit bereits auf 700 oder 800. Dasselbe gilt für Tag-
löhnerschichten mit einer Indexziffer von 495. Für 
die Maurerstunde beträgt der Index angeblich 348. 
Ich habe nicht Gelegenheit gehabt, das nachzurech­
nen, aber ich glaube, daß diese Ziffer nicht stimmt. 
Die anderen Ziffern dürften ziemlich stimmen. Bei 
der Sozialversicherung beträgt die Indexziffer 1157. 
Ich weiß, die Notwendigkeit dafür ist vorhanden, 
aber es fragt sich nur, woher nehmen? Nun son­
stiges. Für den Herrenschnitt beim Friseur beträgt 
die Indexziffer 444, beim Briefporto und Fernsprech­
verkehr 375. Ein Bahnkilometer ist verhältnismäßig 
billig, hier beträgt die Indexziffer 208. Aber wir 
werden sehen, wie es hier nach dem 1. Jänner 1961 
ausschauen wird. Nun, und das alles bei einer Ar­
beitszeit und bei diesen sozialen Errungenschaften, 
welche der landwirtschaftlichen Bevölkerung heute 
zur Verfügung stehen. Es ist wirklich kein Wunder, 
wenn der Mut und die Freude zur Arbeit von Tag 
zu Tag sinken und es ist auch zum Ausdruck ge­
bracht, daß wir sehr befürchten müssen, daß der 
Tisch unseres Konsumenten nicht mehr gedeckt wer­
den kann. Daher mein Ersuchen an alle, welche dazu 
beitragen können, dafür zu sorgen, daß man die 
Arbeitsfreude in unserer landwirtschaftlichen Be­
völkerung, die Berufsfreude für die Zukunft er­
halten kann. 

Nun ein paar Hinweise auf die Tierzuchtförde­
rung, weil gerade aus dieser Produktionssparte der 
Landwirtschaft die meisten Gelder zufließen und 
diese Bevölkerungsgruppe hiervon ihr Leben fristet. 
Die Tierzuchtförderung hat im Land Steiermark 
ziemliche Fortschritte zu verzeichnen. Es konnte 
sehr viel Zuchtvieh exportiert werden. Wir konn­
ten in der Schweineproduktion eine Verbesserung 
erzielen, die sich auch dem Gaumen des Konsumenten 
anpaßt. Wir werden in den nächsten Jahren daran 
gehen müssen, auch auf dem Rindersektor eine 
Mast- und Fleischleistungsprüfung durchzuführen, 
denn die übrigen europäischen Staaten befassen 
sich bereits damit. Wenn wir nicht diesen Erforder­
nissen nachkommen, wird unser Zuchtvieh weniger 
wert sein und der Export umso weniger durchzu­
führen sein. Die ganze Viehproduktion und das ge­
sunde Vieh, das wir züchten, hat zur Vorausset­
zung, daß es nicht nur gut aufgezogen, sondern 

auch hart aufgezogen wird, Es klingt vielleicht ein 
Widerspruch heraus. Dem ist aber nicht so. Hart 
aufgezogen soll heißen, daß es abgehärtet wird auf 
unseren Almen. In unserer Almausnützung ist ein 
ziemliches Übel zu verzeichnen, weil sich wegen 
des Mangels an landwirtschaftlichen Arbeitskräften 
fast niemand mehr dazu hergibt, auf die Almen zu. 
gehen und Vieh zu hüten, es sei denn ein gutge­
sinnter Pensionist. Aber wenn er dazuverdient, 
wird ihm das wieder von der Rente abgezogen. Das 
müßte hintangehalten werden. Jedenfalls ist da­
durch die Notwendigkeit gegeben, daß die Almen, 
da sie vielfach vom Heimbetrieb aus beaufsichtigt 
werden müssen, auch die notwendige Förderung er­
fahren. Es ist wohl zusätzlich zur Voranschlagspost 
1 Million Schilling für Güter- und Almwege im a.-o. 
Voranschlag, leider aber unbedeckt. Das ist eine 
Erinnerüngspost, aber nicht mehr. Ich möchte hof­
fen, daß die Gesamtwirtschaft einen solchen Ver­
lauf nimmt, daß eine Bedeckung möglich wird, und 
möchte den zuständigen Referenten ersuchen, daß 
diese Post, wenn irgendeine Möglichkeit ist, in 
erster Linie bedeckt wird. 

Die Seuchenbekämpfung macht gute Fortschritte, 
und zwar in der Tbc- und Bangbekämpfung. Nur 
sind hier wieder zu wenig Mittel vorhanden, und 
wir haben einen kolossalen Nachholbedarf in der 
Steiermark deshalb, weil von den Rinderbeständen 
in Gesamtösterreich bereits 76% in die Bekämp­
fung einbezogen wurden, und in der Steiermark 
verzeichnet man einen Bekämpfungsprozentsatz von 
49%. Das liegt im Interesse unserer steirischen Be­
völkerung, des Fremdenverkehrs und im Interesse 
des Viehabsatzes und des Exportes. Daher ist es 
für diese Post eine Notwendigkeit, daß säe erhöht 
wird, zumindest im nächsten Jahr . 

Ich möchte noch bedauern, daß in den letzten zehn 
Jahren die Einkommen in der Landwirtschaft in 
Österreich eine Steigerung von 40%, die Einnah­
men der übrigen Berufsstände jedoch von 80% auf­
zuweisen haben. Es ist daher nicht wahr, was der 
Herr Landesrat Sebastian im Rahmen der General­
rede zum Ausdruck gebracht hat. Er hat dort ge­
sagt: „Wir fordern den gerechten Anteil für die 
arbeitenden Menschen." Wo ist der gerechte An­
teil, wenn wir, die landwirtschaftliche Bevölkerung, 
20% der Gesamtbevölkerung verkörpern und vom 
Sozialprodukt, das wir alle zusammen erarbeiten, 
einen Anteil Von nur 12% haben? Wo ist da der 
gerechte Anteil? Ich kann Landesrat Sebastian nicht 
zumuten, daß er derart berufsfremd der Landwirt­
schaft gegenüber ist, daß er sie nicht zu den arbei­
tenden Menschen zählt. 

Abg. Gruber, der zur Zeit nicht anwesend ist, hat 
gestern zum Ausdruck gebracht, daß in den verstaat­
lichten Betrieben ein Gesinnungsterror nicht vor­
handen ist. Ich muß ihn einladen, mit auf der Eisen­
bahn zu fahren. Ich bin kein glücklicher Autobe­
sitzer. Ich komme mit den Arbeitern aus Kapfen-
berg, Aumühl und Hönigsberg zusammen, und von 
allen diesen Leuten höre ich, daß der Gesinnungs­
terror eine ganz katastrophale Rolle spielt. Es t raut 
sich keiner heraus mit seiner Meinung, weil er 
Angst hat, den Arbeitsplatz zu verlieren. Die Leute 
sind derart eingeschüchtert worden, daß sie nicht 
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einmal eine Meinung äußern. (Abg. H o f b a u e r : 
„Und trotzdem haben wir immer mehr Stimmen?!") 

N|un noch ein paar Wor te zum Fremdenverkehr! 
Es ist ja schon darauf hingewiesen worden, und ich 
möchte das nicht wiederholen. Ich will nur darauf 
hinweisen, daß sich der Fremdenverkehr heute in 
erster Linie dort abspielt, wo Seen sind. Schauen 
wir einmal in der Steiermark herum, wieviel Bade­
möglichkeiten es heute schon gibt, aber leider noch 
nicht überall. Zur Zeit Erzherzog Johanns wurde der 
See vor dem Seeberg in der Gegend von Mariazeil 
abgelassen, weil man damals für den Pferdevor­
spann das Heu brauchte, das dann auf diesem See­
grund wuchs. Ich muß schon sagen, wirtschaftlich 
war der Mann. Aber heute ist diese Zeit vorüber, 
heute wollen die Leute wieder einen See dort ha­
ben. Das würde auch gar nicht sonderlich viel ko­
sten, und ich hätte gedacht, schon heuer eine Post 
dafür im Budget vorzufinden. Ich kenne mich da 
nicht genau aus, vielleicht steckt schon etwas drin. 
Ich möchte nur das Fremdenverkehrsreferat fragen, 
ob es nicht möglich wäre, der Bevölkerung von See­
wiesen, die ja, mit Ausnahme von ein paar Forst­
arbeitern, fast ausschließlich vom Fremdenverkehr 
leben muß, den Wunsch zu erfüllen. Würde man 
das ernstlich in Aussicht nehmen, so glaube ich, 
könnte um etliche 100.000 S hier ein schöner See 
entstehen. Das wäre für das Gebiet Mariazeil sehr 
interessant. Nicht nur die Fremden, sondern auch 
die Arbeiter von Mariazeil könnten sich daran er­
götzen. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, wie dringlich 
es ist, zur Förderung des Fremdenverkehrs, aber 
nicht zuletzt auch zur besseren Aufschließung un­
serer Bergbauernwirtschaften dem Wegebau in der 
mittleren Gebirgslage mehr Aufmerksamkeit zu 
schenken. Schauen Sie einmal, wenn Sie ins Aus­
land kommen, was Sie da in einer Höhe von rund 
600 m alles vorfinden. 1400 m ist ja auch noch 
kein hoher Berg, und wenn unsere Fremden da 
hinauffahren könnten, wäre das schon großartig und 
der gesamten Bevölkerung und dem Fremdenver­
kehr von Nutzen. (Beifall.) 

Abg. Hans Brandt: Wenn ich mich zur Gruppe 7 
noch einmal zu Wort gemeldet habe, dann deshalb, 
weil ich so wie alle Jahre zu den allgemeinen Pro­
blemen der Land- und Forstarbeiter und vielleicht 
auch zu besonderen Problemen in der gesetzlichen 
Interessenvertretung in der Landarbeiiterkammer 
Stellung nehmen möchte. Dabei bin ich mir von 
vornherein bewußt, daß meine Ausführungen nicht 
die ungeteil te Zustimmung des ganzen Hohen Hau­
ses erhalten werden. 

Wir haben im Budget 1960 erstmals 80.000 S Lan­
desmittel für Personalkosten bei der Landarbeiter­
kammer beschlossen, und dieser Betrag wurde für 
1961 um 20.000 S erhöht. Als die Landarbeiter­
kammer für Steiermark im Jahre 1950 provisorisch 
gegründet wurde, waren noch rund 50.000 beschäf­
tigte Dienstnehmer kammerzugehörig. Ein verhält­
nismäßig großer Kammerapparat wurde aufgezo­
gen, und gewisse Kreise erhofften sich davon ent­
sprechende politische Auswirkungen. Nach lOjäh-
riger Tätigkeit dieser Interessenvertretung ist durch 

die katastrophale Abwanderung von mehr als einem 
Drittel der kammerzugehörigen landwirtschaftlichen 
Arbeiter auch in der Landarbeiterkammer eine 
schwierige Situation entstanden: Ich habe nicht die 
Absicht, meine Damen und Herren, hier auf Ein­
zelheiten einzugehen, es muß mit aller Offenheit 
und Deutlichkeit darauf hingewiesen werden, daß 
es die ureigenste Aufga'be jeder Kammer sein muß, 
aus ihren Umlagen heraus die entsprechenden ge­
setzlichen Verpflichtungen für ihre Kammerzugehö­
rigen zu erfüllen. Eine Entwicklung, daß immer mehr 
Landesmittel zur Verfügung gestellt werden müs­
sen, weil die Kammerumlagen sinken und weil diese 
Körperschaft aus politischen Gründen aufrechter­
halten bleiben muß, lehnen wir als Sozialisten ab. 
Auch die Landarbeiterkammer hat sich nach der 
Decke zu strecken und in ihrem eigenen Wirkungs­
kreis entsprechende Einsparungen zu machen. Wenn 
zum Vergleich die Arbeiterkammer rund 20% ihres 
Budgets als Personalkosten aufweist, so ist es alar­
mierend, wenn die Landarbeiterkammer für 1961 
schon rund 50% ihrer Kammerumlagen für ihr Per­
sonal benötigt. Von dem Aufwand, den die Land­
wirtschaftskammer dazu braucht, will ich gar nicht 
sprechen, weil bekannterweise die Personalkosten 
mehr betragen als an Kammerumlage dort eingeht. 

In diesem Zusammenhang ist es vor diesem Ho­
hen Haus vielleicht auch notwendig, darauf hinzu­
weisen, welch grundsätzlicher Unterschied zwischen 
Arbeiterkammer und Landarbeiterkammer besteht 
und daß von seiten der ÜVP immer wieder versucht 
wird, zu bemängeln, welch gewaltige Summen und 
Mittel die Landarbeiterkammer für ihre Dienstneh­
mer verteilt. Vorausgeschickt muß werden, daß die 
Arbeiterkammer keinen einzigen Groschen an Un­
terstützungen und Subventionen erhält, sondern aus 
ihrer Umlage heraus ihre Verpflichtungen zu er­
füllen hat. Die Landarbeiterkammer für Steiermark 
hat im Jahr 1959 rund 3,270.000 S für Wohnbau­
hilfe, Notstandsunterstützung, Familiengründungs­
beihilfe und dergleichen ausgegeben, die gar nicht 
ihre Mittel sind, sondern die sie aus der öffent­
lichen Hand vom Land und Bund erhalten hat. Dazu 
hat sie noch verschiedene Mittel aus ihrem eigenen 
Wirkungskreis dazugegeben, die allerdings haupt­
sächlich in der Form aufgebracht worden sind — 
zumindest in letzter Zeit —, daß die Kammerum­
lage über die normale Grenze von / 4 % hinaus auf 
0 '6% erhöht wurde. 

Wenn in diesem Hohen Haus schon sehr oft über 
das Landwirtschaftsgesetz gesprochen worden ist, 
das nach rund 8jähriger Auseinandersetzung heuer 
im Parlament beschlossen wurde, so muß ich wieder 
feststellen, daß unser Wunsch, die Kompetenz ge­
nau wie beim Landarbeitsrecht zu ändern, nicht zur 
Kenntnis genommen wurde und nach wie vor die 
Grundsatzgesetzgebung beim Bund und die Aus­
führungsgesetzgebung bei den Ländern liegt. Ich 
möchte feststellen, daß das Landarbeitsrecht und 
auch die Landarbeitsrechtsnovelle seit 1949 in der 
Steiermark mit Ausnahme geringfügiger Verände­
rungen in ihrem ursprünglichen Text verblieben 
sind, obwohl inzwischen einige günstige Entwick­
lungen vor sich gegangen sind. Und ich stehe auf 
dem Standpunkt, wenn man nun schon glaubt, daß 
man die Grundsatzgesetzgebung belassen muß und 
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daß man in den Ländern Ausführungsgesetze be­
schließen soll, dann muß man sich selbstverständ­
lich in den zuständigen Landtagen darüber ernste 
Sorgen machen, wie man auch die Landarbeitsord­
nung an die Entwicklung angleichen kann, und ich 
möchte hier vorausschicken, daß unserer Meinung 
nach die Landarbeitsordnung in vielen Punkten 
reformbedürftig ist und daß meiner Meinung nach 
drei Gründe es notwendig erscheinen lassen, un­
sere Landarbeitsordnung, die gesetzliche Basis für 
Dienstnehmer in der Land- und Forstwirtschaft, ab­
zuändern: 1. Eine gewisse Angleichung an die Be­
stimmungen, wie sie in anderen Bundesländern 
durchgeführt wurden, weil absolut nicht einzusehen 
ist, daß z. B. in der Steiermark ein Dienstnehmer 
nach rund vierzigjähriger Dienstzeit rund 50 Pro­
zent seines Jahresverdienstes erhält, während einer 
in anderen Ländern 100 Prozent oder noch mehr 
erhält. 2. In weiterer Folge die Klarstellung eini­
ger Begriffe, die sich mit der Zeit als notwendig 
erwiesen hat. 3. Geht es meiner Meinung nach und 
nach der Meinung der SPÖ überhaupt um gewisse 
Verbesserungen, die sich in der jetzigen Zeit ohne-
weiters durchführen lassen. 

Wenn wir erfreulicherweise feststellen müssen, 
daß auf Grund des Landwirtschaftsgesetzes die 
Landwirtschaft rund 200 Millionen mehr bekommt 
für 1961, und wenn ich nebenbei bemerke, daß von 
diesen rund 200 Millionen für die Belange der 
Dienstnehmer nur 7% entfallen, so glauben wir, 
daß wir doch als Dienstnehmer ein gewisses Recht 
darauf hätten, unsere Bestimmungen den allgemei­
nen Bestimmungen anzupassen. (Abg. L a c k n e r : 
„Es ist nur so, daß von den 200 Millionen wieder 
weggenommen wird.") Wir haben uns daher seit 
längerer Zeit schon sehr ausführlich mit einer No-
vellierung der Landarbeiterordnung beschäftigt und 
wir haben den Standpunkt vertreten, daß zuerst 
sich auch die gesetzlichen Interessenvertreter, das 
ist die Landarbeiterkammer, alle Dienstnehmer, 
gleich welcher politischen Partei, sich nun zusam­
mensetzen und beraten müssen, wo man Verbes­
serungen machen kann, wo man voraussichtlich 
durchkommt und welchen Weg man überhaupt für 
diese Verbesserung einschlagen will. Dessen unge­
achtet hat die ÖVP aus rein politischen Gründen 
am 15. Juni einen Antrag eingebracht, wonach in 
der Landarbeitsordnung eine Verbesserung einge­
führt werden soll, und zwar, daß ein Dienstnehmer, 
der in das Arbeitsrentenalter kommt, nun auch die 
Abfertigung bekommt. Wir freuen uns darüber, glau­
ben aber, daß das viel zu wenig ist, weil letzten En­
des aus unserer Erfahrung diese Novellierung ver­
hältnismäßig wenig Bedeutung hat, weil wir wissen, 
daß in größeren Betrieben auch heute schon bei der 
Ausscheidung infolge der Erreichung der Alters­
grenze die Abfertigungen ausbezahlt werden sol­
len. Es ist dann in der Zwischenzeit eine Regie­
rungsvorlage im Landeskulturausschuß aufgelegt 
worden, woraus wir entnehmen können, daß das 
zuständige Referat der Landesregierung diesen Ent­
wurf den interessierten Stellen übermitteln muß und 
erst nach deren Anhören die entsprechende Novel­
lierung im Landtag eingebracht wird. Wir werden 
voraussichtlich noch am heutigen Tage diese Ab­
änderung der Landarbeitsordnung beschließen. 

Aber ich glaube, daß darüber hinaus der neue 
Landtag sehr ernst sich mit einer wirklichen Ver­
besserung, auch für die Dienstnehmer auswirkbaren 
Verbesserung, beschäftigen wird müssen, weil dies 
eine unbedingte Notwendigkeit ist. Aus unserer Er­
fahrung heraus können wir immer wieder feststel­
len, daß letzten Endes die Initiative dazu von den 
Sozialisten ausgehen muß und daß es verhältnis­
mäßig schwierig ist und daß es leicht zu begreifen 
ist, daß die Dienstnehmervertreter in der ÖVP 
einen wesentlich schwierigeren Standpunkt haben, 
um überhaupt mit den Forderungen ihrer Arbeit­
geber vor die Öffentlichkeit zu treten, obwohl 
man aus verschiedenen Reden einzelner Abgeord­
neter entnehmen muß, daß die ÖVP heute minde­
stens ebensoviel Anteil an der gesamten sozial­
politischen Entwicklung hat wie die SPÖ. Ich glaube, 
wer die Entwicklung auf diesem Gebiet aufmerksam 
verfolgt hat, der muß zustimmen und muß zur 
Kenntnis nehmen, daß durch den ununterbrochenen 
Kampf der Gewerkschaften und durch die Unter­
stützung der SPÖ gerade die sozialpolitischen Er­
rungenschaften vorangetrieben worden sind, wobei 
letzten Endes verständlicherweise auch die ÖVP 
sich diesen Argumenten nicht entziehen konnte und, 
nachdem sie sehr viele Schwierigkeiten gemacht 
hat, dann ihre Zustimmung gab. (LH. K r a i n e r : 
„Ich komme in Lohnverhandlungen mit Herren aus 
Ihren Kreisen zusammen und kann nicht viel Initia­
tive, wenn es um die Dienstnehmer in der Land­
wirtschaft geht, vermerken.") 

Es ist ja auch von Präsident Brandl heute schon 
sehr ausführlich über die Löhne in der Land- und 
Forstwirtschaft gesprochen worden. Auf Grund des 
Landwirtschaftsgesetzes ist ja dem Parlament ein 
grüner Bericht und dann in weiterer Folge ein 
grüner Plan vorgelegt worden. Aus diesem grünen 
Bericht kann man eine interessante Mitteilung her­
auslesen. Zuerst möchte ich feststellen, daß von 
rund 80 Seiten dieses grünen Berichtes nur eine 
Seite den Belangen der Dienstnehmer in der Land- ' 
und Forstwirtschaft gewidmet ist, woraus jeder 
seine Schlüsse ziehen kann. Diese eine Seite ist 
sehr aufschlußreich, und wenn man in diesem 
Hohen Haus immer wieder davon sprach, daß die 
Eigenart des Landes aufrecht erhalten werden soll 
und daß es in jedem Bundesland bei der Landes­
gesetzgebung gewisse Probleme gibt, auf die ent­
sprechender Einfluß genommen werden soll, beja­
hen wir dies und anerkennen dies. Wir glauben, je- • 
doch, daß es in einer solchen Frage wie in der Lohn­
frage der Land- und Forstarbeiter keine so wesent­
lichen Unterscheidungen zwischen den einzelnen 
Bundesländern geben soll. Ich darf Ihnen hier die 
Löhne der Landarbeiter zur Kenntnis bringen, die 
als Durchschnittslöhne aus diesem grünen Bericht 
herauszulesen sind. Interessanterweise steht Tirol 
an der Spitze mit 1135 S, Vorarlberg mit 1090 S, 
Kärnten 960 S, Niederösterreich 950 S, Salzburg 
942 S, Oberösterreich 895 S und in weitem Abstand 
die Steiermark mit 779 S. Unsere Landarbeiterlöhne 
stehen demnach an letzter Stelle. Wir dürfen uns 
unter diesen Umständen nicht wundern, wenn die 
Landarbeiter ihrem Berufsstand den Rücken kehren 
und besonders in der Zeit der Hochkonjunktur ihre 
Verhältnisse zu verbessern trachten. 



52. Sitzung des Steierm. Landtages, IV. Periode, — 15., 16, und 17. Dezember 1960. 1 129 

Dazu kommt noch, daß wir in steigendem Aus­
maß auch in der Land- und Forstwirtschaft mit der 
Arbeitslosigkeit zu kämpfen haben und daß ich 
hier mitteilen kann, daß für ganz Österreich die 
Arbeitslosigkeit von 1957 bei 25.000 arbeitslosen 
Dienstnehmern in der Land- und Forstwirtschaft bis 
1959 auf 31.000 angestiegen, ist. Diese Entwicklung 
drückt außerdem das Durchschnittseinkommen der 
Land- und Forstarbeiter, und man müßte die ange­
führte Zahl umrechnen und würde dann zu noch 
schlechteren Ergebnissen kommen. 

Es ist auch in diesem Hohen Haus davon gespro­
chen worden, daß die niedrigen Löhne selbstver­
ständlich auch niedere Renten nach sich ziehen und 
daß der Großteil der Rentner in der Land- und 
Forstwirtschaft die Ausgleichszulage beziehen muß. 
Dieser Kreis ist letzten Endes auch Nutznießer 
von den Staatszuschüssen. Ich möchte ausdrücklich 
die Meinung des Herrn Abg. Wegart zurückweisen, 
der behauptet hat, daß es im Sinne der ÖVP liege, 
diese Zuschüsse abzubauen oder überhaupt für die 
Rentner wegzubringen. (LR. P r i r s c h : „Wann hat 
er das gesagt?") Ich möchte noch feststellen, daß 
Wegart gesagt hat, daß die Sozialpolitik kein Mo­
nopol für die Sozialisten sei, sondern der gesamte 
Landtag und überhaupt das Parlament dafür zu­
ständig seien. Wir bejahen das. Das ist selbstver­
ständlich. Aber darüber hinaus muß ich feststellen, 
daß auch die Förderung der Landwirtschaft ebenso 
kein Monopol der ÖVP ist, sondern daß die För­
derungsmaßnahmen, die hier im Steiermärkischen 
Landtag beschlossen werden, eine gesamte Ange­
legenheit des Steiermärkischen Landtages sind. 

Zum Abschluß möchte ich noch folgendes sagen. 
Wenn zumindest nach außen hin und im allgemei­
nen gesehen die Ausnützung der Arbeitskraft, heute 
nicht mehr so wie einst vor sich geht, so bestehen 
doch gerade in der Land- und Forstwirtschaft noch 
Verhältnisse, mit denen viele unzufrieden sind. Diese 
Unzufriedenheit erstreckt sich aber über alle Teile 
der Land- und Forstwirtschaft. Der Bauer ist unzu­
frieden, weil er glaubt, zuwenig für seine Produkte 
zu bekommen, der Arbeitgeber ist unzufrieden, 
weil er glaubt, gemessen an seinen Einnahmen, zu 
hohe Löhne bezahlen zu müssen, und der Landar­
beiter ist unzufrieden, weil er bedauerlicherweise 
feststellen muß, daß er gegenüber anderen Berufen 
weit, weit zurückliegt und keine Möglichkeit be­
steht, zu einer Verbesserung zu kommen. 

Dies alles zusammen sind volkswirtschaftliche und 
sozialpolitische Probleme, die uns schon so oft be­
schäftigt haben und uns auch in Zukunft immer 
wieder beschäftigen werden. Sie sind nicht mit poli­
tischen Schlagworten und politischen Parolen, aber 
auch nicht mit demagogischen Erklärungen und 
Pauschalverdächtigungen des politischen Gegners, 
sondern in unserem Land nur durch sachliche Be­
ratungen in der Erkenntnis zu lösen, daß das Wohl 
des einzelnen vom Wohl des gesamten Volkes ab­
hängt und wiederum das Gesamtwohl aller Öster­
reicher sowohl in schlechten als auch in guten Zei­
ten nur durch die Zusammenarbeit der beiden gro­
ßen politischen Parteien am besten gesichert ist. 
(Lebhafter Beifall bei SPÖ.) 

3. Präs. Dr. Stephan: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Es ist heute schon so viel über 
Probleme der Landwirtschaft gesprochen worden, 
daß ich offene Türen einrennen würde, wenn ich all 
das, was auch unsere Fraktion zu diesen Dingen zu 
sagen hat, hier vor Ihnen noch lange ausbreiten 
würde. 

Wenn 22°/o der Bevölkerung einen Anteil von 
1 l°/o am Nationaleinkommen haben, dann sagt das 
ja schon alles. Dieser Zustand und Umstand hat uns 
dazu veranlaßt, dieses Problem nicht mehr als ein 
wirtschaftliches, sondern als ein soziales Problem 
zu betrachten. Die Lage der Bauernschaft in Öster­
reich ist trotz des Landwirtschaftsgesetzes, von dem 
übrigens auffällig wenig bei dieser Budgetdebatte 
gesprochen wurde, und zwar mit Recht —, so daß er 
als Stand zu den sozial Bedürftigsten gehört. Ich habe 
mir ebenso wie der Herr Kollege Ebner den Satz 
des Herrn Landesrates Sebastian aufgeschrieben ge­
habt, der ganz richtig einen gerechten Anteil jedes 
einzelnen am Sozialprodukt fordert. Er fordert den 
gerechten Anteil des arbeitenden Menschen am So­
zialprodukt. Und trotzdem wird er einem großen 
Teil unseres Volkes verweigert. Der Kampf um den 
Milchpreis, nachgerade zum eisernen Bestand jeder 
Landtags- und Nationalratssitzung gehörend, mutet 
einen — die Sache liegt wohl auf etwas höherer 
Ebene — an, als ob man sich an bestimmten Orten 
gerne für bestimmte Zeiten ein schönes Geschenk 
aufheben wollte. Es könnte der Fall sein, daß man 
in die Lage versetzt würde, den Bauern zu zeigen, 
daß es nun anders ginge und da wäre die Her­
stellung eines gerechten Milchpreises vielleicht 
dann leichter, wenn man ihn bis dahin recht weit 
unten hält. Es ist vielleicht gar nicht notwendig, 
ich möchte es aber trotzdem erwähnen, daß die 
Auffassung, daß das landwirtschaftliche Problem 
ein soziales Problem geworden ist, daß man wieder 
einmal darauf hinweist, was gerade die Bäuerin 
auf dem Land mitzumachen hat, was sie leisten 
muß und was sie dafür bekommt. Wir haben wäh­
rend des Kapitels 4 allerhand schöne Zahlen und 
schöne Worte gehört. Wir haben selbstverständlich 
nicht nur nichts dagegen, sondern sind dafür, daß 
jedem bedürftigen Menschen in Österreich das ge­
geben wird, was er auf Grund seiner Leistung und 
Stellung in der Gesellschaft verlangen kann. Wir 
sind aber absolut auch dafür, und nicht nur aus 
wirtschaftlichen und sozialen Gründen, sondern 
auch aus Gründen der Volkserhaltung und der Er­
haltung der Volksgesundheit, daß der Bauersfrau 
nun endlich die Stellung im Volke eingeräumt wird, 
die sie als Erhalterin oder wenigstens als Miterhal-
terin unseres Volkes einfach fordern kann. 

Ich darf des weiteren auf den Irrtum verweisen, 
der immer wieder dadurch begangen wird, daß man 
sagt, die Verhältnisse in der Landwirtschaft haben 
sich geändert, die Landwirtschaft wird mechanisiert, 
es sind weniger Arbeiter vorhanden und die me­
chanisierte Landwirtschaft wird sich ja mit weniger 
Arbeitskräften behelfen. Tatsache ist, daß ein weit 
geringerer Bevölkerungsteil als ehemals eine 
weit höhere Anzahl von Produkten auf den 
Markt bringt, daß also die Produktivität in der 
Landwirtschaft so gestiegen ist wie kaum auf einer 
anderen Sparte unserer Wirtschaft. Aber wir dür-



1130 52. Sitzung des Steierm. Landtages, IV. Periode. — 15., 16. und 17. Dezember i960. 

fen eines nicht vergessen, wenn Sie, sich landauf 
und landab umsehen und mechanisierte Bauern­
höfe betrachten, so gehen Sie bitte nachher, wenn 
Sie die Maschinen angeschaut haben, in den Wald 
und Sie werden sehen, daß die 1. Mechanisierungs­
welle zu einem guten Teil aus dem Wald finanziert 
wurde. Da eine landwirtschaftliche Maschine eine 
Lebensdauer von 10 bis 15 J ah ren hat, der Wald 
aber zum Nachwachsen mindestens 70 Jahre braucht, 
so geht sich das nicht aus. Die 2., 3. und 4. Me­
chanisierung, weil diese noch notwendiger sein 
werden als die erste, werden aus den Erträgnissen 
und den Verdiensten aus der Landwirtschaft zu 
zahlen sein. Wenn man das rein geschäftsmäßig 
betrachtet, so kann man nicht sagen, auf den 
Bauernwald wird nicht geschaut, wenn der Bauer 
keine andere Möglichkeit hat, den notwendigen Be­
dürfnissen in bezug auf die Mechanisierung nach­
zukommen. 

Es ist sehr schade, was ich in den Ausschüssen 
habe hören müssen, daß der Besuch der Fortbil­
dungsschulen anzahlmäßig nachläßt, daß z. B., wie 
der Berichterstatter aus seiner Gegend berichtet hat, 
nur mehr ein Teil der Fortbildungsschulen aufge­
zogen werden kann, die noch vor einigen Jahren 
vorhanden waren. Das liegt nicht daran, daß die 
bäuerliche Jugend sich nicht fortbilden wollte, das 
tut sie eifriger denn je, das liegt daran, daß diese 
gar nicht mehr da ist, und daran, daß sie keine ' 
Zeit hat, sich fortzubilden. Es ist heute auf dem 
Lande so, daß einer nicht eine Stunde im Tag, 
geschweige denn auf 14 Tage oder mehr ohne Scha­

d e n vom Hof wegbleiben kann, und darum müssen 
die Leute, ohne Fortbildungskurse besuchen zu 
können, weiterarbeiten, und das wird letzten Endes 
auch zum Schaden der Landwirtschaft ausschlagen. 

Darf ich die weitere Bitte hier kurz anbringen, 
die Grenzlandförderung nicht nur auf die beschei­
denen Maßnahmen zu beschränken, die heute schon 
vielfach erwähnt wurden und gestern einen grö­
ßeren Raum in der Debatte e ingenommen haben. 
Die Meliorationen sind, wie auch aus den Zahlen 
ersichtlich ist, die bereits angegeben wurden, nicht 
sehr gut dotiert, insbesondere nicht im Grenzland. 
Dem Bezirk Radkersburg wäre ein besonderes 
Augenmerk zu schenken. Leider sind die Prozent­
sätze, die das Land für die Entwässerung geben 
kann, sehr gefallen und es ist sehr fraglich, ob die 
bäuerlichen Betriebe in der Lage sein werden, die 
notwendigen 60 bis 80 Prozent an Kosten aufzu­
bringen, da das Land nur 20 bis 40 Prozent geben 
kann. 

Schließlich haben wir, in langen Debatten der ver­
gangenen Tage sehr viel darüber gesprochen, wie 
das österreichische Bundesbudget, wie das steirische 
Landesbudget . ausschaut, darüber gesprochen, daß 
durch Preiserhöhungen und durch Erhöhung der 
Beiträge zu den Sozialversicherungen immer wie­
der Leistungen erbracht werden müssen, die allen 
in Österreich zugute kommen sollen. Das hört dann 
auf, wenn die Aufwendungen auch der Landwirt­
schaft zugute kommen. Man faßt den Bauern merk­
würdigerweise in Österreich als einen Kapitalisten 
auf, man findet solche Witze auch in Zeitungen und 
wenn Sie aber tatsächlich seinen Arbeitsaufwand 

mit seinem Einkommen vergleichen, muß jeder nur 
einigermaßen gerecht denkende Mensch sagen, daß 
der Lohn auch für den reichsten Bauern noch immer 
niedriger ist als für jeden anderen Schaffenden in 
Österreich. Er hat ja gar nicht die Zeit, das Geld, 
das er mit seiner Handarbeit verdient, zu verbrau­
chen. Ich wußte nicht, wann er einen Urlaub neh­
men sollte, i rgendwo anders als im Kuhstall. Es 
ist aber so, daß man nicht in der Lage ist, diese 
Dinge tatsächlich zu sehen, vielleicht sind sie nicht 
populär. Der Bauer ist als konstruktiv denkender 
Mensch nicht in der Lage, von sich aus seinen 
Anspruch so durchzusetzen wie die Menschengrup­
pen, die eine Masse bilden und auf ein Kommando 
an- und abtreten. Der Bauer ist nicht in der Lage, 
von vornherein solche Schlußfolgerungen zu ziehen. 
Man spricht von der Vollbeschäftigung, und daß 
es notwendig ist, für die arbeitenden Massen diesen 
Zustand zu erhalten. Ich möchte nun auch hier einen 
Vergleich ziehen. Der Bauer, die Bäuerin und die 
Kinder ab 10 J ahren haben über Mangel an Voll­
beschäftigung nicht zu klagen. 

Ich darf diesen Ausführungen noch eine kleine 
Mahnung an die Herren Verantwortlichen anfügen. 
Gestern habe ich leider folgendes erfahren müssen: 
Erfreulicherweise wurden die gewählten Standesver­
treter, das sind die Bezirkskammerräte, zu Schu­
lungskursen nach St. Martin oder in den Raiffeisen-
hof eingeladen. Einer unserer Parteifreunde, der 
sich auch unter den Bezirkskammerräten befindet, 
hat für den 12. 12. eine solche Einladung bekommen. 
Sie hat gelautet auf Montag, den 12. 12., 15 Uhr, 
St. Martin. Der Mann ist hingefahren, wie es seine 
Pflicht war, und hat sich dort gemeldet um 15 Uhr. 
Es stand auf der Einladung eine Begrüßung um 
17 Uhr. Ein Angestellter hat ihn empfangen und 
hat ihm bedeutet, daß für ihn diese Schulung nicht 
heute sondern erst morgen in der Früh um 9 Uhr 
anfängt. Andere mußten bereits dableiben. Ich weiß 
nicht, ob da ein politischer Unterschied sein sollte, 
ob für, den blauen Bezirkskammerrat eine andere 
Einladung gilt wie für den grünen, um nicht andere 
Farben zu nennen. Aber es ist Tatsache. Ich möchte 
das deshalb wissen, weil, wie ich weiß, eine solche 
Schulung für nächsten Montag abermals einberufen 
ist und abermals ein Bezirkskammerrat von uns 
dabei ist und ich ihm sagen muß, ob er am Montag 
oder Dienstag hinfahren soll. 

Ferner gibt es noch eines. Der Herr Landeshaupt­
mann soll anläßlich der Zehnjahrfeier der steirischen 
Landjugend in l iebenswürdigerweise dieser Land­
jugend in Aussicht gestellt haben, daß das land­
wirtschaftliche Berufsschulgesetz noch im Herbst des 
Jahres 1960 erlassen würde. Leider höre ich nach 
Erkundigungen, d a ß ' e s erst jetzt am kommenden 
Dienstag in die Regierungssitzung kommen soll. 
Sollte bei dieser Ansetzung unmittelbar vor bevor­
stehenden Landtagswahlen dieses Gesetz am Ende 
nicht mehr in der laufenden Legislaturperiode er­
ledigt werden können, so wird die Landjugend 
großzügig über die Verzögerung von sechs Monaten 
hinwegsehen müssen. 

Abg. Stöffler: Wenn man nur den Zeitraum der 
letzten Jahrzehnte überblickt, so stellt man fest, 
daß durch die wirtschaftliche Entwicklung, die Tech-
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nisierung, die Industrialisierung sich fast alle Le­
bensbereiche stark geändert haben. Der Mensch 
denkt anders, er lebt anders und seine Stellung zu 
seiner Umwelt, selbst zur kosmischen, hat sich in 
den letzten 50 Jahren in einem solchen Ausmaß und 
in einem solchen Tempo geändert , wie dies noch 
nie in der Menschengeschichte erfolgt ist. In dieser 
ökonomischen Zeit, in der wir heute leben, steht 
also auch die Willensmeinung, nach der 'die wirt­
schaftliche Entwicklung erfolgt, also die Wirtschafts­
politik, im Zentrum des menschlichen Interesses. 
Eine gute wirtschaftliche Lage, materiell gesehen, 
ist sicher nicht das Alleinseligmachende, doch steht 
sicher fest, daß eine gesunde Wirtschaft, die ja 
die Grundlage für eine gute wirtschaftliche Lage 
ist, zu den wesentlichen Voraussetzungen gehört 
für Art und Ausmaß der Sozialpolitik, der Kultur­
politik, der Sportförderung u. dgl. mehr. Sie kann 
bei ausreichender Klugheit die Menschen zu relativ 
großer Zufriedenheit führen und sie kann auch den 
Haß zwischen den Völkern oder den Bevölkerungs­
schichten beseitigen, der überall dort besteht, wo 
menschenunwürdige Besitzlosigkeit durch Knecht­
schaft entsteht, also dort, wo im Mittelpunkt der 
Willensmeinung für die Gestaltung der Wirtschaft 
nicht der Mensch, sondern die Macht steht. 

Bei der Behandlung der Gruppe 7 ist sicherlich 
eine allgemeine wirtschaftspolitische Betrachtung 
angebracht, denn das Landesbudget steht ja nicht 
für sich allein da. Es steht in Beziehung zur ge­
samten ökonomischen Entwicklung und damit zu 
allen Geschehnissen, die auf die wirtschaftliche Ent­
wicklung des Landes Einfluß haben. Dabei möchte 
ich auch — ohne von den einzelnen Ziffern dieses 
Budgets reden zu müssen — doch von der Wirkung 
auf diese Ziffern und von der Wirkung, die von 
diesen Ziffern ausgeht, sprechen. 

Eine solche wirtschaftliche Betrachtung oder bes­
ser gesagt Analyse hat, so glaube ich, in drei Teile 
zu zerfallen: 1. Wo stehen wir? 2. Welche Ent­
wicklung führte uns hierher und 3. welche Ent­
wicklung haben wir zu erwarten bzw. welche Ent­
wicklung haben wir anzustreben? 

Wenn wir unseren Standort feststellen, so möchte 
ich dies ganz kurz mit der Bekanntgabe einiger 
Daten unterstützen. Der Beschäftigtenstand hat im 
Jahre 1960 im August mit 2,346.253 eine Rekord­
höhe erreicht. Er war in allen Monaten d. J. höher 
als in den Monaten des Vorjahres. Die Industrie­
produktion liegt ebenfalls über dem Vorjahresstand. 
Sie be t rug z. B. im September 1960 um 8 Prozent 
mehr als im Jahre vorher, sie betrug damit das 
dreifache der Vorkriegsproduktion. 

Die Indizes der Lebenshaltungskosten und der 
Löhne — das ist sicher sehr interessant — haben 
sich seit 1953 im Verhältnis 115 : 133 zugunsten der 
Löhne entwickelt. 

Die Spareinlagen haben im Oktober d. J. eine 
Höhe von 31.773 Millionen Schilling erreicht, d. s. 
um 5551 Millionen Schilling mehr als im Jahre 
vorher. Ein Blick auf die Gesamteinlagen ist inte­
ressant. Von rund 54 Milliarden Schilling entfallen 
mehr als 45'3 Milliarden Schilling auf private und 
Wirtschaftsunternehmungen, 2*5 Milliarden Schilling 
auf die Sozialversicherungsanstalten, 4'2 Milliarden 

Schilling auf Bund, Länder und Gemeinden und der 
Rest von etwa 2 Milliarden Schilling auf sonstige 
öffentlich-rechtliche Kassen und Vertragsversiche- . 
rungsanstalten. Weiters wurde festgestellt, daß das 
Sozialprodukt größer ist, der Lebensstandard ist 
höher und die Arbeitszeit ist kürzer. 

Niemand geringerer als der Herr Außenminister 
Dr. Bruno Kreisky hat am 7. November in der 
englischen Wirtschaftszeitung „Financial Times" 
darauf hingewiesen, daß das österreichische Sozial­
produkt mehr als doppelt so hoch ist wie vor dem 
Krieg, die Exporte im Jahre 1959 das 2'7fache des 
Vorkriegsniveaus erreicht haben und der Schilling 
mit 111 Prozent gedeckt ist. Wir danken dem Herrn 
Außenminister für die Bestätigung der weihin 
sichtbaren Früchte des so geschmähten Raab-Ka-
mitz-Kurses. Wir haben auf der anderen Seite je­
doch zurzeit ein zu großes soziales Gefälle, und 
zwar sowohl territorial als auch strukturell. Unsere 
wirtschaftsgeographische Lage ist — da wir noch 
dazu ein Kleinstaat sind — ungünstig, unsere welt­
wirtschaftlichen Beziehungen sind auch noch dadurch 
gestört, daß sich die europäische Wirtschaft noch 
immer nicht auf einem Nenner gefunden hat, zwi­
schen EWG und EFTA noch keine Brücke gebaut 
ist, wenngleich die Studiengruppe des sogenannten 
21er-Ausschusses zum Zwecke der Erstellung der 
sogenannten europäischen Warenlis ten weitgehende 
Annäherung erzielt haben. 

Das ist also der Standort, den wir haben. Zur 
Entwicklung, die wir hinter uns haben, kann in 
kurzen Worten gesagt werden: 

Nach der Periode der Lohn- und Preisabkommen 
kam im Jahre 1952 der Umschwung. Mit der Abkehr 
von der expansiven Budgetpolitik zu einer Budget­
politik, die von den möglichen Einnahmen ausging, 
kamen wir zu einer Stabilisierung der Wer te und 
damit zu einer Expansion der Wirtschaft auf allen 
Gebieten. Diese Entwicklung war gekennzeichnet 
durch eine rapide Steigerung der Mehreinnahmen 
des Staates bei gleichzeitiger Steuersenkung, durch 
ein ständiges Anwachsen des Sozialproduktes, eine 
Steigerung der Reallöhne, eine Verkürzung der 
Arbeitszeit und eine Erhöhung der Gehälter und 
Pensionen. Wir erreichten den langersehnten Staats­
vertrag, und nach dem Abzug der Besatzungsmächte 
erfolgte eine Aufschließung des Landes, die uns 
einen blühenden Fremdenverkehr erbrachte. Wenn 
wir auch im Vergleich mit unseren Konkurrenten 
auf dem Weltmarkt mit verhältnismäßig hohen Be­
lastungen der Produktionskosten beschwert waren 
und seit der Spaltung der europäischen Wirtschaft 
in EWG und EFTA für Österreich auch gewisse 
Schwierigkeiten entstanden, so hat sich der Außen­
handel t rotzdem ganz gut entwickelt und seine Aus­
weitung hat wesentlich und entscheidend dazu bei­
getragen, diesen Grad der Vollbeschäftigung zu er­
reichen. So entstand soviel Sicherheit und Zuversicht, 
daß wir zu einem Spareinlagenstand von fast 32 Mil­
liarden Schilling, der sich auf mehrere Millionen Spa­
rer erstreckt, kamen. Die allgemeine Zufriedenheit 
stieg in einem Ausmaß, wie es nicht in jedes politi­
sche Konzept paßte. 

Ende 1959 lauteten die Berichte des Wirtschafts­
forschungsinstitutes, die Berichte der österreichi-
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sehen Nationalbank zur Währungslage und die Be­
richte ähnlicher Institutionen, daß die österreichische 
Wirtschaft ein allgemein befriedigendes Bild zeigt. 
Wohl bestand noch eine Reihe ungelöster Probleme. 
So gab es in währungspolitischer Hinsicht einige 
Strukturschwächen. Es existierte wohl ein überaus 
flüssiger Geldmarkt, dagegen aber ein wenig ent­
falteter Kapitalmarkt. Es zeichnete sich auf der 
einen Seite eine gewisse Schwierigkeit im Kohlen­
absatz ab, auf der anderen Seite eine überhi tzung, 
wie z. B. im Baugewerbe. Auch fehlte es noch am 
richtigen Leistun'gs- und Verdienstausgleich, aber 
es bestand gute Aussicht, daß der bis dahin herr­
schende Trend einer konjunkturellen Expansion und 
damit einer weiteren progressiven Steigerung des 
Lebensstandards bestehen bleiben würde. Es be­
stand, damit auch gute Aussicht, eine Lösung der 
erwähnten Schwierigkeiten zu erreichen, wodurch 
die Wirtschaft auf eine gesündere Basis gekommen 
wäre und weitere Impulse für eine gedeihliche Ent­
wicklung erhalten hät te. 

Das Jahr 1960 war auf dem Lohn- und Preissektor 
verhältnismäßig ruhig, obgleich auch einige Lohn­
forderungen anhängig waren und andererseits die 
e rhöhte Nachfrage im Konsumsektor und die stär­
kere Investitionstätigkeit verschiedene Anzeichen 
einer Überkonjunktur brachten, wie z. B. Arbeits­
kräftemangel, Schwierigkeiten in der Materialbe­
schaffung, lange Lieferfristen und einiges mehr. 
Noch zu Beginn der Herbstsession zeigt die öster­
reichische Wirtschaft ein zufriedenstellendes Bild. 

Das Institut für Wirtschaftsforschung macht in die­
ser Zeit besonders darauf aufmerksam, daß äußerste 
Behutsamkeit bei der Budgeterstellung notwendig 
wäre, und man sollte unter diesen Umständen alle 
P läne zur Schaffung zusätzlicher Einnahmequellen 
des Staates, die sich ja nur als neue Belastungen 
der Volkswirtschaft auswirken würden, sehr vor­
sichtig behandeln. Nichtsdestoweniger hat das Bun­
desbudget einen Umfang angenommen, der nicht 
mehr als real betrachtet werden kann und der den 
Keim von Wirtschaftsschädigungen in sich trägt. 
Man hat den Staat überfordert. Man steht nun vor 
dem Budget, beklagt es allenthalben, man weiß, 
daß bereits die verfügbaren Kapazitäten und Ar­
beitskräfte weitgehend ausgelastet sind und daß 
sich daher die Einnahmenansätze des Bundesbudgets 
höchstens hinsichtlich der Ziffern, aber nicht hin­
sichtlich ihres Wertes erfüllen werden. Als ob man 
das nicht früher gewußt hätte! 

Die bis dahin herrschende allgemeine Zufrieden­
heit und Zuversicht sind nun einem allgemeinen 
Unbehagen und einer Unsicherheit gewichen. Nach­
dem die Bundesregierung infolge der Budgetschwie­
rigkeiten zurückgetreten war, ist z. B. der Preis für 
e inen Golddukaten von 114 S auf bis zu 145 S ge­
stiegen. In diesem sprunghaften Ansteigen, in der 
gleichzeitig damals feststellbaren plötzlichen Steige­
rung des Geldumlaufes, der Geldausgabe, die förm­
lich einer Flucht in die Sachwerte gleichkam, lag doch 
eine bestimmte Angst, nämlich die Angst, das Geld 
könnte seinen Wer t verlieren. Dieses Unbehagen ist 
ein allgemeines, es geht quer durch alle Schichten 
der Bevölkerung, und es geht auch quer durch alle 
Parteien. 

Wenn der Herr Finanzreferent das dem Hause 
vorgelegte Budget als ein reales Budget bezeichnet, 
so wollte er damit sicher nicht zum Ausdruck brin­
gen, daß dies eine Besonderheit sei. Das ist ja der 
Normalzustand. Damit sollte sicher gesagt sein, daß 
es sich im Gegensatz zum Bundesbudget befindet, 
und zwar deshalb, weil es die Einnahmenansätze 
realer, also geringer angesetzt hat und weil da­
durch, wie der Herr Finanzreferent sagte, das Land 
einen Beitrag leistet zur erstrebten sozialen, wirt­
schaftlichen und kulturellen Entwicklung. Diese 
Wor te des Herrn Finanzreferenten stellen also eine 
Demonstration dar und sie besagen außerdem, daß 
eine Überforderung des Landes einen negativen 
Beitrag bedeutet hätte. 

Dieses Landesbudget könnte meiner Ansicht nach 
für den Bund als Beispiel gelten. Es läßt keine Ent­
wicklung zu, daß das politische Prestige der einen 
oder anderen Partei aus Steuergeldern finanziert 
wird, wie wir dies im Bund leider nicht ganz so 
sehen. Dieses Budget ist also Gott sei Dank keine 
Bahn für den Wettlauf um die Gunst potentieller 
Wählerschichten. 

Ich anerkenne die Loyalität des Herrn Finanz­
referenten, dieser Meinung der Regierung Ausdruck 
verl iehen zu haben, obwohl im allgemeinen und 
bisher die sozialistischen Tendenzen — was die 
Bundespolitik betrifft — nicht immer so lauten. 
Ich würde es sehr begrüßen, wenn diese von einem 
Sozialisten, dem Herrn Finanzreferenten geäußerte 
Meinung und seine Feststellung, daß sich das 
Budget von der Einnahmenseite her zu entwickeln 
hat und nicht von der Ausgabenseite, sich auch bei 
den „Genossen" in Wien durchsetzen würde. Dann 
würde auch der Bund durch ein reales Budget seinen 
Beitrag zur vorerwähnten Entwicklung des Vater­
landes leisten. Mein Appell richtet sich ja nicht an 
jemanden, der nicht die Möglichkeit hiezu hätte. 
Der Herr Finanzreferent ist ja der Landesparteiob-
mann der SPÖ, und die sozialistisch beeinflußte 
Presse ist ein mächtiges Propagandainstrument. Es 
ist anzunehmen, daß alle sozialistisch beeinflußten 
Publikationen, einschließlich der Gewerkschafts­
blätter, über eine jährliche Gesamtauflage von etwa 
200 Millionen Exemplaren verfügen. Da fällt auf 
die steirische Einflußnahme auch etwas. Über Fern­
sehen und Rundfunk verfügen sie außerdem über 
sehr wirkungsvolle Mittel, die österreichische Be­
völkerung in einem gewünschten Sinn zu beein­
flussen. Diese Beeinflussung sollte in realem Sinne 
geschehen. Hiebei möchte ich auch im allgemeinen 
an die Presse einen Appell richten, die Dinge beim 
richtigen Namen zu nennen. Die Zukunft fordert 
Zeitungen, die den Mut zur Wahrhei t haben. Dann 
werden auch die Leser mehr Mut zur Wahrhei t be­
kommen. 

Die Krise, in der wir uns befinden, die nicht nur 
eine währungspolitische Krise ist, sondern auch eine 
Vertrauenskrise, kommt nicht von den Verhältnis­
sen, die von außen auf Österreich einwirken, son­
dern von den Verhältnissen, die im Innern Öster­
reichs geschaffen wurden. Es muß daher auch im 
Innern Österreichs alles getan werden, um dieses 
Unbehagen zu beseitigen. Dieses Unbehagen, diese 
Angst vor dem Rutschen, vor dem Abgleiten, müs-



52. Sitzung des Steierm. Landtages, IV. Periode. — 15., 16. und 17. Dezember i960. 1133 

sen wir beseitigen, denn sie ist der größte Feind 
einer guten wirtschaftlichen Entwicklung. 

Aus diesem Bundesbudget, das ein Produkt der 
österreichischen innerpolitischen Entwicklung ist, er­
geben sich nun Zustände, die zu den bisherigen 
wirtschaftlichen Erfolgsnachrichten in krassem Wi­
derspruch stehen. Mit anderen Worten, am Ende 
einer vielfach ausgezeichneten wirtschaftlichen Ent­
wicklung steht ein Budget, das nur zu leicht der 
Ausgangspunkt für eine abgleitende Währungs­
und Wirtschaftspolitik sein kann. Das s tändige An­
steigen der Staatseinnahmen führt zu Steuererhö­
hungen. Ist das nicht paradox? Haben wir denn auf 
dem Steuersektor noch so große Reserven? Dazu ist 
festzustellen, daß die bisherigen Steuersenkungen 
deshalb gemacht wurden, weil die Steuern überhöht 
waren. Trotzdem bleibt Österreich in der Rangliste 
über die Steuerbelastung ziemlich an der Spitze 
aller europäischen Staaten. 

Die UNO verlautbart eine Übersicht über die Be­
lastung des Sozialproduktes durch Steuern und 
steuerähnliche Abgaben, aus der zu ersehen ist, 
daß neben Deutschland Österreich, gemessen am 
Bruttosozialprodukt, die höchsten Steuern aufzu­
bringen hat. Diese Steuerliste beträgt zum Beispiel 
in Schweden 29'7°/o, in England 28'3°/o, in Dänemark 
24'2°/o, in Belgien 22'2°/o und in der Schweiz 16*1%. 
In Österreich beträgt sie hingegen 32'8°/o. 

Infolge der progressiven Erwerbssteuern erfolgt 
ohnehin ständig eine Steuererhöhung. Das ergibt 
sich deutlich aus der Gegenüberstellung des Sozial­
produktes zur einschlägigen Steuerleistung. (2. P r ä ­
s i d e n t : „Wir haben die Generaldebatte nicht wie­
der eröffnet, wir befinden uns jetzt bei Kapitel 7.") 
Dann hät ten Sie auch gestern bei Ihren Rednern 
eingreifen sollen! Das Bruttosozialprodukt hat sich 
seit 1952 von 76'8 Milliarden Schilling auf 134*6 Mil­
liarden Schilling im Jahre 1959 erhöht. Das be­
deutet eine Steigerung um 75%. Im Vergleich hiezu 
sei erwähnt, daß die Lohnsteuer in diesem Zeit­
raum um 26% gestiegen ist. Die drei Erwerbs­
steuern hingegen, Körperschaften, Einkommen­
steuer und Gewerbesteuer sind vom Jahr 1952 von 
3*7 Milliarden Schilling auf 6 7 Milliarden Schilling 
im Jahre 1959 angestiegen, das sind 79%. Diese 
Steuern sind also um 4 % stärker angestiegen als 
das Sozialprodukt und gegenüber der Lohnsteuer 
sogar im Verhältnis 1 : 3. 

Es besteht also gar kein Grund, darüber zu kla­
gen, daß die Steuerpolitik sich etwa zu Ungunsten 
der Arbeitnehmer entwickelt hat. Das Gegenteil ist 
Gott sei Dank der Fall. In dieser Lage ist es keine 
Förderungstat für die Volkswirtschaft, die Steuern 
zu erhöhen, denn die Erhöhung der Steuern bringt 
Rückgang bei Investitionen. Es ist daher wirt­
schaftsfremd, über Abschreibungen zu klagen. Wenn 
man im übrigen weiß, daß die Hauptnutznießer der 
sogenannten Bewertungsfreiheit die verstaatlichten 
Betriebe sind, dann fehlt mir, wenn ich das nicht mit 
Demagogie bezeichnen will, das Wort für die von 
Herrn Landesrat Sebastian erhobene Klage. Die In­
vesti t ionen von heute sind aber die Konkurrenz­
fähigkeit und die Arbeitsplätze und die Lohner­
höhungen von morgen. Außerdem bringen erhöhte 
Steuern erhöhte Preise, diese wieder erhöhte Löhne. 

Die Schraube dreht sich bereits. Ja, man redet so­
gar schon von einer Brotpreiserhöhung. Ich bin weit 
davon entfernt, in Pessimismus zu machen, aber ich 
halte es für notwendig, diese unvereinbaren Gegen­
stände, die unsere wirtschaftspolitische Situation 
kennzeichnen, aufzuzeigen. 

Wir leiden an einer erschreckenden Wirtschafts­
fremdheit weiter Kreise, die zum Teil bewußt er­
zeugt und gefördert wird und aus der das ständig 
steigende Streben entspringt, vom Staat immer 
mehr für sich zu verlangen. Es ist förmlich zur 
Psychose geworden, danach zu suchen, was noch 
verlangt werden könnte. Immer mehr soll der Staat 
zahlen, immer mehr Aufgaben werden ihm aufge­
lastet. Daher wird und muß der Staat immer mehr 
Rechte und Mittel an sich ziehen und immer weni­
ger Mittel und Rechte werden dem Bürger ver­
bleiben. 

Solche Entwicklungen sind doch bereits erfolgt. 
Der ganze Osten hat sich so gestaltet. Es gibt aber 
auch anderswo solche Entwicklungen. Es wird Sie 
sicher interessieren, wenn ich Ihnen berichte, daß 
es in Israel, wo ich vor kurzem anläßlich des inter­
nationalen Städtetages weilte, Gemeinschaftsbe­
triebe gibt, die von der landwirtschaftlichen Boden­
nutzung und Bodenbearbeitung ausgingen, heute 
aber bereits Verarbeitungsbetriebe besitzen und 
eigene Vertriebsorganisationen ausbauen. 

Man hat seinerzeit den Einzelnen völlig der Ge­
meinschaft untergeordnet, das hat damit begonnen, 
daß der Einzelne nichts mehr besitzt, sondern daß 
alles der Staat besitzt. Das Mehr an Sicherheit 
brachte also ein Weniger an Freiheit. Ein bekannter 
Sozialist, der sehr lange diesem Hohen Hause an­
gehört hat, hat gesagt, „jede Regierung, die mächtig 
genug ist, alles zu geben, ist auch mächtig genug, 
alles zu nehmen, was man besitzt". Das sagte Alt­
bürgermeister Prof. Dr. Speck anläßlich seiner Er­
nennung zum Ehrenbürger im Grazer Gemeinderat. 

Ich möchte aber die Entwicklung der österreichi­
schen Wirtschaft noch von einer anderen Seite be­
leuchten. Sie steht auch ganz im Zeichen der Kon­
zentration, einer Konzentration in der Struktur und 
in der Lenkung. Diese wirtschaftliche Konzentration 
ergibt sich nicht nur aus den Rationalisierungsbe­
strebungen, sondern sie wird in Österreich auch 
noch über die Kreditpolitik und durch das beste­
hende Steuersystem gefördert. Damit ist die Wir­
kung der Wirtschaftspolitik auf die Gesellschafts­
ordnung berührt . In Österreich dominieren zwar 
derzeit der Zahl nach noch die Mittel- und Klein­
betriebe. Die Beschäftigtenzahlen teilen sich bereits 
je zur Hälfte, und zwar auf der einen Seite die In­
dustrie und auf der anderen Seite der Handel und 
das Gewerbe. In der Kapitalskraft sind die kleinen 
Betriebe längst hinten geblieben. Die Entwicklung 
zeigt auch, daß, obwohl das Produkt s tändig an­
steigt, die Produktionsmöglichkeiten bei den Kleinen 
schwinden. Statt Einzelbetriebe gibt es immer mehr 
Filialen von Großbetrieben. Eine der wichtigsten 
Ursachen hiefür ist, daß die Umsatzsteuer nicht 
wettbewerbsneutral ist und die sogenannten Verti­
kalbetriebe dadurch sehr stark begünstigt werden. 
Daraus ergibt sich dann eine größere Kapitalskraft 
dieser Vertikalbetriebe, die den Kleinen niederkon-
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kurrieren. Es werden immer weniger Steuerträger, 
es werden damit auch immer weniger Risikoträger, 
und ich glaube, daß gerade die Schmälerung dieser 
Basis volkswirtschaftlich nicht gesund ist. Auch rein 
fiskalisch ist eine breite Schicht von Steuerträgern 
zweckmäßiger, als wenn die unternehmerische 
Steuerleistung nur auf einige Betriebe zusammen­
schrumpft. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit noch auf e twas 
hinweisen, und zwar auf die Konzentration der 
wirtschaftlichen Macht beim Staat. Sie nimmt ohne­
hin zu gegenüber der Obrigkeit als Gesetzgeber, 
als Brotgeber, als Kreditgeber und Bauherr, als 
Wohnungsgeber usw. Diese Macht- und Eigentums­
konzentration stellt eine ernste Gefahr für die Frei­
heit des einzelnen Bürgers dar. Wenn wir also von 
der Volkspartei nach Eigentumsstreuung streben, 
dann tun wir dies nicht zuletzt zu dem Zweck, um 
eine Gesellschaftsordnung zu bewahren und aus­
zubauen, in der die Freiheit des Einzelnen gesichert 
ist. Diese Bestrebungen müssen im Gegenteil noch 
vers tärkt werden. Wohnungseigentum und Sied­
lungsbau müssen daher weiterhin unterstützt wer­
den. Wir müssen mithelfen, daß Eigentumswohnun­
gen leichter erreicht werden. Auch die Stabilität 
des Geldwertes ist ein wesentlicher Anreiz, sich 
Eigentum zu schaffen. Nur stabiles Geld läßt sich 
sparen, und jedes Sparkonto ist ein Stück stabiles 
Eigentum. 

Außerdem sollte man noch eine Strukturänderung 
in anderer Hinsicht herbeiführen. Wir haben in 
Österreich ein System von Kammern, Gewerkschaf­
ten, Genossenschaften, Handelsketten usw. Diese 
Organisationen betrachten sich als reine Interessen­
vertretungen. Sie konzentrieren sich darauf, mög­
lichst viel Macht zu erwerben, um ihren Mitglie­
dern möglichst viel bieten zu können. Wenn diese 
Bemühungen fortgesetzt werden, so kommen wir 
eines Tages zu einem chaotischen Pluralismus. 

Solange der Staat selbst mit seinen Betrieben 
hier mitwirkt und Konkurrent ist, kann er nicht 
Schiedsrichter sein. Er sollte daher nicht selbst mit­
agieren, sondern er sollte in diesem Kampf in der 
Weise eingreifen, daß sich daraus mehr und mehr 
ein harmonisches Zusammenarbeiten entwickelt. 
Und vielleicht gilt für diese Bemühungen der ur­
alte menschliche, christliche und, wenn Sie wollen, 
soziale Grundsatz, den der bekannte Volkswirt­
schaftler Prof. Tautscher in die Worte gekleidet 
hat: „Jedem das Seine!", aber nicht: Jedem das 
Gleiche. Wir haben den Mut zu dieser Ordnung, 
weil wir glauben, damit dem Land und seiner Be­
völkerung am besten zu dienen, denn nur aus der 
Ordnung kann der gerechte Ausgleich im Nehmen 
und im Geben kommen. 

Betrachten Sie, bitte, meine Wor te nicht nur als 
eine wirtschaftspolitische Analyse, sondern als 
einen Appell an alle Einsichtigen. Es ist der Aus­
druck dessen, was wir erstreben in einer Wirt­
schaftspolitik, die jedem das Seine sichert, und zwar 
im Ausmaß seines Fleißes, seiner Hilfsbedürftigkeit 
und' seiner Tüchtigkeit. (Starker Beifall bei ÖVP.) 

Präsident: Ich unterbreche die Sitzung auf eine 
Stunde. Wir beginnen wieder um 14.30 Uhr. 

Unterbrechung 13.30 Uhr bis 14.35 Uhr. 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sitzung 
wieder auf. Zum Wor te gemeldet hat sich Abgeord­
neter W u r m ; ich erteile ihm das Wort . 

Abg. Wurm: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! Ich will nicht in denselben Fehler verfallen 
wie mein Vorredner und neuerlich eine General­
debatte beginnen. Ich will wirklich nur zu diesem 
Kapitel reden. Ich glaube, die Behandlung dieser 
Frage ist sehr ernst. Wie schlecht es mancher Bau­
ernfamilie geht, will ich kurz schildern. Zweimal 
schrieb ich bereits an Herrn Landesrat Prirsch und 
ersuchte ihn, einer Bauernfamilie zu helfen, die 
notleidend ist. Mit dem Mann war ich im letzten-
Krieg gemeinsam beim Militär, dort holte er sich 
ein Nierenleiden und ist dann gestorben. Seine Frau 
und sein jüngster Sohn, der derzeit 17 Jahre alt ist, 
bewohnen das Haus, welches beinahe zum ein­
stürzen ist. Der Stadl, das Stallgebäude wurden her­
gerichtet, aber für das Wohnhaus blieb nichts mehr 
übrig. Herr Landesrat Prirsch teilte mir mit, daß 
von der Land- und Forstwirtschaftskammer Erhe­
bungen eingeleitet werden und auf Grund dieser 
Erhebungen wird dann ein Zuschuß gewährt. Ich 
habe dies aus dem Grund vorausgeschickt, um zu 
zeigen, daß auch wir die Lage der Landwirtschaft 
kennen und uns bemühen, soweit es uns möglich 
ist, zu helfen. Im letzten Krieg bin ich mit vielen 
oststeirischen Bauern beisammen gewesen, die 
mich noch immer einladen; dabei kann ich sehen, 
wie trostlos die Verhältnisse bei den Kleinbauern 
sind. Die Frau meines verstorbenen Freundes hat 
während des ganzen Krieges die Wirtschaft in Ord­
nung gehalten und ist nur durch den Tod ihres 
Mannes in diese triste Lage geraten. 

Ich möchte aber nun zu solchen Fragen Stellung 
nehmen, die die Konsumenten und nicht nur die 
Landwirtschaft betreffen. Vor allem wurde ich in 
Zwischenrufen gefragt, warum wir für die Genos­
senschaften und Konsumvereine sind. Wir sind für 
die Genossenschaften aus dem Grund, weil wir der 
Meinung sind, daß damit der Zwischenhandel unter­
bunden wird und die Konsumenten die Waren bil­
liger erhalten können. Der Bericht, den wir seiner­
zeit von der Kammer für Land- und Forstwirtschaft 
erhielten, besagte, daß in Schweden die Bauern 
eine Genossenschaft bildeten. Das Vieh wird von 
der Genossenschaft übernommen, und der Bauer 
kann jederzeit, wenn er Geld benötigt, einen Vor­
schuß haben und das Vieh später zur Deckung des 
Darlehens abliefern. Die Fleischhauermeister bilden 
eine Genossenschaft, arbeiten das Vieh auf, und 
die Konsumvereine übernehmen die Verteilung des 
Fleisches. Die Kammer für Land- und Forstwirt­
schaft versuchte eine solche Regelung auch in der 
Steiermark einzuführen, jedoch die Fleischhauer 
vom Bezirk Leoben waren gegen eine solche Ge­
nossenschaft. Die Landwirtschaftskammer konnte 
sich gegen das Gewerbe und den Handel nicht durch­
setzen, dadurch fiel auch das Projekt ins Wasser. 
Durch Schaffung einer solchen Genossenschaft wäre 
es möglich gewesen, daß der Bauer für sein Vieh 
einen höheren Ertrag erhalten hätte, und den Kon­
sumenten hät te man das Fleisch billiger überlassen 
können. 
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Aber jetzt zu den Preisfragen! Der Abgeordnete 
Lackner hat erklärt, daß die Milchproduktion gleich 
hoch sei wie im Jahre 1937. Der Bauer hat damals 
seine Milch leicht anbringen können und viel mehr 
Waren für die verkaufte Milch einkaufen können 
als heute. Wenn wir aber diese Rechnung auf den 
Stundenlohn eines Maurers beziehen, dann sieht 
die Rechnung für den Konsumenten folgend aus: 
Ein Maurer hat te im Jahre 1937 einen Stundenlohn 
von S 1"48, für acht Stunden ist dies ein Tageslohn 
von S 12'—. Ein Liter Milch kostete S —'48, er 
konnte sich also um den Tageslohn 25 Liter Milch 
kaufen. Derzeit hat der Maurer einen Stundenlohn 
von S 8'—, das sind für acht Stunden Arbeitslei­
stung täglich S64'—.DieMilch kostet pro Liter S2'20, 
er kann sich daher mit einem Tageslohn 30 Liter kau­
fen, das heißt, er kann sich täglich um fünf Liter 
Milch mehr leisten als im Jahre 1937. Nun ha t der 
Abgeordnete Lackner behauptet, daß die Milchpro­
duktion gleich geblieben sei. Diese Annahme 
stimmt nur für ganz Österreich, aber nicht für das 
Land Steiermark. Im Jahre 1937 wurden im Land 
Steiermark 14.700 Tonnen Milch monatlich gelie­
fert. Im September 1960 wurden aber 21.000 Ton­
nen Milch auf den Markt gebracht. Die Milchanliefe­
rung von ganz Österreich ist im Durchschnitt gegen­
über dem Jah re 1937 gleich geblieben, jedoch hat sich 
die Butterproduktion mehr als verdoppelt. Im J ah re 
1937 kostete ein Kilogramm Butter S 4'—. Mit einem 
Durchschnittstagesverdienst von S 12'— konnte sich 
der Maurer drei Kilogramm Butter kaufen. Jetzt ko­
stet die Butter S 35'20, mit dem Verdienst von S 64'— 
kann sich der gleiche Maurer nur mehr 1 Vi Kilogramm 
Butter leisten. Aus diesem Beispiel kann man er­
sehen, daß nicht nur der Produzent, sondern auch der 
Konsument bei dieser Verteilung zu kurz kommt. 

Das gleiche trifft auch beim Fleisch zu. In einem 
Neujahrsartikel der „Landwirtschaftlichen Mittei­
lungen" werden Beispiele angeführt, wieviel der 
Bauer früher an Milch oder Getreide hergeben 
mußte, um einen Tageslohn des Bauarbeiters zu 
bezahlen. Ich will ein gleiches Beispiel bringen und 
es vom Konsumenten aus sehen. Im Jahre 1937 
kostete ein Kilogramm Schweinefleisch S 2'—. Bei 
einem Tagesverdienst von S 12'— konnte sich der 
Maurer 6 Kilogramm Schweinefleisch kaufen. Heute 
verdient der Maurer S 64'— pro Tag, ein Kilo­
gramm Schweinefleisch kostet im Durchschnitt 
S 30'—. Er kann sich daher mit seinem Tagesver­
dienst nur mehr zwei Kilogramm Schweinefleisch 
leisten. So sieht der Konsument die Preisentwick­
lung, und Sie müssen nun verstehen, daß er j ede 
Preiserhöhung, die die Landwirtschaft fordert, ab­
lehnt, weil er j a für seinen Lohn schon wesentlich 
weniger kaufen kann als im Jahre 1937. 

Im allgemeinen wird behauptet, die Subventio­
nen kämen nicht den Produzenten, sondern nur den 
Konsumenten zugute. Dies stimmt auch nicht, denn 
auf einem freien Markt könnten wir jetzt das Ge­
treide wesentlich billiger einkaufen als wir es von 
der eigenen Landwirtschaft beziehen. Der amerika­
nische Weizen kostet ab Grenze S 1*97 pro Kilo­
gramm. Dieser hohe Preis kann in Amerika aber 
auch nur deshalb gehalten werden, weil der Staat 
die Weizenproduktion stützt. Wird viel Getreide 

angeboten, kauft der Staat das Getreide auf, stei­
gen die Preise, dann wirft er das Getreide auf den 
Markt. Dadurch ist ein Ausgleich des Preises für 
die Landwirtschaft gegeben. Den argentinischen 
Weizen bekommt man mit S 1*79 und den Roggen 
um S 1*64 geliefert. Die Russen haben uns Roggen 
mit S 1*50 an die Grenze gestellt angeboten. (LR. 
P r i r s c h : „Reden Sie nicht, die Russen sind we­
sentlich teurer als der Westen!") Wir in Österreich 
bezahlen dem Bauern für ein Kilogramm Weizen 
S 2'50 und für ein Kilogramm Roggen S 2'30. Wir 
sind der Meinung, daß es notwendig ist, diesen 
Preis zu bezahlen, damit der Bauer sein Auslangen 
findet. Wir sind auch der Meinung, daß wir dem 
Bauern die Abnahme seiner Produkte garantieren 
müssen, damit er schon im Frühjahr über den An­
bau und über den Absatz p lanen kann. Dabei sind 
noch immer Störungen zu befürchten, da durch 
Einsetzen des Schlechtwetters jede Planung zu­
nichte gemacht werden kann. 

Mein Freund, Abgeordneter Edlinger, erklärte, daß 
er es nicht verstehen kann, daß man Pfirsiche und 
Marillen einführt, während die Bauern ihr Obst 
nicht anbringen können. Dazu ist zu sagen, daß hier 
die Landwirtschaft einen Fehler beging. Bei der 
Ernteschätzung wurde mitgeteilt, daß der Frost die 
Blüten der Pfirsiche und Marillen vernichtet habe 
und sehr wenig Steinobst auf den Markt gebracht 
werden kann. Es wurde daher rechtzeitig mit dem 
Ausland wegen Einfuhr von Marillen und Pfir­
sichen verhandelt , und als die Ware in das Land 
kam, mußte sie abgenommen und verkauft werden. 
Es sind daher nicht die Konsumenten schuld, daß 
zu der guten Ernte im eigenen Land noch Ware aus 
dem Ausland zusätzlich eingeführt wurde, sondern 
die irrtümliche Meldung von dem schlechten Blü­
tenstand. Die gute Obsternte, die für den Herbst 
vorausgesagt wurde, veranlaßte den hiefür einge­
setzten Ausschuß, daß vom September bis Februar 
kein Obst eingeführt werden soll, und wenn man 
trotzdem Obst einkauft, würde für 100 Kilogramm 
ein Zoll von S 110'— verlangt werden. Wir sind 
immer der Auffassung gewesen, daß es vor allem 
wichtig sei, daß der Bauer seine Produkte anbringt. 

Herr Landesrat Prirsch hat ausgeführt, mit wel­
chen Schwierigkeiten die Gebirgsbauern zu kämp­
fen haben. Seinerzeit konnten die Gebirgsbauern in 
den Wintermonaten verschiedene Arbeiten verrich­
ten und hatten zusätzlich eine Einnahme. Bei dem 
großen Maschineneinsatz ist dies nicht mehr mög­
lich. Der Bauer müßte Tag und Nacht arbeiten und 
könnte dennoch mit der Maschine nicht konkurrie­
ren. Wir Sozialisten sind der Meinung, daß es auch 
einen Unterschied zwischen dem Bauern und dem 
Kleinbauern gibt und daß man vor allem den Klein­
bauer unterstützen muß. 

Die Industriearbeiter haben auf Grund ihrer Ge­
werkschaftsstärke einen Kinderbeihilfenfonds ein­
geführt. Von der Lohnsumme werden 6% an diesem 
Kinderbeihilfenfonds abgeführt. Die Arbeiter und 
Angestell ten könnten um 6% mehr Lohn oder Ge­
halt beziehen, wenn man diesem Fonds den Betrag 
nicht zu geben hätte. 

Wir Sozialisten waren der Meinung, daß diese 
Kinderbeihilfe allen, die Kinder aufzuziehen haben, 
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gewährt wird. Diese Kinderbeihilfe würde nach un­
serer Ansicht besonders den Kleinbauern helfen. 
Bei der Geburt eines Kindes wird jedem Öster­
reicher eine Geburtenbeihilfe von S 500'— gewährt. 
Für das erste Kind, ganz gleich ob eine Bauersfrau, 
die Frau eines Gewerbetreibenden oder die Frau 
eines Generaldirektors, wird die Kinderbeihilfe von 
S 115'— bezahlt. Wenn eine Familie drei oder mehr 
Kinder zu erhalten hat, bekommt die Familie monat­
lich eine Familienbeihilfe von S 50"— im Jahre 1961, 
im J ah re 1962 wird dieser Zuschlag auf S 75'— er­
höht, im Jahre 1963 auf S 100'— und im Jahre 1964 
auf S 150'— monatlich und vierzehnmal im Jahr ge­
währt. Dadurch ist es auch verständlich, wenn ein 
Bauer e inen Maurer aufnehmen muß, daß er hie­
für dem Baumeister einen Zuschlag von 100°/o zum 
jeweiligen Stundenlohn zu leisten hat. Früher be­
trug der Baumeisterzuschlag 40%, jetzt aber mehr 
als 100%. Der Bauer muß daher den Stundenlohn 
von S 8'— für den Bauarbeiter und für den Bau­
meister den Zuschlag von S 8'— leisten, so daß 
für eine Maurerstunde S 16'— zu bezahlen sind. 
Hier ist die Spanne, die wir alle gemeinsam zu 
t ragen haben. Ich glaube, daß wir den Bauern am 
besten helfen können, wenn diese Kosten von der 
Gesamtheit getragen werden, 

Wir haben schon einmal erlebt, daß die Bauern 
erklärten, die Arbeiter und Angestell ten haben ein 
zu hohes Einkommen. Damals wurde dieses Ein­
kommen gekürzt, doch der Bauer hat te noch viel 
weniger seine Produkte verkaufen können. Bis 
jetzt haben .wir uns, wenn auch unter den schwie­
rigsten Umständen, in Wirtschaftsfragen verständi­
gen können. Sollte dies nicht mehr möglich sein, 
werden wir neuerlich politische Auseinandersetzun­
gen bekommen, die letzten Endes nur zu einem 
großen Unheil führen können. Wir sind daher der 
Meinung, daß wir verpflichtet sind, gemeinsam die 
wirtschaftlichen und politischen Gegebenheiten zu 
meistern. (Lebhafter Beifall bei der SPÖ.) 

Abg. Vinzenz Lackner: Hoher Landtag! Verehrte 
Damen und Herren! Nur keine unnötige Vorschuß­
aufregung. Ich möchte genauso wie mein Kollege 
Wurm zurückkommen auf die Gruppe 7. Ich möchte 
vorausschicken, daß ich die Rede des Herrn Abg. 
Stöffler durchaus nicht als eine Generalrede emp­
funden habe, sondern mir ist es eher so vorge­
kommen, daß er verspätet zur Gruppe 5 gespro­
chen hat, weil die Bocksprünge und Purzelbäume, 
die er dabei produziert hat, eigentlich zum Kapitel 
körperliche Ertüchtigung gehören. (Heiterkeit.) Aber 
Spaß beiseite! Ich möchte jetzt sagen: wenn ein 
Mann sich immer ausgibt, und er hat te namens der 
ÖVP schon mehrmals die Generalrede zum Budget 
gehalten und immer behauptet, er ist der Wirt­
schaftsfachmann, der von allem und jedem versteht, 
dann wundert es mich, daß er solche Reden hält, 
die ihren eigenen Widerspruch in sich tragen. 

Es ist nicht so, wie er sagt, daß das Bundesbudget 
den Keim der Wirtschaftsschädigung in sich trägt, 
sondern seine Rede trägt den Keim in sich. Wenn 
der kleine Mann das hört und in der Zeitung liest, 
geht er morgen zur Sparkasse und wird das Geld 
herausholen und es so schnell wie möglich in Ware 

anlegen. Oder war nicht die Rede des Abg. Stöffler 
schon darnach angetan, daß man einen Startschuß 
gibt für den Ausverkauf? So darf man nicht immer 
schwarzmalen, wenn man die Wirtschaft sicher und 
ruhig gleiten lassen will. 

Der Vergleich mit der Schweiz ist auch nicht 
richtig. Der soziale Faktor in der Schweiz ist viel 
niedriger. Fragen sie den, der von der Schweiz zu­
rückkommt, wieviel er zahlen muß, wenn er zum 
Arzt geht. Wenn man zurückdenkt an die Zeiten 
des 'Niederganges nach dem 2. Weltkrieg! Der Pro­
duzent, der Konsument, der Verteiler, der Verwal­
tungsbeamte, der Bauer und der Arbeiter sind zu­
rückgekommen und haben von vorn anfangen 
müssen.. J ede dieser Gruppen hat in der Hoffnung, 
daß die Heimat ihnen einmal Dank abstat ten wird, 
das Beste hergegeben. Und daß natürlich die Hoff­
nung auf den Dank nicht so ausgeht, wie man sich das 
vorstellt, denn „Undank ist der Wel ten Lohn", be­
weisen am besten die Klagen, die von allen Stän­
den geführt werden. Ich möchte kurz zum konkre­
ten Beispiel kommen, zur Kohlenkrise. 

Vor zwei J ahren um dieselbe Zeit hat der Herr 
Handelsminister in Fohnsdorf noch Bergarbeiter aus­
gezeichnet. Vor 14 Tagen waren die Barbarafeiern, 
wo die Spitzen der Behörden den Bergarbeitern 
dankten. Einige Wochen danach sind wir vor der 
Kohlenkrise gestanden und wußten nicht, wie wir 
sie lösen werden. Es sind damals Pläne entworfen 
worden und einer dieser Kohlenpläne wurde in der 
„Tagespost" als ökonomische Quacksalberei be­
zeichnet. (Landeshauptmannstellvertreter Dipl. Ing. 
U d i e r : „Schon wieder ein Plan daneben gegan­
gen!") Es ist noch etwas daneben gegangen. Vor 
der Gemeinderatswahl und der Nationalratswahl 
sind im Landtag von Ihrer Fraktion Anträge ein­
gebracht worden zur Kohlenkrise, ein „ Neun-Punkte-
Programm", aber geschehen ist auf diesem Sektor 
nichts. Es war nicht möglich. Sowie in der West­
steiermark liegen auch in Fohnsdorf 75.000 Tonnen 
Kohle unverkauft. Das ist die Förderung von zwei 
Monaten, also ein Sechstel der jährlichen Arbeits­
leistung sieht der Bergmann auf den Halden l iegen 
und fragt sich, ob das der Dank ist. Er muß sich 
mit der Wirklichkeit abfinden und diese Wirklich­
keit hat der Handelsminister in die Wor te gekleidet, 
damals als wir vorstellig wurden, indem er sagte, 
ihr müßt euch angewöhnen, von Dank kann man 
nicht leben. Wir leben in e iner Zeit, die vergleich­
bar ist jener, wo die Eisenbahn dje Postkutsche 
abgelöst hat. Eine nüchterne Feststellung. Das gilt 
auch für andere Berufe, wenn man von Dank spricht. 
Es heißt immer, die Kohlenkrise ist e ine Krise der 
Feinkohle. Ich brauche nicht e ingehen auf die ö l -
dampfkraftwerke, die gebaut werden. Sie werden 
ihre Entstehung rechtfertigen und in der Volks­
wirtschaft nützlich verwendet. Ich möchte in diesem 
Zusammenhang an die Vertreter des Landes, die 
in der STEWEAG sitzen, die Bitte richten, wenn 
für d a s Kraftwerk in Zeltweg oder in Voi tsberg 
der dritte Maschinensatz errichtet wird, daß man 
nicht mit ausländischem ö l , sondern mit e igener 
Kohle arbeitet, und daß man die kalorischen Kraft­
werke auf Kohlenbasis errichtet. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „Geschieht!") 
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Bei einem gegenseitigen Vers tehen wäre es nicht 
notwendig, daß wir dahin kommen. Alle Industrien, 
ob Privatwirtschaft, ob verstaatlichte oder andere 
Industrien waren Nutznießer des billigen Kohlen­
preises in den Nachkriegsjahren. Wir hätten genau­
so wie bei den landwirtschaftlichen Produkten den 
Preis für die Wärmeeinheit auf eine höhere Basis 
stellen können. Wir hätten damit rechtzeitig Vor­
sorge treffen können für Investit ionen im eigenen 
Wirkungsbereich. Wenn in der schlechten Zeit die 
Bundesbahn auch mit Braunkohle heizte, hat te der 
Heizer mehr zu schöpfen auf seiner Lokomotive. 
Es war nicht zu vermeiden, daß der Schwefelgehalt 
der Kohle die Kupferbüchsen angegriffen hat. Ge­
nauso war es auch mit dem höheren Aschegehalt 
unserer Kohle zum Unterschied von der Ruhrkohle. 
„Keine Kohle ohne Stein, kein Fleisch ohne Bein." 
Und so wie der Bauer noch keine Kuh und kein 
Rind herstellen kann ohne Knochen, die mitgekauft 
werden müssen, so ist es auch bei der Kohle. Nur 
besteht bei der Kohle die Möglichkeit, entspre­
chende Kesselanlagen zu bauen. Die heimischen Fir­
men, wiie Simmering-Graz-Pauker, Waagner-iBärö, 
die bauen solche Kessel, die Kohle mit einem Asche­
gehalt bis 50 Prozent verfeuern können. Dem 
Wolfsegg-Trauntaler Kohlenbergbau ist es gelungen, 
Briketts zu erzeugen, aber auch nur mit einem ge­
wissen Prozentsatz von Steinkohle aus Deutsch­
land. Wenn die Halden weiter nicht verwendet 
werden, dann bleibt nichts anderes übrig, als damit 
ins Ausland zu gehen. Wir können nicht gehen 
nach Polen, CSR. Nur die I taliener stehen darauf 
an und die werden uns die Kohle zu einem Schleu­
derpreis abnehmen. Italien verfügt aber über Heizöl. 
Die Tonne Heizöl hat den dreifachen 'Heizwert 
unserer Kohle. Wenn Sie das bedenken, können 
Sie sich vorstellen, wie da der Kampf ausgehen 
kann. So liegen die Dinge wirklich und es hat jeder 
Stand seine Sorgen und Mühen, daß er recht und 
schlecht durchkommt. 

In diesem Kampf kommt es vor, daß der eine mehr 
schlecht als recht durchkommt und daher immer 
nur Zaungast der Konjunktur bleibt. Er hat wohl 
mitgeholfen, das Werkel des Wirtschaftswunders 
in der Nachkriegszeit in Bewegung zu setzen, aber 
beim Aufspringen ist er zu kurz gekommen, der 
Zug fährt ohne ihn davon und er schaut nach. Viel­
fach ist es so, daß die Handelsverträge, die man 
einmal dem Bock und einmal dem Waldbrunner 
vorwirft, Kompensationsgeschäfte sind. Ich habe in 
der Zeitung für Bergbau- und Hüt tenwesen gelesen, 
daß, wenn auch mit fünfjähriger Laufzeit, 3'5 Mil­
lionen Tonnen Braunkohlenbriketts aus der DDR ein­
geführt werden. Das wäre verständlich, wenn diese 
Kohle für Industriezwecke gebraucht würde, wie z. B. 
Steinkohle, aber das sind ja Braunkohlenbriketts 
für den Hausbrand. 

Und so l iegen die Dinge auf verschiedenen Ge - ' 
bieten. Wir sollten uns die Schuld am Versagen 
nicht immer nur gegenseitig in die Schuhe schieben, 
sondern aufzeigen, wie es wirklich ist. Es dürfte nie 
dazu kommen, daß so ein Tumult entsteht wie hier, 
wenn einer redet. Wenn ich zurückkomme auf den 
Generaldebattenredner der ÖVP, der mit einem 
Zitat von Wildgans geschlossen hat, dann möchte 

ich feststellen, daß am Schluß unserer Generalde-
bat tenrede die ÖVP wirklich „ganz wild" war. (Hei­
terkeit.) (Beifall bei SPÖ.) 

. Abg. Aßmann: Hoher Landtag! Alljährlich einmal 
wird das Kohlenproblem im Hohen Haus erörtert 
und ich möchte mir gestatten, namens unserer Frak­
tion auch dazu zu sprechen. Vorher möchte ich 
noch ganz kurz zur Wirtschaftsrede des Herrn Abg. 
Stöffler Stellung nehmen. Wenn Sie das tun, bleibt 
uns dieses Recht auch nicht unbenommen und da 
muß ich sagen, daß es mich sehr gewundert hat, 
daß ein Großteil Ihrer Fraktion anläßlich der Aus­
führungen des Herrn Abg. Stöffler den Saal ver­
lassen hat. 

Das Problem der Wirtschaft ist bestimmt nicht 
sehr einfach und auch nicht leicht verständlich, aber 
es ist immerhin ein so weites Gebiet, daß man es 
nicht mit einigen Sätzen abtun kann. Deshalb glaube 
ich auch, daß es sogar sehr gut in das Kapitel 7 
hineingepaßt hat. Im übrigen haben auch einige 
Ihrer Herren, vornehmlich Gewerkschafter, über ent­
sprechendes wirtschaftliches Verständnis verfügt und 
besonders hat dies der Herr Abg. Wurm bekundet. 
Der Herr Abg. Lackner hat versucht darzulegen, daß 
die Ausführungen des Herrn Abg. Stöffler nicht in 
das Kapitel 7 hineingepaßt hätten. Ich glaube, daß 
gerade der Herr Abg. Lackner nicht das Recht hat, 
hier ein Urteil abzugeben. Denn er hat beim Ka­
pitel 4 „Jugendhilfe und Fürsorge" gesagt, daß in 
Österreich jeder Zaun und jedes Haus allen gehört. 
Und wenn jemand beim Kapitel 4 solche kommu­
nistische Tendenzen verzapft, dann hat er nicht das 
Recht, i rgendeinem anderen etwas vorzuwerfen. 

Hohes Haus, nun möchte ich aber auf das 
Kohlenproblem zu sprechen kommen und versu­
chen, dieses Problem in sachlicher Art und Weise 
zu beleuchten. Wir wollen vor allem bei diesem 
Problem keine Demagogie sehen. Das Kohlenpro­
blem ist eine sehr ernste Sache, die uns alle an­
geht, wesentlich mehr angeht, als man vielleicht im 
Augenblick in einer Zeit der Vollbeschäftigung 
glaubt. Denn es ist immerhin möglich, daß wir 
einmal im viel s tärkeren Maße auf unsere heimische 
Kohle zurückgreifen werden müssen, als es uns 
jetzt scheint. Ich glaube, wir müssen beim Kohlen­
problem grundsätzlich zwei Dinge unterscheiden: 
1. das menschliche Problem und 2. das Wirtschaft­
liche Problem. 

Ich möchte mit dem menschlichen Problem be­
ginnen, denn das berührt uns im Augenblick selbst­
verständlich am meisten und steht immer an erster 
Stelle. Es ist bekannt, daß in Österreich im Kohlen­
bergbau in den Jahren 1957/58 noch knapp über 
17.000 Arbeiter beschäftigt waren und diese Zahl 
ist im Jahre 1959 bereits auf 15.300 zurückgegangen. 
Bis zum Ende des heurigen Jahres wird sich der 
Stand weiterhin verringert haben. In diesem Zu­
sammenhang soll nicht unausgesprochen bleiben, 
daß trotzdem die allgemeine Vollbeschäftigung in 
Österreich im Augenblick so groß ist wie nie und 
daß wir auch in der Steiermark noch nie so wenig 
Arbeitslose gehabt haben, woraus der Schluß zu 
ziehen ist, daß auch die im Kohlenbergbau frei­
werdenden Arbeitskräfte zum Glück eine andere Ar-
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beit finden konnten. Ich weiß, daß sich die Alpine 
bemüht hat, die freiwerdenden Arbeitskräfte in ihren 
obersteirischen Betrieben und am Erzberg unterzu­
bringen. Es ist aber auch bekannt, daß viele von die­
sen freiwerdenden Bergknappen in ihrer engeren 
Heimat in der West- oder Südoststeiermark einen 
anderen Arbeitsplatz finden konnten. Es ist also bis­
her zu keiner Krise nach dieser Richtung hin gekom­
men, wenngleich dies sicherlich für einzelne Berg­
knappen ein großes Opfer bedeutet hat, weil sie am 
neuen Arbeitsplatz weniger verdienen als bisher. 
Auch vom menschlichen Standpunkt aus ist es natür­
lich nicht angenehm, daß diese Leute anderswo ihrer 
Arbeit nachgehen müssen, entfernt von ihren Fami­
lien als Pendler oder wenn sie nur zum Wochenende 
oder zum Urlaub das Leben in ihrer Familie ver­
bringen können. Wir wissen ganz genau, wie wenig 
angenehm ein solches Pendlerdasein ist, wenngleich 
heute in Österreich auch in anderen Berufssparten 
oft Arbeiter ihrer Beschäftigung in anderen Orten 
nachgehen müssen. 

Was uns in diesem Zusammenhang besonders un­
angenehm ist, das ist, daß gerade im südweststei-
rischen Gebiet, das ein Grenzgebiet ist, die Berg­
knappen gezwungen sind, ihre Heimat zu verlas­
sen und in andere Bundesländer oder nach der 
Obersteiermark abzuwandern. Sie wissen ganz ge­
nau, daß die Steiermärkische Landesregierung für 
die Grenzlandförderung sehr viel getan hat. Man 
müßte auch in Wien dafür ein entsprechendes Ver­
ständnis haben und vor allem die Vorschläge akzep­
tieren, die wir im Hinblick auf die Grenzlandförde­
rung im Zusammenhang mit dem Kohlenbergbau 
gemacht haben. Wir haben bekanntlich in einer 
Resolution vorgeschlagen, daß man bei Neugrün­
dungen von Industriebetrieben in diesem Kohlen-
gebiet entsprechende Vorteile e inräumen soll, wie 
z. B. Steuerermäßigungen und Steuerbefreiungen. 

Bei Neugründungen ist es immer so, daß man 
zunächst nichts verdient, durch diese Zeit entgeht 
dem Staat sowieso nichts. Es wäre sehr zweck­
mäßig und da möchte ich am Sie von der SPÖ 
appellieren, mit Ihren Kollegen in Wien zu spre­
chen, um sie zu bewegen, daß sie unseren Vor­
schlägen die Zustimmung geben. Ich weiß, daß das 
für Sie selbst nicht leicht sein wird. Es geht um 
das allgemeine Interesse und das Interesse der 
Bergarbeiter, denen man Arbeitsplätze geben 
möchte. Wenn man heute in entfernt gelegene Ge­
genden, wie das die Süd-Weststeiermark oder auch 
die Weststeiermark ist, nur irgendwelche Betriebe 
bekommen und ihnen von Anfang an gewisse Er­
leichterungen bieten könnte! Sonst geht niemand 
hin. Gebiete wie das Burgenland, die wesentlich 
näher dem Konsumzentrum Österreichs, Wien, lie­
gen, tun sich hier vergleichsweise leichter. Im üb­
rigen glaube ich, die Alpine hä t te selbst einmal 
versuchen können, einen Zweigbetrieb dorthin zu 
verlegen. Im Vorjahr hat Kollege Zagler erwähnt, 
daß man mit aller Vehemenz an die Bundesregie­
rung heranzutreten hätte, um für die bedrohten 
Bergarbeiter Arbeitsplätze in den Notstandsgebie­
ten zu schaffen. Von Notstandsgebieten können wir 
vorderhand nicht reden, aber immerhin ist es selbst­
verständlich, daß alle Vehemenz aufgewendet wer­

den muß, um diesen Plänen zum Durchbruch zu ver­
helfen. 

Und nun, meine Damen und Herren, zum wirt­
schaftlichen Teil dieses Kohlenpröblems. Sie wissen, 
daß ein Kohlenplan ausgearbeitet wurde, und zwar 
von der' Sektion IV im Bundeskanzleramt, das ist 
jene Sektion, welche die verstaatl ichten Unterneh­
men unter sich hat. Die Unterlagen habe ich selbst­
verständlich genau studiert. Ich möchte lediglich 
einige Zahlen herausgreifen. Sie sind interessant 
für das Verständnis. 

Die Kohlenförderung betrug 1937 3"5 Millionen, 
Tonnen, 1947 3 Millionen Tonnen. Sie ist angestiegen 
bis 1957 auf 7 Millionen Tonnen und betrug in J ahre 
1959 nur noch 6,350.000 Tonnen und im heurigen 
J ahr ist mit voraussichtlich bereits weniger als 
6 Millionen Tonnen zu rechnen. Die Absatzplanung 
nach diesem Kohlenplan sieht für die Jahre 1960 
bis 1964 5,850.000 Tonnen Steinkohle und Braun­
kohle vor. Was sieht der Kohlenplan noch vor? 
Das sind Ideen, die es vorher schon anderswo ge­
geben hat, indem man den Entgang der Hausbrand­
kohle dadurch wettmacht, daß man Dampf- und 
Heizkraftwerke erbaut. Wenn nun die Verbrauchs-
zahl, die bei der Einführung von neuen Dampf- und 
Heizkraftwerken auf etwa 2175 Tonnen bzw.'240.000 
Tonnen bei den Heizkraftwerken gesteigert wer­
den könnte, wäre es möglich, ungefähr eine Pro­
duktion von 5'5 Millionen Tonnen Braunkohle auf­
recht zu erhalten. Das ist eine unbedingte Notwen­
digkeit für Österreich. Wenn i rgendwo etwas pas­
siert, daß auf die Kohle wird zurückgegriffen werden 
müssen, können wir sie nur dann entsprechend zur 
Verfügung haben, wenn der derzeitige Bergbau nicht 
zum Erliegen kommt, sondern in Betrieb gehalten 
wird. 

Es hat sich die Steiermärkische Landesregierung 
mit einem Kohlenplan beschäftigt und eine Stel­
lungnahme an die Sektion IV abgegeben. Die Lan­
desregierung erklärte sich mit einer Reihe von 
Sanierungsmaßnahmen einverstanden, lehnte aber 
verschiedene Vorschläge ab. Es war nämlich vorge­
sehen, durch Belastungen von ö l , Gas und Strom 
den Kohlenbergbau zu subventionieren. Leider ist 
es in Österreich so, daß man immer wieder ver­
sucht, notleidende Dinge in der Form zu unterstüt­
zen, daß man von vornherein jemand die Last auf­
bürdet und die Gelder, die zur Subvention heran­
gezogen werden sollen, vorher von der Allgemein­
heit bezahlt werden müssen. Ich möchte wiederum 
darauf verweisen, daß es besser ist, wenn man 
jemand die Möglichkeit gibt, mit Betrieben in den 
Notstandsgebieten anzufangen und die Betriebs­
gründung zu erleichtern, als wenn man vielleicht 
versucht, sich von einer anderen Seite Geld für die 
Subventionierunig zu verschaffen. 

Ein weiterer Vorschlag des Kohlenplanes ist auch 
der, daß die Umsatzsteuer herabgesetzt werden 
soll. Dies wurde von der Landesregierung gebilligt, 
sofern die Kohle billiger werden würde. Aber Vor­
schläge, auf das Heizöl höheren Zoll zu legen, was 
bereits in der Zwischenzeit auch für Erdgas und 
Strom geschah, e ine Bergbauförderungsumlage zu 
geben, das sind Wege, die selbstverständlich wirt­
schaftliche Nachteile mit sich bringen würden. Wir 
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müssen doch froh sein, wenn unsere Wirtschaft sehr 
exportinteressiert weiterhin Arbeitsplätze erhalten 
kann. Die Kosten steigen ständig. Produktions­
kosten stiegen von Monat zu Monat. Wir wollen 
nicht auch noch nach dieser Richtung hin irgend­
welche Ver teuerungen auf uns nehmen. 

Wir sehen im Betrieb von Fernheizwerken oder 
Dampfkraftwerken eine Möglichkeit, wie heute 
schon ausgeführt wurde, die Feinkohle, die leider 
in so großem Maße anfällt, zu verwerten. Sie wis­
sen ganz genau, Herr Abg. Lackner, daß es nicht 
stimmt, wenn Sie sagen, daß eigentlich nichts ge­
schehen ist in der ganzen Kohlensache und nur 
geredet wurde. Das Kraftwerk in Fohnsdorf ist 
letztlich darauf zurückzuführen, daß in Steiermark 
die Initiative ergriffen wurde. Außerdem ist in der 
Steiermark die Initiative ergriffen worden für das 
Fernheizkraftwerk, welches die STEWEAG mit der 
Stadtgemeinde Graz erbauen will. Schon in den 
nächsten Tagen werden die abschließenden Verhand­
lungen aufgenommen werden können. Wir hoffen, 
eine Einigung in Kürze zu erzielen, so daß in einigen 
Jahren der Betrieb aufgenommen werden kann. 
Also man sollte immer objektiv sein und nicht 
von vornherein erklären, es sei nur geredet worden 
und man habe nichts gemacht. E§ ist richtig, daß 
da und dort nichts gemacht wurde, denn wenn man 
jetzt feststellt, daß Versuche gemacht werden für 
die Brikettierung der Kohle, so mutet es e twas 
komisch an, wenn man jetzt mit den Versuchen be­
ginnt, obwohl man weiß, daß die Kohlenmisere ja 
nicht von einem Jahr aufs andere gekommen ist. 

Wie schon Kollege Zagler erklärt hat, haben diese 
Versuche nicht funktioniert und man weiß jetzt 
nicht, ob man sie mit entsprechendem Nachdruck 
weiterführen wird. Nimmt man zuviel Bindemittel, 
dann rußt die Kohle, nimmt man zuwenig, ist die 
Kohle in Brikettform nicht verwendbar, weil sie 
zerbricht. Wenn jemand heute in Österreich er­
klärt, daß man keine Atombombe erzeugen kann, 
weil das zu kompliziert sei, dann leuchtet mir das 
ein, aber daß man beim heutigen Stand der Technik 
und der Chemie nicht imstande sein soll, aus dieser 
Staubkohle Briketts zu erzeugen, das leuchtet mir 
nicht ein. Man kann so eine Sache doch nicht rnit 
einigen Sätzen abtun. Im übrigen ist im Zusammen­
hang mit der Kohlenverwertung folgendes inter­
essant: Man konnte in den Zeitungen lesen, daß 
man unsere Kohle nach Ost-Deutschland geführt 
hat, wo eine Firma damit Versuche macht, die sich 
schon 30 Jahre mit diesem Problem beschäftigt. 
Wenngleich der Versuch fehlgeschlagen ist, so ist 
es immerhin reichlich spät, daß man ihn erst im 
Jahre 1960 unternommen hat. 

Man hat leider das Gefühl, daß zuviel Zeit ver­
säumt wurde. Schauen Sie, schon im Jahre 1955 
hatte man die Absicht, auf Basis der Berglakohle 
ein Dampfkraftwerk zu errichten. Man hat sich 
damals an die Alpine gewendet, ob man diese 
Kohle von Bergla bekommen könnte. Nachdem man 
dieses Problem sorgfältig geprüft hat, was sehr 
lange gedauert hat, wurde geantwortet, daß man 
diese Kohle nicht liefern könne und daß die Kohlen­
basis dort nicht so groß sei, um ein solches Kraftwerk 
damit zu versorgen. Diese Sachlage wurde damals 
e ingehend geprüft. Wir wollen nur hoffen, daß 

andere Planungen nicht auch so ähnlich erfolgen, 
denn sonst könnten wir eines Tages wieder eine 
neue Überraschung erleben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es wird 
in einer Art und Weise, die wenig Sachkenntnis 
verrät, gesagt, Schuld an dieser Kohlenkrise sei 
daß ö l und das Erdgas. Wir wollen aber hier nicht 
das Kind mit dem Bade ausschütten. Es ist sicher 
richtig, daß man sich heute dieser modernen En­
ergieträger wie ö l und Erdgas bedienen muß. Wir 
können unserer Industrie nicht zumuten, daß sie 
etwa auf das ö l oder daß die Stahl- und Eisen­
industrie in der Obersteiermark auf das Erdgas 
verzichtet, denn es ist bekannt, daß die Wärme­
einheit mit diesen Energieträgern wesentlich billi­
ger kommt. Ferner ist bekannt, daß gerade das 
Erdgas wesentlich dazu beiträgt, um den metallur­
gischen Prozeß zu vereinfachen und zu verbessern. 
Wenn man sich heute entschließen würde, von ö l 
oder Erdgas wieder abzugehen, da wäre ich neu­
gierig, was die Arbeiter bei Böhler oder bei der 
Alpine dazu sagen würden. Auch der Herr Abg. 
Gruber würde dann einen entsprechenden Kommen­
tar dazu abgeben. Man soll daher die Leute auf­
klären und ihnen sagen wie die Dinge liegen. 
(1. Landeshauptmannstellvertreter a. D. H o r v a -
t e k : „Kein Mensch hat das behauptet.") Herr Lan­
deshauptmann Horvatek, Sie müssen doch selbst 
zugeben, daß die Rede des Herrn Abg. Lackner, in 
der er die landwirtschaftliche Produktion mit der 
Kohle verglichen hat, rein demagogisch war. Wir 
erkennen an, daß für die Bergarbeiter eine Aus­
weichindustrie geschaffen werden muß, damit sie 
unterkommen. Wir können auf die Kohle verzichten, 
aber auf die landwirtschaftlichen Produkte können 
wir nicht verzichten. Ich wollte dazu nur sagen, daß 
man mit solchen Vergleichen nicht kommen kann, 
denn man kann nicht Dinge vergleichen, die nicht 
vergleichbar sind. (Abg. L a c k n e r Vinzenz: „Der 
Vergleich ist von Ihnen mißverstanden worden, er 
hat sich nur bezogen auf den Dank und wie ihn der 
Handelsminister zum Ausdruck gebracht hat.") 

Es müssen allerdings Bemühungen gemacht wer­
den, um dem Kohlenbergbau wirklich zu helfen. Ich 
könnte mir vorstellen, daß man den Kundendienst 
at traktiver gestaltet, daß man die Kohle besser 
anbietet, das ist eine Sache der Berufsorganisation, 
die allerdings nicht zentralistisch gemacht werden 
soll. (Abg. Z a g l e r : „Die Feinkohle kauft nie­
mand.") Ich glaube, daß die Berufsorganisation, so 
wie sie sich bis jetzt in den letzten Jahren erwiesen 
hat, ohnedies zentralistisch genug war und man 
sollte lieber versuchen, jetzt einmal nach der Rich­
tung einer „Verbesserung" etwas zu machen. Wenn 
man hier Rationalisierungsmaßnahmen durchführt 
und daran denkt, hier noch verschiedenes zu tun, 
dann ist aber eines noch wichtig: man sollte zuerst 
versuchen, das mit eigenen Mitteln zu machen. In 
den österreichischen Kohlenbergbau wurden in den 
letzten vier Jahren 500 Millionen Schilling inve­
stiert. Das ist wahrlich ein sehr großer Betrag und 
der Erfolg dovon ist, daß wir uns heute alle darüber 
Sorgen machen müssen, wie wir dem Kohlenbergbau 
weiterhelfen können. Der Kohlenbergbau soll daher 
aus eigenen Mitteln die verschiedenen Rationali­
sierungsmaßnahmen durchführen. Denn wenn der 
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Bergbau genau weiß, daß durch Umlagen auf ö l 
und Erdgas so und soviel hereinkommt, dann 
würde die Ar t und Weise der Investit ionen eine we­
sentlich andere sein, als wenn man das e igene Geld 
investiert. Man muß also diesbezüglich etwas vor­
sichtiger wirtschaften. 

Hohes Haus, ich habe nun versucht, über das 
Kohlenproblem eine objektive Darstellung zu geben. 
Ich glaube, daß man über dieses Problem wirklich 
nur objektiv sprechen kann. Schließlich sind wir 
das den Bergarbeitern schuldig, die seit 1945 we­
sentlich zum wirtschaftlichen Wiederaufbau in un­
serem Land beigetragen haben. Mit demagogischen 
Reden, mit Wahlreden an Sonntagen von Männern, 
die die eigentlichen Verantwortlichen in diesen Be­
langen sind und die glauben, sie müßten etwas über 
die Bergleute sagen, kommt man da nicht weit. 
(Abg. A f r i t s c h : „Das sagen Sie ausgerechnet 
unseren Bergleuten!") (Abg. Z a g l e r : „Das heißt, 
daß die Betriebsräte an der Kohlenkrise schuld 
sind, so was sagt ein Landtagsabgeordneter der 
ÖVP.") (Abg. D T . K a a n : „Wer und wo war das?") 
(Abg. Z a g l e r : „Ich trete den Beweis dafür an!) 
(Abg. Dr. K a a n : „Also wer und wo?") (Abg. 
Z a g l e r : „Herr Doktor Aßmann, Sie haben voll­
kommen recht, man soll über diese Dinge wirklich 
nur objektiv sprechen, damit wir unserer Heimat 
und den Bergarbeitern helfen können und daher 
möchte ich Sie bitten, Ihren Einfluß dahingehend 
geltend zu machen, daß der Chef der Sektion 4 uns 
diesbezüglich mit gutem Beispiel vorangeht!") (Noch 
verschiedene Zwischenrufe. Unruhe. Präsident gibt 
Glockenzeichen.) (ÖVP zollt dem Redner Beifall.) 

Landeshauptmann Krainer: Die Kohlenkrise 
oder die Entwicklung auf dem Sektor des Kohlen­
absatzes überhaupt ist für unser Land ein sehr 
ernstes Problem. Und es ist nicht nur für unser 
Land ein Problem, es ist ein Weltproblem. Es gibt 
Kohlenhalden auf der ganzen Welt . Aber diese 
Kohlenkrise trifft uns besonders in unserem Grenz­
land sehr hart, weil sich dort keine freie Arbeits-
möglichkeit findet und die Leute abwandern müssen, 
wenn der Bergbau keine Arbeit bietet. Die Folge 
ist, daß das Grenzland menschenleer wird, weil für 
hunderte Ansäßige keine Lefoensmöglichkeit mehr 
besteht. Und deshalb trifft uns die Kohlenkrise in 
der Steiermark sehr hart. Das Problem Kohle und 
übrige Heizstoffe ist schon im Jahre 1956 in Ame­
rika ein völlig sichtbarer Komplex gewesen. Es hat 
in Amerika 1956, als ich dort auf Einladung der 
amerikanischen Regierung zu Besuch gewesen war, 
bereits große Kohlenhalden gegeben. Die Kohlen­
wirtschaft hat sehr geklagt, daß die Umstellung von 
Kohle auf Ol und auf Erdgas echte Sorge und 
Schwierigkeiten macht und daß sie sich Gedanken 
machen müssen, die Bergwerke zu schließen und 
für die Bergarbeiter andere Industrien zu errichten. 

Als ich nach Hause kam, habe ich die zuständigen 
Herren auf diese Situation in Amerika aufmerksam 
gemacht und gefragt, ob nicht auch in Österreich die 
Gefahr bestehe, daß wir mit unserer Kohle in ähn­
liche Schwierigkeiten kommen wie die Amerikaner. 
Worauf die Fachleute erklärten, keine Spur, wir 
sind voll ausgelastet, wir können unseren Ver­

pflichtungen gar nicht nachkommen und die von 
uns verlängten Aufträge nicht erfüllen. Ich habe 
damals gefragt, bezieht sich das nur auf die Grob-, 
Mittel- oder Teinkohle oder auf die Kohle insge­
samt. Worauf man sagte, es beziehe sich auf alle 
Sorten. Wir hätten zuwenig Fein-, Mittel- und 
Grobkohle. Man hat sich darauf bezogen, daß dies 
der Grund war, warum 1955 der STEWEAG ein Koh­
lenlieferungsvertrag auf 25 oder 30 Jahre abge­
lehnt wurde. Man könne für das kalorische Kraft­
werk im Räume Leibnitz—Pölfing-Brunn die Kohle 
nur aufbringen, indem man anderen Industrien 
Kohle wegnimmt. Es gab also keine Kohle. Die 
STEWEAG hat auf Grund dieses Briefes, der hier in 
Photokopie aufliegt, ein kalorisches Kraftwerk auf 
ö lbas is in Pernegg gebaut. (LR. S e b a s t i a n : 
„Wir wissen, wer den Brief geschrieben hat.") Als 
das kalorische Kraftwerk auf ö lbas is fertig war, 
war die Kohlenkrise auch in der Steiermark völlig 
sichtbar. Aber damals hat es keine Kohle gegeben! 

Nun, wie liegt die Situation zur Zeit? Die Berge, 
die der Kollege Zagler aufgezeigt hat, sind vorhan­
den, nicht nur im Köflacher Revier, ebenso, wenn 
auch bedeutend weniger, in Fohnsdorf. Sie sind 
auch in Kärnten in St. Andrä anzutreffen, wo übri­
gens ein Braunkohlenbergbau mit 300 Millionen 
Schilling Verlust aus dem Boden gestampft und 
gesagt wurde, das müsse sein, auch in der Sicht, 
daß wir zuwenig Kohle haben. Es ist zumindest 
einigen Herren sehr wohl bekannt, welch unge­
heure Fehlplanung vor sich gegangen ist. Noch vor 
2 Jahren war mit den Herrschaften mit Rücksicht 
auf einen ausreichenden Absatz und der Kohlen­
lieferung an die kalorischen Kraftwerke über Kohle 
nicht zu reden. (Zwischenruf.) Alle sind der Mei­
nung, der Bau von kalorischen Kraftwerken sei ein 
Ausweg. Ich bin auch lange der Meinung gewesen, 
dies sei der einzige Ausweg. Weil das Kraftwerk 
im Leibnitzer Raum nicht erbaut, wurde, haben wir 
uns bemüht, wenigstens das Heizkraftwerk der 
STEWEAG in Graz in Schwung zu bringen. Ebenso 
sind wir interessiert an der Aufstellung eines drit­
ten Maschinensatzes im Kraftwerk Voitsberg. Es 
fehlt nicht an Kraftwerken, auch nicht an kalori­
schen Kraftwerken. Es fehlt am Einsatz! Heute, 
nachdem wir uns darüber auseinandergesetzt ha­
ben, warum es nicht zum Bau des Kraftwerkes auf 
Kohlenbasis in Leibnitz gekommen ist, heißt es: 
Schuld sind die Draukraftwerke, sie haben mit uns 
feste Verträge abgeschlossen und außerdem einen 
Verbrauch in der Größenordnung von 500 Millionen 
Kilowattstunden im J ahr bei uns angemeldet. Es sind 
aber nicht 500 Millionen Kilowattstunden, sondern 
bestenfalls 200 Millionen Kilowattstunden. Ein 
Kraftwerk, wie das in Voitsberg, fährt nicht das 
ganze Jahr durch. Man kann aber auch ganzjährig 
durchfahren mit 8400 Stunden. Es fehlt also nicht 
an kalorischen Werken! Es fehlt am Einsatz! Und 
der Einsatz wird nicht getätigt, weil der kalofische 
Strom teurer ist als der hydraulische, der mit Was­
ser erzeugte, obwohl das nicht immer ganz stimmt. 
Es fehlt wirklich am Einsatz! Ich klage nicht eine 
Partei an, sondern ich muß die veranwortlichen 
Leute anklagen. In dem Augenblick nämlich, wo 
man in Amerika klar erkannt hat, daß eine völlige 
Verschiebung der Energieträger einsetzt, hä t te man 
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sich mit diesem Problem beschäftigen müssen. Man 
hat sich aber nicht damit beschäftigt. 

Was brauchen wir in diesem Land? Gerade im 
Hinblick auf die Kohlenmisere und die gesamte Ent­
wicklung brauchen wir, um Kapitalfehlleistungen 
zu vermeiden, eine einheitliche Zentrale, die hin­
sichtlich aller Energiequellen eine gewisse Koor­
dinierung vornimmt. Erdgas, Kohle, elektrische 
Kraft und Atomkraft müssen wir in einem Plan zu­
sammenfassen und dann werden wir die Kohlen­
krise zwar nicht in der Weise, daß mehr Kohle 
geheizt wird, aber wir werden die heutige Kohlen­
krise so ausgleichen können, daß man nicht all­
gemein von einer Krise sprechen kann, ü be r die 
Tatsache, daß das ö l billiger, das Erdgas überhaupt 
weit billiger ist und für Stahlwerke nach Auffas­
sung der Fachleute da sein muß, um überhaupt 
konkurrenzfähig zu sein, kommen wir nicht hin­
weg. Es muß hier zentral das Problem angegangen 
werden. Wir können doch nicht auf der einen Seite 
sehr kostspielige Kraftwerke bauen — Kastenreith 
haben wir vorläufig verhindert —, und auf der an­
deren Seite nützen wir die bestehenden kalorischen 
Kraftwerke nicht aus. Man kann nicht verlangen, 
daß das Wasser ungenützt über die Wehren hin­
unterr innt und Kohle eingesetzt wird. Man kann 
sich ja in der Gegend umschauen, in den Nachbar­
ländern, wo Strom gebraucht wird, wo Absatzmög­
lichkeiten bestehen. Es gibt nichts anderes, als die 
kalorischen Kraftwerke einzusetzen und den Strom, 
wenn es sein muß, auch mit Verlust zu verkaufen. 
Aber wenn wir so wie jetzt weiterfördern, werden 
wir trotzdem in 3 oder 5 Jahren wieder ein paar 
Millionen Tonnen Kohle lagern haben. Und wenn 
man eine solche Menge Kohle lagert, muß diese 
Kohle ja qualitätsmäßig schlechter werden, sie wird 
zum Teil verbrennen, sie wird wertlos, und wenn 
ich dann den Strom auch noch zu einem verbillig­
ten Preis abgeben muß, was bleibt denn da übrig? 
Wenn wir die Kohlenkrise abstoppen wollen, dann 
muß ein Weg gesucht werden, der für die Berg­
arbeiter erträglich ist, und dieser Weg muß ge­
funden und gegangen werden. Die Voraussetzung 
dafür ist — bitte das ist jetzt kein Vorwurf —, daß 
sich die Verantwortlichen aller Parteien in dieser 
Frage einig werden. (Abg. Z a g i e r : „Früher 
hät te man anfangen sollen damit!") Der Kohlenakt 
ist „sooo" dick, lieber Freund Zagler! Wir beschäf­
tigen uns mit dieser Frage seit 5 Jahren sehr ein­
gehend. Und besonders verstärkt beschäftigen wir 
uns damit seit dem Jahre 1957. Damals habe ich 
den Bundeskanzler Ing. Raab ersucht, dem Kohlen­
problem ein besonderes Augenmerk zuzuwenden 
und über die IBV Vorsorge zu treffen, damit wir in 
keine Katastrophen-Situation kommen und die Berg­
leute abbauen müßten. Die Situation hat sich in­
soweit gebessert, als es gelungen ist, die Leute 
anderweitig unterzubringen. (Abg. Z a g l e r : „Die 
IBV war eine Totgeburt!") Die Geburt war gut, aber 
das Kind war nur kurzlebig. (Abg. Z a g l e r : „Das 
waren aber nicht die Sozialisten!") Bitte, s treiten 
wir nicht darüber. Damals jedenfalls hat der Bun­
deskanzler dem zuständigen Generaldirektor den 
Auftrag gegeben, dieses Problem zu studieren. Aber 
herausgekommen ist dabei nichts, weil jeder auf 
seinem Ressort-Standpunkt beharrt und gesagt hat: 

„Ich kann da nicht nachgeben." (Abg. S c h e e r : 
„Da ist die Koalition zu kurz gekommen.") Wenn 
man halt etwas vom Aktenschieben versteht, kann 
man viel reden und nichts tun. Und so war es auch. 

Nun ist die Krise langsam sichtbar geworden. 
Und nun haben wir wieder hier vom Landtag aus — 
und ich verbitte es mir, zu behaupten, daß dies im 
Zusammenhang mit bevorstehenden Wahlen ge­
schehen sei, sondern durch unser ernstes und ehr­
liches Wollen — Vorschläge gemacht, und diese 
Vorschläge sind keiner Propaganda entsprungen, 
sondern haben auf der Tatsache gefußt, was auf 
diesem Gebiet zu machen sei. Wir sind zu dem 
Schluß gekommen, daß einer der besten Vorschläge 
der war, in diesen Gebieten Betriebe anzusiedeln, 
und zwar durch Steuerermäßigungen Betriebe anzu­
regen, sich im Grenzland niederzulassen, damit die 
frei werdenden Arbeitskräfte unterkommen. Da ist 
uns aber die Handelskammer dazwischen gekom­
men mit dem Einwand, das störe den Wettbewerb. 
Auch vom Vizekanzler kam ein Veto: „Das stört 
den Wettbewerb", „das geht nicht, machen wir 
etwas anderes!" Bitte, ich bin einverstanden, ma­
chen wir etwas anderes, aber etwas muß gemacht 
werden. Aber wenn wir in diese Gebiete Betriebe 
ansiedeln wollen, damit die Bergarbeiter Arbeit 
finden, dann bekommen wir sie nur mit verspro"-
chenen Steuerermäßigungen hin und sonst nicht. 
Wir haben uns also trotzdem bemüht, Betriebe im 
Grenzland anzusiedeln, und es meldeten sich sogar 
sehr viele. Aber wenn man 100 solcher Meldungen 
untersucht, dann entdeckt man, daß davon höchstens 
fünf förderungswürdig sind, die übrigen standen oft 
knapp vor dem Konkurs und wollten sich auf diese 
Weise mit öffentlichen Mitteln sanieren. Aber von 
solchen Betrieben haben wir nichts im Grenzland. 
Die machen uns nur Schwierigkeiten, nützen uns 
aber gar nichts bei unseren Bestrebungen, weil sie 
einfach nicht lebensfähig sind. Das sind Tatsachen. 
Wenn wir ordentliche Betriebe in die Gebiete von 
Voitsberg, Pölfingbrunn, in die Gegend von Fohns-
dorf usw. bekommen wollen, müssen wir das im 
Wege über eine Steuerermäßigung machen. Außer­
dem hat man dadurch ja jeden Betrieb in der Hand, 
und die Wettbewerbsfähigkeit wird in keiner Weise 
gestört. Ein Betrieb, der neu anfängt, kann den 
Wettbewerb gar nicht stören, weil er sowieso erst 
einmal drei Jahre braucht, bis er ins Verdienen 
kommt. Wenn ich die Steuerermäßigung mit Be­
scheid mache und nicht von vornherein von Ge­
setzes wegen, kann ich den Betrieb jederzeit unter­
suchen, und wenn der Wet tbewerb gestört wird, 
wie man dies z, B. bei der Schuhfabrik in Voits­
berg gefürchtet hat, kann ich das ja jederzeit än­
dern. Also, ich meine, wenn man will, dann fin­
det sich auch ein Weg. 

Der Vizekanzler hat mich ja wegen Voitsberg an­
gegriffen. Es war diese Frage, das kann ich be­
weisen, mit dem Herrn Finanzminister abgespro­
chen. Der Finanzminister sagte: „Jawohl, das ist 
der Weg!" Er wird auch schon in anderen Ländern 
Europas gegangen, daher kann man das auch bei uns 
machen. Und den Wet tbewerb störe das gar nicht! 
Das war die Meinung des Finanzministers im Ver­
gleich und zum Unterschied von anderen Körper-
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schatten. Die Gemeinden haben an die Bundesre­
gierung Eingaben geschickt und auch vom Landtag 
aus haben wir Schritte unternommen, aber es ist 
zu keinem Ergebnis gekommen. Warum? Weil den 
Herren in Wien dieses Problem nicht unter den 
Fingernägeln brennt, uns aber sehr. Glauben Sie, 
ich weiß nicht, was die Alpine beabsichtigt? Pölfing­
brunn wäre ja schon längst zugesperrt, wenn ich 
nicht erreicht hätte, daß man im Hinblick auf das 
Fernheizwerk die Leute nicht fortschickt und das 
Werk hält, denn dies würde ja die Aussiedlung 
von 2000 Leuten in Zusammenhang mit der Ein­
stellung von Tombach und Bergla bedeuten. 

Wir reden sehr viel von der Grenzlandhilfe und 
mit einem Schlag wären so viele Leute weg. Da 
die Bundesregierung noch keine Entscheidung ge­
troffen hat, werden wir alle zusammen mit aller 
Vehemenz die Frage der Steuerermäßigung durch­
setzen müssen. Wenn trotzdem niemand hergeht, 
haben wir Pech gehabt. Dann haben wir wenigstens 
die Voraussetzungen dafür geschaffen. Ich bin über­
zeugt, daß wir unter solchen Gegebenheiten Betriebe 
hinbekommen. Trotz der frachtungünstigen Lage 
haben wir einige ernste Bewerber da. Es sind Welt­
konzerne. Solange sie aber nicht arbeiten, sind sie 
kein Trost für die Bergarbeiter, die doch lieber 
in Pölfingbrunn, St. Ulrich oder in Voitsberg ar­
beiten. 

Lieber Freund Zagler, jetzt müssen wir das Hühn­
chen rupfen, daß wir nichts gemacht haben, Ihr 
hingegen alles. Ich zweifle keinen Augenblick, daß 
Ihr Euch angestrengt habt, damit die Krise über­
wunden wird, aber man kann auch uns den gleichen 
ehrlichen Willen nicht absprechen. „Krainer hat 
nichts gemacht, nur der Dr. Pittermann!" Die Leute 
sind versetzt worden, viele davon sind zur Alpine 
auf den Erzberg gekommen. Jetzt sperrt man Ratten 
zu, weil man in Krieglach und Kindberg Leute 
braucht. Aber diese Leute wären ohne Krainer oder 
Pittermann, aber auch ohne SPÖ oder ÖVP genauso 
untergebracht worden. In so einfacher Weise kann 
man Demagogie nicht betreiben! (Abg. Z a g l e r : 
„Mit Ihren Vertrauensleuten können sie so reden, 
aber nicht hier im Landtag!") Ich schätze Deinen 
ehrlichen Willen, lieber Kollege Zagler. (Zwischen­
ruf bei SPÖ: „In der Vergangenheit war es nicht 
so. Da hat man die Arbeiter abgebaut. Deshalb 
sind wir Betriebsräte in Sorge, daß es nicht wieder 
so kommt.") In Wirklichkeit ist es heute so, man 
kauft die Kohle nicht, aber das ö l wird gekauft, 
auch andere Energieträger. (Zwischenruf.) Der Pro­
porz wird auch aufhören, weil einfach zu wenig 
Leute verfügbar sind. Das ist auch eine Lösung! 

Nun zum Kohlenproblem. Wir müssen uns an­
strengen und ehrlich den Leuten sagen, macht eine 
Koordinierungsstelle. Versuchen wir es mit Steuer­
ermäßigungen, es kostet nichts, wenn keiner hin­
geht. Selbst wenn sich einer entschließt, so kann 
dies dem Staat nichts kosten im Vergleich zu dem, 
was ver loren wird, wenn 100.000 Tonnen Kohle 
lagern. Und wenn wir auch zu einem billigeren 
Preis Strom exportieren, so ist das noch immer bil­
liger. Das läßt sich immer noch ausgleichen, weil ja 
die Kraftwerke dem Staat gehören und die Kohlen­
bergwerke auch. Verdammt und zugenäht! Ist denn 

dieser Staat nicht soweit, daß man hier, wo alles 
dem Staat gehört, nicht einen Ausgleich findet, um 
die Lage der Bergarbeiter zu l indern?! (Zwischenruf: 
„Gott sei Dank, daß wir keine Arbeitslosen haben.") 
In Pölfingbrunn haben wir schon einige Hundert 
Arbeitslose. 

Abschließend sei folgendes gesagt: Wir müssen 
uns gemeinsam anstrengen, weil eine Partei allein 
nichts ändern kann. (LR. S e b a s t i a n : „Jawohl! 
Gemeinsam, Herr Landeshauptmann!") Das wäre ein 
fruchtbares Bemühen. Ich bin ein begeisterter An­
hänger fruchtbarer Zusammenarbeit. Sind wir einig! 
Ich möchte nur sagen, daß wir selbst dazu beitragen 
müssen, daß die Kohle nicht in größere Schwierig­
keiten gerät. Es spielt sicher keine Rolle, wenn die 
Fohnsdorfer Gemeinde ihre Schule mit ö l heizt, 
und wenn die Schulen rund um die Bergwerke mit 
ö l geheizt werden. Aber es spielt eine moralische 
Rolle. Ich werde Ihnen ein Beispiel sagen. Wissen 
Sie, warum die 170 Bergarbeiter bei Habisch in 
Bergla und in St. Ulrich heute arbeitslos werden? 
Weil die Perlmooser Zementwerke sich auf ö l um­
stellen. Der alte Kommerzialrat Voit hat immer 
wieder die ö l feuerung hinausgezogen und Mitte 
des heurigen Jahres gesagt, jetzt ist es aus. Wir 
haben ferngeschrieben, telephoniert, mit dem Direk­
tor gesprochen, ob die Umstellung noch einmal hin­
ausgeschoben werden kann. Er sagte, das geht nicht 
mehr, wir kommen mit unseren Preisen nicht durch. 
Wir waren auch beim Vizekanzler und beim Ge­
neraldirektor, der als ehemaliger Staatssekretär 
Ihrer Partei angehört und konnten schließlich er­
reichen, daß die Umstellung noch bis Ende dieses 
Jahres hinausgeschoben wurde und die Heizölfeue­
rung auf ein halbes Jahr eingeschränkt wurde. In 
Peggau wird ein Zementwerk gebaut, aber nicht auf 
ö lbasis , sondern auf Kohlenbasis. (Abg. W u r m : 
„Es wird ein Spezialzement erzeugt.") 

Natürlich ist das ö l vorteilhaft und sehr bequem, 
auch in den Schulen. Leben wir aber nur von der 
Bequemlichkeit? Ich bin nicht der Meinung. Das 
muß nicht sein, wir müssen nicht so überheblich 
sein und auch weil es mit der Steuerabschreibung 
sehr gut ausgeht, alles sofort tun. Man muß das lang­
sam und sicher machen. Von Fachleuten wird bestä­
tigt und ich selbst habe es errechnet, daß die Kohlen­
heizung, linsbesondere die Staubkohlenheizung sehr 
billig ist. Die Ölheizung ist nur viel bequemer. 
Müssen wir nur die Bequemlichkeit suchen? Müssen 
wir in den Schulen, wo ein einstimmiger Regie­
rungsbeschluß vorliegt, mit Kohle zu heizen, Öl­
heizungen einbauen? Ist das notwendig? Ist das 
nicht ein moralischer Schlag? Wir müssen schon 
auch selbst alles tun, was wir können! Natürlich 
sind ö l und elektrischer Strom für die Heizung 
weitaus bequemer, aber wir wissen nicht, ob wir 
nicht in kurzer Zeit die Kohle unerhört dringend 
brauchen. Wen wir sie vorher zum Erliegen brin­
gen, was dann, bitte sehr? 

Ich möchte deshalb bitten, daß der Hohe Landtag 
die Resolution, die neuerlich den Abgeordneten vor­
gelegt wurde und eine gemeinsame Resolution des 
ganzen Landtages ist, zwar beschließt, daß wir es 
aber nicht nur bei dieser Resolution bewenden las­
sen, sondern mit allem Nachdruck sowohl beim Fi-
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nanzministerium als auch beim Vizekanzler verlan­
gen, daß unsere Wünsche erfüllt werden. Erstens 
soll eine Koordinierungsstelle das Einvernehmen mit 
der Verbundgesellschäft und den einzelnen Landes­
gesellschaften herstellen. 

Ferner soll man nicht unnotwendigerweise etwas 
ausbauen, sondern lieber abwarten bis das Geld 
dafür da ist, damit nicht eine echte Knise ent­
steht, zweitens muß man Steuerermäßigung für Be-
triebs-Neugrikidungen gewähren und alle Anstren­
gungen machen, die geeignet sind, den Stromexport 
zu heben. Damit kann man sozusagen einen Über­
gang von der Veränderung des Gebrauches der 
Energiequellen finden. 

Man muß alles tun, damit die Bergarbeiter nicht 
zu sehr geschädigt werden und damit die Leute 
nicht aus dem Grenzgebiet abwandern. Wenn wir 
uns alle zusammen anstrengen, da einen Weg zu 
finden statt uns gegenseitig Vorwürfe zu machen, 
dann bin ich überzeugt, daß wir auch in dieser 
Frage zu einem Erfolg kommen werden. (Sehr star­
ker Beifall bei ÖVP.) 

Landesrat Brunner: Hohes Haus! Es ist uns allen 
bekannt, daß nach Abzug der Besatzungstruppen im 
Jahre 1945, beginnend mit dem Jahre 1946, der 
Fremdenverkehr in unserem Land immer mehr zu­
genommen hat. Wir wissen, daß die Entwicklung 
so war, daß fast kein größeres Ereignis vorüber­
gegangen ist, sei es nun die Bilanz von großen 
Unternehmungen, von Banken oder Konzernbetrie­
ben oder sonstige öffentliche Kundgebungen in der 
Wirtschaft, ohne dabei über den Fremdenverkehr 
und seine Entwicklung zu sprechen. 

Wir wissen, daß wir im Jahre 1959 an harten 
Devisen umgerechnet 5'3 Milliarden Schilling über 
den Fremdenverkehr ins Land bzw. nach Österreich 
gebracht haben. Heuer haben wir nach der vor­
läufigen Abrechnung bereits 6 Milliarden Schilling 
aus dem Fremdenverkehr eingenommen. Es wäre 
daher naheliegend, daß wir diese Einnahmsquelle 
mit allen uns zur Verfügung s tehenden Mitteln 
hegen und pflegen und trachten, diese Pflege noch 
weiter zu entfalten. Wir haben auch alle Voraus­
setzungen für diesen Fremdenverkehr. Wir haben 
wunderschöne ruhige Gegenden, in denen man sich, 
20 bis 30 km von der nächsten Bahnstation entfernt, 
erholen kann. Aber das alles auszubauen, dazu ge­
hört Geld. Ich habe schon gestern gesagt, daß ich 
mir als Berufsschulreferent nicht einbilde, mehr Geld 
verlangen zu können als vorhanden ist und auch 
heute beim Kapitel „Fremdenverkehr" muß ausge­
sprochen werden, daß dieses und jenes nicht ge­
schehen kann, weil die Mittel nicht reichen. 

Für den Sachaufwand — Kanzleimaterial, Tele­
phongespräche und Personalkosten abgezogen — 
hat der Fremdenverkehr im Lande Steiermark für 
das kommende Jahr 1961 3,708.100 Schilling zur Ver­
fügung. Von diesem Betrag werden gefördert Werbe­
kosten, Einrichtungen und Maßnahmen für den Frem­
denverkehr, Veranstaltungen, Sdiutzhütten, Berg­
führer- und Skilehrerkurse, Filmvorträge, Camping­
plätze, Liftanlagen, Sprungschanzen, Heilbäder, 
Klubunterstützungen und Förderung von Gemein­
den, die im Fremdenverkehr irgend etwas tun. Das 

alles muß von diesem Betrag von 3'7 Millionen 
Schilling bezahlt werden. Daß das nur ganz kleine 
Beiträge sein können, ist daraus leicht zu ersehen. 
Ich habe daher jedes Ansuchen über 100.000 Schil­
ling gleich auf die Seite gelegt und es nur ein­
gesetzt in dem Bewußtsein, daß die Sache sowieso 
nicht gemacht werden kann. 

Wir haben mit unseren Nachbarländern Berüh­
rungspunkte gesucht, wir haben versucht mit Kärn­
ten, mit dem Burgenland, mit Salzburg, mit Ober­
österreich gemeinsame Prospekte zu machen. Auch 
der Landeshauptmann Wagner vom Burgenland hat 
mich gebeten, die Interessen des südlichen Burgen­
landes mit denen der Steiermark zu koordinieren 
und gemeinsame Prospekte zu machen. Er hat an­
geboten, 100.000 S zu geben, wenn die Steiermark 
70.000 S gibt. Soviel ich gesehen habe, hat das 
Burgenland weit mehr für den Fremdenverkehr im 
Budget vorgesehen als die Steiermark. Ich kann ihm 
aber auch die 70.000 S nicht geben, weil sie mir ge­
strichen wurden. Ich habe durch die Streichungen 
nur um 190.000 S mehr zur Verfügung als im Vor­
jahr. Wenn man weiß, daß aus dem Fremden­
verkehr an Devisen 6 Milliarden Schilling im Jahre 
1960 eingingen und daß damit das Handelsdefizit 
abgedeckt werden kann, dann merkt man, daß dies 
der beste Exportartikel ist, den wir haben. Er steht 
bei uns an erster Stelle und mit großem Abstand 
erst folgt die eisenschaffende Industrie, Holzexport 
usw. Wir könnten die Werbung noch steigern, denn 
wir haben viele freiwillige Helfer, die uns nichts 
kosten; ihnen sei hier noch einmal tausendfach ge­
dankt. Wir haben einen Werbeapparat , der sich 
wirklich bemüht und jeden Anlaß benützt, um un­
seren Fremdenverkehr zu heben. Die größte Zahl 
von allen Ausländern stellen die Deutschen, sie 
machen über 70 Prozent aus. Weil wir aus Geld­
mangel nicht annoncieren können, haben wir unsere 
Werbung umgestellt. Wir laden Vertreter von 
Reisebüros aus Deutschland, Spanien, Italien, Frank­
reich, der Schweiz, Belgien, Holland, Schweden usw. 
ein, zu uns zu kommen und da muß ich schon be­
sorgt sein, daß sie nicht vielleicht acht Tage da­
bleiben, weil wir es uns nicht leisten können, ihnen 
solange den Aufenthalt zu bezahlen. Das sind na­
türlich Verhältnisse, die auf die Dauer untragbar 
sind. Sie müssen meine Einstellung als Fremden­
verkehrsreferent verstehen — ich bin zwar nur ein 
politischer Referent —, wenn ich für das kommende 
Jahr fordern muß, daß sich die Landesregierung ent­
schließt, auf irgendeinem Weg Mittel aufzutreiben, 
damit der Fremdenverkehr auch bei uns so wie 
in den übrigen Bundesländern angekurbelt wird und 
aufwärts geht. 

Herr Kollege Scheer sagte, Fremdenverkehrswer­
bung ist notwendig und es wurde zu diesem Zweck 
eine Resolution vor drei J ahren eingebracht. Diese 
Resolution besagt, es sei ein Gesetz zu beschließen, 
daß die Mittel durch eine Umlage zu beschaffen 
seien. Das könnte nur auf die Gewerbesteuer er­
folgen oder wenn sie die Leute, die Berufe haben 
wie die Notare, Advokaten usw., die keine Ge­
werbesteuer bezahlen, einschließen, auf die Ein­
kommensteuer. Ich habe die Verantwortlichen auf 
dem Gebiete des Fremdenverkehrs bei der alljähr­
lich stattfindenden Versammlung befragt und sie 
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waren damit einverstanden, im Ausseerland und im 
Murtal teilweise. Wir haben auch einen Gesetzes­
entwurf ausgearbeitet und auch den Gemeinden ist 
dieser Entwurf zugegangen. Nur 17 Prozent der Ge­
meinden waren für dieses Fremdenverkehrsgesetz. 
Ich habe es auch verstanden. Wie kommt ein Schuh­
macher und kleiner Gewerbetreibender in der West-
und Oststeiermark dazu, wiederum eine Last auf 
sich zu nehmen! Ich verstehe schon, daß vielfach 
auch die Meinung herrscht, warum soll man nicht 
noch eine Kammer haben. Wenn diese die Kammer­
umlagen einbringt, könnte man eine Fremdenver­
kehrskammer haben. Für diese Sachen bin ich nicht 
gewesen. Die heutige Resolution, die angekündigt 
ist, wird natürlich entgegengenommen. Ich werde 
die Sache wieder in Erinnerung bringen. Aber da 
nur 17 Prozent der Gemeinden diese Einführung 
wünschen, hat man den übrigen 83 Prozent zu ent­
sprechen. Das Land verdient, auch der Bund im 
gleichen Ausmaße. Die Leute wissen genau, daß 
man es nicht erreichen kann, irgendwie festzu­
stellen, z. B. was die Oper oder das Burgtheater 
im Jahr an Abgaben kostet. Bei uns wird das 
Schauspielhaus gebaut. Wir wissen das alles. Das 
sind keine meßbaren Werte, aber sie sind doch 
angelegt, weil die Fremden es beanspruchen, die 
das Geld hier lassen. Das, was hier von den zwei 
Geldinstituten in Bad Aussee gesagt wurde, stimmt. 
Aber noch ein Superplus zu dem, was von uns 
aus Buchungen eingelöst wird. Wir können das 
Fremdenverkehrsgesetz nicht machen, weil 83 Pro­
zent der Bevölkerung dagegen sind. 

Ich kann Ihnen sagen, daß wir für die ganze 
Steiermark durch Versendung kartonierter Bilder — 
ein Bild kostet 50 Schilling — Propaganda machen 
und daß das noch billiger kommt als die Annoncen, 
die man früher für Fremdenverkehrswerbung ver­
wendet hat. Wir haben zur Förderung des Frem­
denverkehrs auch einen Investitionsfonds, aus dem 
für einzelne Fremdenverkehrsbetriebe Darlehen bis 
zu 30.000 Schilling angesprochen werden können. 
Die Laufzeit der Darlehen beträgt bis zu zehn 
Jahren. 

Es wurde auch von den Seen gesprochen. Es ist 
auch in Gaishorn dieser Wunsch aufgetaucht. Dar­
über kann man nicht weiter reden, denn hiefür 
wären Millionenbeträge erforderlich. 

Wir erbitten nur für das kommende Jahr, wenn 
wir auf der gleichen Höhe bleiben wollen, eine ver­
hältnismäßig geringe Kraditerhöhung. Wir müssen 
für den Fremdenverkehr mindestens zwei Millionen 
Schilling mehr bekommen. Das wird verständlicher, 
wenn ich Ihnen sage, daß Oberösterreich 7'5 Mil­
lionen allein für Liftanlagen ausgibt. Wir haben 
für die ganze Steiermark 518.0000 Schilling, das ist 
wahrhaft wenig. Wenn jemand einen Zuschuß von 
zehn- bis zwanzigtausend Schilling erhält, so ist 
das schon außergewöhnlich viel. Große Objekte 
kann man überhaupt nicht in Betracht ziehen. • 

Das habe ich auch noch zu sagen: Man könnte 
meinen, was gehen Schutzhütten den Fremdenver­
kehr an, doch Schutzhütten sind ebenso wie 
Schwimmbäder Voraussetzungen für den Fremden­
verkehr! Es werden Schwimmbäder verlängt und 
nicht irgendein ganz verwachsener Teich. Wir brau­

chen Schutzhütten für junge Menschen, die als 
Touristen hieher kommen. Sie gehen hinaus und 
sehen hier die herrliche Gegend und wenn sie ein­
mal selbständig sind und schon verdienen oder 
ein Unternehmen haben, werden sie sich immer 
wieder gern an die Zeit erinnern, die sie im öster­
reichischen Bergland verbracht haben und wieder­
kommen. 

Unterstützen Sie also den Fremdenverkehr! Das 
sind Kapitalanlagen, die sich nicht nur amortisieren, 
sondern auchl hoch verzinsen. 

Ich benutze die Gelegenheit, um den Mitarbeitern 
der Fremdenverkehrsabteilung und ihrem Beamten 
und in erster Linie den vielen Helfern in den 
Fremdenverkehrsvereinen zu danken, die damit 
viele Stunden hohen Idealismus aufgewendet haben, 
um damit der Heimat und dem ganzen Vaterland 
zu dienen. (Lebhafter Beifall) 

Landesrat Prirsch: Hoher Landtag! Meine Damen 
und Herren! Es hat der Abgeordnete Bammer von 
der sozialistischen Fraktion gestern in einer seiner 
Reden zum Ausdruck gebracht, der Abgeordnete 
Neumann habe in einem Brief an einen weststeiri-
schen Bürgermeister klargelegt, die Gemeinde be­
komme jetzt die Straße nicht, weil sie einen sozia­
listischen Bürgermeister gewählt hat. Ich darf na­
mens meiner Fraktion feststellen, daß ein solcher 
Brief nicht existiert. 

Es haben verschiedene Redner den steirischen 
Feuerwehren schon Dank und Anerkennung ausge­
sprochen. Ich schließe mich dem aus ganzem Her­
zen an. Ich möchte dem Hohen Landtag auch in Er­
innerung rufen, daß zwei bewährte Feuerwehrkom-
mandänten im Laufe des Jahres 1960 uns verlassen 
haben, und zwar Altbürgermeister Linhart und Plaß. 
Die Feuerwehr führt nunmehr Dr. Edelsbrunner als 
Landes-Feuerwehr-Kommandant. Es dürfte nicht un­
bekannt sein, daß der Stand der freiwilligen und 
Berufsfeuerwehren in der Steiermark rund 27.500 
Mann beträgt. In Graz haben wir eine Berufsfeuer­
wehr der Stadt Graz mit einer Mannschaft von 
171 Mann. 

Der Herr Abg. Edlinger hat mit Recht beklagt, daß 
der Errichtung von Löschwasserbehältern zu wenig 
Augenmerk zugewendet wird. Daß wir aber solche 
Planungen fördern, wo wir nur können, geht schon 
daraus hervor, daß die Mittel nicht nur an die 
Feuerwehren, sondern auch an die Gemeinden und 
sogar an die Interessentengruppen stärker fließen, 
weil wir wissen, daß eine Feuerwehr ohne Wasser 
trotz aller modernen Einrichtungen nicht löschen 
kann. 

Es ist richtig, daß ,unsere steirischen Feuerwehren 
einen sehr starken Fortschrittswillen haben, beson­
ders auf dem Gebiet der Technik, und daß man in 
letzter Zeit sehr darauf gedrängt hat, den UKW-
Funkgeräten mehr Augenmerk zuzuwenden. Wir 
konnten uns dieser Neuerung nicht entziehen und 
haben im Laufe dieses Jahres 12 Funkgeräte be-
zuschußt. Im übrigen geben wir der Brandverhütung 
dadurch, daß wir die Verhütungsstellen unterstüt­
zen und die Errichtung von Blitzschutzanlagen sub­
ventionieren, breiten Raum. 
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Die steirischen Feuerwehren befinden sich hin­
sichtlich ihres Fahrparkes in einer großen Umstel­
lung. Die letzten Benzinwagen aus dem Jahr 1945, 
Restbestände aus dem Dritten Reich, werden aus­
gemerzt, und nicht nur die Landesregierung, auch 
die Gemeinden haben neue Fahrzeuge mit modern­
sten Einrichtungen angeschafft, und auch die Feuer­
wehren haben Lasten auf sich genommen für diesen 
Zweck. Wir werden heuer rund 110 Fahrzeuge im 
Lande neu angeschafft haben, das ist für ein Jahr 
gewiß eine sehr hohe Zahl. Im Gegensatz dazu ha­
ben wir auch noch 10 Wagenspritzen bezuschußt, 
die sind auch nicht ausgestorben und versehen 
immer noch ihren Dienst. 24 Rüsthaus-Neu- und 
Umbauten sind vollzogen worden. Daß das Schlauch­
material den Feuerwehren und dem Inspektorat 
Sorgen macht und viel Kosten verursacht, geht dar­
aus hervor, daß durch die Landesregierung rund 
10.000 laufende Meter Schläuche angeschafft und 
bezuschußt wurden. 

Vielleicht darf ich ganz kurz noch folgendes 
sagen: Herr Abg. Edlinger, ich muß pflichtgemäß 
einen Irr tum aufzeigen. Sie haben gesagt, daß der 
Landesverband die Mittel verteilt . Die Mittel wer­
den aufgebracht durch die Feuerschutzsteuer. Die 
Voranschläge erstellt der Landes-Feuerwehr-Kom-
mandant, sie werden überprüft vom Inspektorat, 
und dann werden die Beträge von der Landesregie­
rung freigegeben und vom Referat auf Grund der 
Voranschläge verteilt. So ist das. Es ist richtig, daß 
wir in der Regel einen dreijährigen Turnus haben, 
so daß wir jede Feuerwehr, wenn sie will, inner­
halb eines Turnusses von drei Jahren für eine Bei­
hilfe in Betracht ziehen können. 

Meine Damen und Herren! Der Herr Präsident 
Dr. Stephan hat uns berichtet, daß auf St. Martin 
Kurse der Kammer für Land- und Forstwirtschaft 
für ihre Kammerfunktionäre stattfanden. Ich habe 
mir die Einladung zu dem von Ihnen zitierten Kurs 
vorlegen lassen, und daraus geht folgendes hervor: 
Die Kammerfunktionäre sind lür diesen Kurs für 
Montag eingeladen worden, und zwar s teht 'darauf 
„Anreise ab 17 Uhr". Der Mann, von dem die Rede 
war, hat sich geirrt, als er las „LS Uhr". Und weiters 
s teht darauf: „Begrüßung um 19TJhr." Es ist richtig, 
daß seitens der Bauernbund-Funktionäre vorher, 
wie das so üblich ist, eine Fraktionsbespre­
chung stattgefunden hat. (Abg. DDr. H u e b e r : 
„Nicht eine kleine Verwechslung zwischen Bauern­
bund und Kammern?") Ich muß sagen, daß diese 
Kurse einen sehr guten Ruf genießen und einen 
sehr guten Verlauf nehmen, und es sind die Herren 
aus allen Parteien am Dienstag und Mittwoch bei 
diesem Kurs gewesen, und ich glaube auch, daß 
diese Kurse eine gute Auswirkung zeigen werden. 
Es ist vor allem interessant, die Debatten und Dis­
kussionen, die auch wieder von allen Seiten be­
stritten wurden, zu verfolgen. Ich habe nämlich 
mehrere dieser Kurse selbst mitgemacht, nachdem 
ich ein Referat dort zu halten hatte. Der von Ihnen 
genannte Herr ist aus irgendeinem Grund irrtüm­
lich um 15 Uhr angekommen statt um 17 Uhr, ob­
wohl die Einladung ganz klar die Zeit von 17 Uhr 
für die Anreise vorsieht. Der Begrüßungsabend um 
19 Uhr hat auch programmgemäß stattgefunden, 
und der Herr wäre dazu auch eingeladen gewesen, 

aber er ist um 15 Uhr weggegangen und dann um 
19 Uhr nicht mehr gekommen, hat aber an der Ta­
gung teilgenommen. (Abg. DDr. H u e b e r : „War 
zum Begrüßungsabend nicht eingeladen!") 

Hohes Haus! Es wäre zu zeitraubend, auf all die 
verschiedenen Meinungen, die hier von einzelnen 
Abgeordneten in Bezug auf die Landwirtschaft und 
ihre Probleme kundgetan wurden, einzugehen. Darf 
ich daher, um nicht Ihr Mißfallen zu erregen, das 
möglichst kurz tun. In diesen Wochen und Mpnaten 
ist ja die Milchfrage ein vielumstrittenes Problem. 
Wir hören zwar, daß man in Wien auf dem Wege ist, 
hier eine Regelung zu finden, es haben sogar heute 
Nacht oder gestern Abend Verhandlungen stattge­
funden im Zusammenhang mit der Brotpreiserhö­
hung. Aber bitte, die Landwirtschaft hat mit der 
Brotpreiserhöhung nichts zu tun! Daß aber die 
Milchfrage zuletzt überhaupt nicht eine Frage der 
Preiserhöhung, sondern eine Frage der Abgabe von 
normaler Milch ist, ist ganz klar. Ich hoffe, daß 
diese Verhandlungen doch zu einem Erfolg führen. 

Der Weg, der vielleicht in bester Absicht und in 
volkswirtschaftlicher Überlegung vorgeschlagen 
wird, einen geteilten Milchpreis einzuführen, dieser 
Weg scheint uns wirtschaftlich nicht möglich und 
auf die Dauer gesehen nicht zum Ziele führend. Die 
Milch ist ja nicht nur in Österreich, sondern auch 
in den übrigen Ländern ein Problem geworden. Es 
war schwierig, als zuwenig Milch da war, nicht 
minder schwierig ist eine Lösung zu finden jetzt, 
wo, wir wollen sagen Gott sei Dank und nicht leider 
Gottes, zuviel da ist. Die Schwierigkeit liegt darin, 
daß sich die Milcheinnahmen seit drei Jahren nicht 
verändert haben, daß diese Milcheinnahmen, wenn 
der Milchpreis für den Produzenten gesenkt werden 
muß, eine echte Senkung des bäuerlichen Lebens­
standards bedeuten, Der Weg, der vorgeschlagen 
wird, hat seine Licht- und Schattenseiten. Es mögen 
sich weite Kreise an diese abgefettete Milch ge­
wöhnt haben. Natürlich kann man sagen, auch ge­
kaufte Vollmilch läßt sich abfetten. Die Frage liegt 
nicht bei der Milch allein, sondern vor allem bei 
der Butterverwertung. In Österreich haben wir einen 
verhältnismäßig geringen Butterverbrauch, nicht zu­
letzt deshalb, weil sich vielleicht auch auf Grund 
der Mangelzeiten der breite Konsum weitgehend 
anderen Fettstoffen zugewendet hat und weil si­
cherlich auch die medizinische Wissenschaft gewisse 
Schwierigkeiten macht. Ich hoffe, daß diese Lehr­
meinung wieder zur Natur zurückkehrt und sich 
wieder der Butter zuwendet. 

Meine Damen und Herren! Wenn man in Öster­
reich über agrarpolitische Probleme spricht, ver­
weist man sehr gerne auf die Regelung in Schwe­
den. Es wird dabei sehr oft vergessen von der lin­
ken und auch von anderer Seite, daß wir in Öster­
reich, wirtschaftlich gesehen, mit Schweden kaum 
zu vergleichen sind. Dort sind auf weiten Gebieten 
— ich konnte dies selbst während meines vierzehn­
tägigen Aufenthaltes dort sehen — echt,e Kapita­
lien, echte Reserven, ein gewisses Sattsein auf 
weiten Strecken festzustellen. In Schweden, wo ja 
die in den letzten Wochen öfters genannte grün­
rote oder rot-grüne Koalition besteht, ist nach einem 
Bericht einer sozialistischen Zeitung die Milcherzeu-
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gung wesentlich abgesunken, man schreibt von 
2 1% , weil die Schweden sicherlich auch in der Land­
wirtschaft andere Möglichkeiten haben als wir. Ich 
habe nur mit einer gewissen Überraschung und mit 
einer gewissen Bestürzung in diesem Wirtschafts­
bericht gelesen, das Absinken der Milchanlieferung 
war nur deshalb möglich, weil die kleinen land­
wirtschaftlichen'Betriebe in Schweden in den letzten 
Jahrzehnten ausgemerzt wurden. Deshalb warne 
ich vor solchen Vergleichen. Wer Schweden kennt, 
weiß, daß dort ein landwirtschaftlicher Betrieb bei 
ungefähr 20 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche 
beginnt. Wenn wir den schwedischen Schlüssel in 
Österreich anwenden würden, müßten nicht die 
Hälfte, sondern 7 5% der landwirtschaftlichen Be­
triebe ausgemerzt werden. Ich glaube deshalb, daß 
wir diesen Weg, der in Schweden möglich war, nicht 
gehen dürfen und daß wir zur Lösung der Milch­
frage und der damit zusammenhängenden Schwie­
rigkeiten nicht das schwedische Beispiel in Anwen­
dung bringen können. 

Herr Präsident Wurm hat in dankenswerter Weise 
Zahlen und Verhältnisse aufgezeigt, wie sie der 
Arbeitnehmer netto und in der Praxis sieht. Nun, 
ich habe in der letzten Woche von einem Bau­
meister eine Rechnung über Bauarbeiten erhalten, 
der ein höherer Taglohn wie 160 S zugrunde liegt. 
(LR. Maria M a t z n e r : „Die Zuschläge für den 
Baumeister hat nicht die Gewerkschaft abgeschlos­
sen!") Aber diese Zuschläge sind jene Dinge, die 
wir als soziale Sicherheit, als sozialen Fortschritt 
mitzahlen müssen. Es ist bedauerlich, daß hüben 
und drüben der Einzelne immer nur die praktischen, 
Auswirkungen sieht. 

Wenn ich hier sagen darf, wie sich das für den 
einzelnen Landwirt, für den großen, mittleren und 
kleinen darstellt, dann folgendes: Vor dem Krieg, 
im Jahre 1939 konnte der Landwirt tatsächlich mit 
30 Liter Milch einen Handwerkertaglohn bezahlen, 
heute braucht er dazu 110 Liter Milch, das ist das 
vierfache! Vor dem Krieg konnte man mit 5 Kilo 
Lebendgewicht bei Schweinen auch eine Handwer­
kerschicht bezahlen, heute benötigt man dazu bei 
Schweinen je nach Marktlage 16 bis 18 Kilogramm. 
Vor dem Kriege konnte man mit 20 Kilogramm Wei­
zen eine Handwerkerschicht bezahlen, heute benötigt 
man dazu, trotzdem der Weizen in Österreich im 
Verhältnis zum Importweizen teurer ist, 80 Kilo­
gramm. Bei Weizen also das vierfache! So diver­
giert diese Parität, der die Landwirtschaft bei allem 
Fleiß, bei allem Bemühen, bei allem Fortschritt 
nicht gewachsen ist. 

Hohes Haus! Ich kann bestätigen, was der Herr 
Abg. Brandl auf Grund des grünen Berichtes auf­
gezeigt hat, daß in der Steiermark der Durchschnitts­
lohn für einen landwirtschaftlichen Arbeiter 779 S 
pro Monat beträgt. Ich nehme an, daß unser Wirt­
schaftsforschungsinstitut, das bekannlich dem Herrn 
Dr. Nemschak untersteht, das Volkseinkommen rich­
tig schätzt. Ich nehme auch an, daß diese neutrale 
Stelle das landwirtschaftliche Einkommen oder den 
Anteil der Landwirtschaft an diesem Volkseinkom­
men richtig schätzt. Nun, wie sieht das aus? Das 
Volkseinkommen für 1959 war geschätzt mit 95'2 
Milliarden Schilling. Der landwirtschaftliche Anteil 

daran beträgt 12'4 Milliarden, das sind 11 '4%. Man 
rechnet, daß in der Land- und Forstwirtschaft 
154.000 Beschäftigte in Österreich sind. Wenn ich 
jetzt auf Grund dieser 12'4 Milliarden die Lohn­
quote oder Erfolgsquote herausziehe, dann komme 
ich, Herr Abg. Brandl, für einen Beschäftigten in 
der Landwirtschaft — selbständige und unselbstän­
dige zusammengenommen — auf einen Lohnbetrag 
bei 12 Monaten von 671 S monatlich und bei 
14 Monaten auf einen Betrag von 574 S monatlich. 
Diese Zahlen sind nicht aus der Luft gegriffen. 
Wenn Sie sie mir bestreiten, dann beweisen Sie 
damit, daß diejenigen, die Sie zu den sogenannten 
Selbständigen und Besitzenden rechnen, diese Ein­
kommenshöhe nicht einmal im Durchschnitt errei­
chen. 

Hohes Haus! Ich glaube, angesichts dieser Zahlen 
und dieser Gegebenheiten kann man den Weg auch 
nicht mehr nur im Ausgleich suchen. Was Sie, Herr 
Präsident Wurm, gesagt haben, daß man ausglei­
chen müßte, das ist bestimmt richtig, aber bei die­
sen wirtschaftlichen Gegebenheiten kann man die 
Lösung dieses Problems nicht allein der Landwirt­
schaft überlassen. Es ist richtig, daß anläßlich der 
letzten Verhandlungen allgemeine soziale Dinge, 
wie z. B. die Familienförderung, auch der Landwirt­
schaft zugeflossen sind. Es ist aber ebenso richtig, 
daß durch die Erhöhung des Treibstoffpreises — in 
Österreich erfordert der Treibstoff immerhin einen 
Aufwand von rund 700 Millionen Schilling jährlich — 
ein wesentlicher Teil dieser 200 Millionen Schilling 
aufgebracht wird, daß aber die Wiedereinführung 
bzw. Erhöhung des Krisenfonds diese 200 Millionen 
Schilling in relativ kurzer Zeit der Landwirtschaft 
wieder aus der Hand nimmt. Ich darf auch in die­
sem Zusammenhang sagen, nachdem die Einkom­
mensquoten in der Landwirtschaft so gering sind, 
ist es wesentlich und wichtig, daß wir neben den 
allgemeinen Förderungsmaßnahmen, wie Grundzu­
sammenlegungen, Strukturverbesserungen usw. — 
alles Maßnahmen, die auf lange Sicht sicher wichtig 
sind —, hier auch noch ein echtes Nachziehverfah­
ren, eine echte Lohnaufbesserung im Direktverfah­
ren durchführen. Idi glaube und ich sage das mit 
vollem Ernst, man*soll die Landwirtschaft auch in 
der Zukunft nicht noch stärker von der öffentlichen 
Hand abhängig machen. Wir sollen das Schicksal 
der Landwirtschaft— und das ist ja das Schicksal 
der Eigenversorgung — nicht allzusehr mit dem 
Bundesbudget, mit den Stützungsbeträgen verbin­
den. Wir werden so nichts abbauen können. All 
das Gerede, daß dieses oder jenes weggehört, ist 
zwar interessant, aber man muß sich fragen, wer 
zahlt das, was wegkommt? Dann ist es erst interes­
sant. Ich bin deshalb der Meinung, daß man der 
Landwirtschaft im Wege entsprechender Preise ihren 
gerechten Lohn zukommen lassen muß. Ich will da­
mit, bei Gott nicht dem Konsumenten, der seinen 
Verbrauch auch nach denPreisen einrichtet, den Brot­
korb höher hängen, aber ich halte es für schlecht, 
wenn man hier hinsichtlich angebrachter Preise 
grundsätzlich auf einem starren Standpunkt be­
steht. 

Hohes Haus! Es ist bei verschiedenen Reden zum 
Ausdruck gekommen, daß vor allem die Entwässe­
rungen und Meliorationen notwendig sind. Es sind 
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auch Zahlen genannt worden. Ich bin der Auffas­
sung, daß die 20, 30 oder 40%, die der Herr 
Dr. Stephan genannt hat, wirklich sehr niedrig sind. 
Die sind aber aus der Zwangslage geboren, weil 
das Land und der Bund eben nicht mehr Mittel zur 
Verfügung haben. Ich glaube, daß wir hier versu­
chen müssen, diese verbilligten ERP-Kredite der 
Steiermark dienstbar zu machen. Wenn i rgendwo 
ein Vorgriff vertretbar ist, dann ist er nach meiner 
Auffassung auf dem Gebiet dieser gemachten und 
noch notwendigen Bodenverbesserungen vertretbar. 
Ich glaube, wir müssen gerade auf dem Gebiet 
der Entwässerungen, soweit uns die entsprechen­
den Facharbeiter zur Verfügung stehen, auch wenn 
wir gewisse Vorgriffe machen, ein schnelleres 
Tempo einschlagen, denn dazu zwingt uns schon 
allein der Arbeitskräftemangel. Und dies trotz der 
verschiedenen Lohnverträge. Wir wissen ja, daß sie 
zum Teil nicht ganz echt sind, aber daß sie doch 
höher sind, als im Kollektivvertrag steht. Aber es-
ist so, daß die Landwirtschaft, selbst wenn die Ar­
beitskräfte vorhanden wären zu diesen relativ ge­
ringen Lohnsätzen, diese Arbeitskräfte, wenn sie 
die 50-Stunden-Woche einhalten, wie im Gesetz 
vorgeschrieben, sicherlich nicht bezahlen kann. Da­
von kommt ja diese Überbelastung, die unsere 
bäuerliche Familie so schwer bedroht. Sie brauchen 
sich nur die Musterungsergebnisse anschauen. Es 
ist erschütternd, daß die Jugend, Gott sei Dank, 
in den Städten verhältnismäßig gesünder ist als die 
Jugend vom Land, nicht zuletzt deshalb, weil die 
agrarischen Produkte von Kindern und greisen Ar­
beitern erzeugt werden, auch bei uns in Österreich. 
Auf die Dauer gesehen ist das kein schöner Zu­
stand für unser Land. Immer mehr zwingt der Ar­
beitermangel zur Mechanisierung. 

Ich darf nun auf die Ausführungen des Abg. Ed-
linger zurückkommen. Ich bin sehr dankbar dafür, 
daß er gesagt hat, er könne mich im übrigen ganz 
gut leiden, nur ist er mit meinen Maschinenhöfen 
nicht ganz einverstanden. Ich muß Sie in aller 
Freundschaft erinnern, ich habe Ihrer Partei einen 
großen Dienst erwiesen, vor 6 Jahren, als Sie das 
erstemal im Landesbudget diese 100.000 S veran­
kert haben; wir wären für die Landmaschinenhöfe 
zu haben gewesen, aber bei den Gemeinden haben 
wir Sorgen gehabt. Diese 100.000 S sind im Budget 
gewesen, das ich zu verwalten gehabt habe. Es 
wird November, es wird Dezember, es rührt sich 
nichts. Zum Glück höre ich, daß von Fürstenfeld ein 
Ansuchen an die Abteilung gekommen ist. Plötz­
lich kommen die Fürstenfelder daher und ich sage, 
wir haben 100.000 S, die niemand verlangt. Und 
dann ist hier im Landtag die Anfrage gestellt wor­
den: Herr Landesrat, wollen Sie die 100.000 S nicht 
bestimmungsgemäß verwenden? Da mußte ich sa­
gen, ich habe sie schon verwendet. Und seither 
haben wir diese Mittel immer wieder wie damals 
schließlich und endlich in der Regierungssitzung auf­
geteilt. Und ich lasse es mir immer angelegen sein, 
sie nicht ferial aufzuteilen, sondern wenn alle Herren 
da sind. Herr Kollege, ich muß Ihnen eines sagen: 
wir haben uns auf den Standpunkt gestellt, daß man 
bei 100.000 S im Budget nur Maschinen bezuschus-
sen kann und nicht Häuser. Und daß in Fürsten­
feld kein echter Maschinenhof ist, stimmt auch nicht. 

Sie haben nicht nur einen Traktor, sie haben schon 
einen dritten Traktor, den sie für den Wald be­
nutzen, sie haben 2 Mähdrescher und auch alle 
übrigen landwirtschaftlichen Geräte. Ich glaube, 
daß es einer der größten Maschinenhöfe der Steier­
mark ist. Es ist auch ein ständiges Personal vor­
handen. Ich sage ganz offen, so arm diese Stadt 
wirtschaftlich ist — weil sie keine Waldungen 
hat —, bringt sie den Maschinenhof noch unter. 
Einer kleinen Gemeinde wäre das nicht ohne wei­
teres möglich. Ich darf Ihnen sagen, daß wir alle 
vorliegenden Ansuchen überprüft haben und daß 
wir vor allem heuer darauf bestanden haben, daß 
sie uns nicht nur Ansuchen schicken, sondern daß 
sie uns auch den Nachweis bringen, daß sie wirk^ 
lieh gekauft haben. (Verschiedene Zwischenrufe.) 
( P r ä s i d e n t : „Das Wort hat Herr Landesrat 
Prirsch. Bitte, keine Zwiegespräche zu führen.") 

Hohes Haus! Es ist hier, ich glaube auch von dem 
Abg. Brandl, e rwähnt worden, daß vor allem die 
Kammern für Land- und Forstwirtschaft und die 
Landarbeiterkammer nach seiner Auffassung für 
den Personalaufwand zu viel tun. Wir haben uns 
mit dieser Frage mehrmals beschäftigt, da wir Prü­
fungsorgan sind. Ich muß sagen, daß vor allem 
die Landarbeiterkammer sich wirklich bemüht hat 
wie vielleicht keine andere Einrichtung in Öster­
reich, ihren Personalstand den neuen Gegebenhei­
ten anzupassen. Es waren das nicht ganz leichte 
Maßnahmen, die der Präsident Brandl zu treffen 
hatte. Wenn es i rgendwie gerechtfertigt ist, daß das 
Land verschiedene Personalkostenzuschüsse gibt, 
dann wirklich bei der Landarbeiterkammer! Wenn 
Sie grundsätzlich anderer Meinung sind und wenn 
Sie die Landarbeiterkammer mit der Arbeiterkam­
mer vergleichen, dann glaube ich, ist das nicht rich­
tig. Bei der Arbeiterkammer sind immer mehr Kam­
merzugehörige, immer bessere Löhne, immer höhere 
Einnahmen zu verzeichnen, doch — ich habe das zwar 
nicht zu prüfen — habe ich noch nie gehört, daß dort 
mehr gespart wird als anderswo. 

Hinsichtlich der Landwirtschaftskammer dürfen 
wir nicht übersehen, daß sie vom Land übertragene 
Aufgaben durchführt, also Pfichtaufgaben des Lan­
des, sowohl im Pflanzenbau, in der Tierzucht, zum 
Teil in der Berufsausbildung wie auch auf verschie­
denen anderen Gebieten. Es haben der Herr Abg. 
Edlinger und auch mehrere andere Herren auf un­
serer Seite mit Recht auf die Notwendigkeit der 
Grenzlandförderung und der Förderung der Auf­
baugebiete hingewiesen. Ja, Herr Abg. Brandl, das 
kostet alles Personal, denn die Aufgaben und die 
Förderungsaufgaben der Landwirtschaftskammer 
können nur so durchgeführt werden, daß geeignete 
Fachkräfte diese Aufklärungsarbeit und diese ihr 
vom Land übertragenen Aufgaben leisten. Ich habe 
den Eindruck, daß das Land mit diesem Personal­
kostenzuschuß verhältnismäßig billig davon kommt, 
denn, ich weiß nicht, ob es nicht mehr kosten würde, 
wenn das Land diese Aufgaben selbst durchführen 
würde. Leider ist heute der Herr Präsident Wall­
ner der Landwirtschaftskammer nicht hier, er hä t te 
sicherlich in einem umfassenden Agrarreferat 
manche Dinge aufgeklärt. Vor allem hätte er seine 
Kammer mit Recht gegen jegliche falsche Auffas­
sung und Meinung in Schutz genommen. 
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Hohes Haus! Wir haben eine Post im Budget, die 
schon öfter zu gewissem Rätselraten Anlaß gege­
ben hat, und auch heuer hat der Vertreter der SPÖ 
im Finanzausschuß mit vollem Recht Aufklärung 
verlangt, was mit der Post „verschiedene Förde­
rungsmaßnahmen" geschieht. Ich konnte ihm dort 
sagen, daß wirklich verschiedenes Notwendiges da­
mit geschehen i s t Hier unter dieser Post läuft auch 
eine ganz neue Aktion, ein neues Werk, nämlich 
die Schaffung von sogenannten Familienhelferin­
nen. Es haben sich heuer 35 Frauen dieser Aufgabe 
unterzogen und wir hoffen, dazu möge auch die 
Erhöhung dienen, daß es uns nächstes Jahr gelingt, 
diese Zahl auf 50—60 zu erhöhen. Diese Helferin­
nen sollen nicht nur ausschließlich der ländlichen 
Familie, besonders der Bäuerin, wenn sie im Wo­
chenbett ist, zur Verfügung stehen. Die Landesre­
gierung, die Landesbauernkammer und die Caritas 
haben nach meiner Auffassung hier ein wirklich 
gutes, soziales und menschliches Werk geschaffen, 
und ich hoffe nur, daß es uns gelingt, für diese 
Maßnahme immer wieder die notwendigen Mittel 
aufzubringen. 

Zum Landwirtschaftsgesetz noch ganz kurz ein 
paar Worte . Wir erwarten von diesem doch gewisse 
Auswirkungen. 500 Millionen Schilling sind gefor­
dert worden, es sind aber nur 200 Millionen Schil­
ling geblieben. Ich darf mit allem Nachdruck fest­
stellen: wenn es auf uns angekommen wäre, hät­
ten wir auf das Landwirtschaftsgesetz nicht 8 Jahre 
warten müssen. Es is.t ja auch in 2 Regierungser­
klärungen schon lange verankert gewesen. Seit 
mindestens 5 bis 6 Jahren war der Wille zur Schaf­
fung des Landwirtschaftsgesetzes eindeutig und 
klar. (Abg. W u r m : „Der Wirtschaftsbund war 
dagegen.") Der Widerstand auf Ihrer Seite war be­
deutend maßgebender als der des Wirtschaftsbun­
des. Das wissen Sie. Ich zitiere die sozialistische 
Korrespondenz. Der Herr Minister Helmer hat dort 
vor 5 J ah ren gesagt: „Das Landwirtschaftsgesetz in 
Österreich wird nie Wirklichkeit werden." (Zwi­
schenruf bei SPÖ: „Nein!") Bitte, lesen Sie es selbst. 
Der Widers tand gegen das Landwirtschaftsgesetz ist 
bei Ihnen gelegen, lassen Sie das doch gelten. (Abg. 
B a m m e r : „Viele Wirtschaftsbündler sind ge­
kommen und haben gesagt, da müßt ihr dagegen 
sein!")- Herr Abg. Bammer, seit wann hören Sie 
den so eifrig auf die Wirtschaftsbündler? Wir hät­
ten manches auf verschiedenen Gebieten vielleicht 
schon erreicht, wenn dieses Landwirtschaftsgesetz 
schon früher Wirklichkeit geworden wäre . Ich habe 
schon gesagt, daß wir keine Freude haben, daß die 
Landwirtschaft vom Staat und vom Staatsbudget 
immer mehr und mehr in Abhängigkeit gerät und 
dadurch in das Spiel der politischen Kräfte weit­
gehend hineingezogen wird. Man hört immer wie­
der, die Landwirtschaft ist subventionsbedürftig. 
Das stimmt, aber nicht nur bei uns, nicht nur in 
Europa, sondern überall dort trifft das zu, auch in 
der freien Welt, wo man nicht mit Sklaven arbei­
tet und wo man agrarische Produkte schafft. Ich 
habe mir eine seriöse Zeitschrift aus Deutschland 
zurechtgelegt, die die Agrarsubventionen in ver­
schiedenen Ländern berechnet hat. 

In den USA beträgt die Subventionierung der 
Landwirtschaft, auf den Kopf der Bevölkerung um­
gerechnet, 100 DM. Ich sage nur die runden Zahlen. 

pro Kopf der Bevölkerung 
In Holland 78 DM 
in Norwegen 72 DM 
in Großbritannien . . . . 58 DM 
in der Bundesrepublik . . 52 DM 
in Frankreich 42 DM 
in der Schweiz 45 DM 
und in Österreich 32 DM 

Und nun die Subventionen pro Kopf der in der 
Landwirtschaft Beschäftigten. Da ist England an der 
Spitze, und zwar für die in der Landwirtschaft Be­
schäftigten 2955 DM 
in den Vereinigten Staaten . . . . . . 2358 DM 
in Holland 1309 DM 
in der Bundesrepublik 751 DM 
in der Schweiz und in Norwegen . . . 517 DM 
in Frankreich (und trotzdem gab es eine 

Bauernrevolution!) 403 DM 
und in Österreich . 258 DM 

Ich glaube, es braucht sich niemand sorgen, daß 
Österreich seine Landwirtschaft allzusehr verwöhnt. 
Dadurch komme ich auf die Ausführungen des 
Herrn Präsidenten Wurm zurück. So ist es mög­
lich, daß Amerika an die Grenze unseres Landes 
den Weizen mit S 1'90 stellt! Ich glaube, daß uns 
diese und auch manche andere wirtschaftliche Zah­
len wirklich zur Erkenntnis bringen müssen: wir 
müssen unserer Landwirtschaft nicht nur mehr Sub­
ventionen gewähren, wir müssen sie nicht nur mehr 
stützen, wir müssen ihr auch mehr Verständnis ent­
gegenbringen. Ich kann mir nicht vorstellen, daß 
man auf die Dauer gesehen wohl den 80%, nicht 
aber schließlich und endlich auch den 20% in der 
Landwirtschaft Tätigen ein der Zeit und dem Fort­
schritt, dem wirtschaftlichen und sozialen Fort­
schritt angemessenes Einkommen gewährt. Es ist 
vieles nachzuholen, vieles zu tun. Ich gebe ruhig 
zu, daß die Entflechtung manches durch die Zeit 
bedingten Problems nicht leicht ist. Ich gebe auch 
ruhig zu, daß vielleicht Kurzsichtigkeit, einseitige 
Propaganda es den sogenannten Konsumorganisa­
tionen und politischen Richtungen nicht allzuleicht 
machen wird, den Notwendigkeiten der österreichi­
schen Agrarwirtschaft Rechnung zu tragen. Es wird 
Zeit, Versäumnisse bald nachzuholen, ansonsten 
werden wir mehr Autos haben, längere Ferien und 
Urlaubsreisen, aber wir werden niemand mehr ha­
ben, der unsere Felder bebaut und unsere Wälder 
hegt. (Allgemein sehr lebhafter Beifall.) 

Präsident: Da keine weitere Wortmeldung vor­
liegt, erteile ich dem Herrn Berichterstatter das 
Schlußwort. 

Brichterstatter Abg. Ertl: Hohes Haus! Zum Ab­
schluß' der Gruppe 7 darf ich den Mitgliedern des 
Hohen Hauses empfehlen, den Ansätzen des Vor­
anschlages und auch den Zusatzanträgen der Steier-
märkischen Landesregierung, die im Finanzausschuß 
einstimmig beschlossen wurden, auch hier ihre Zu­
stimmung zu geben. 



52. Sitzung des Steierm. Landtages,. IV. Periode. — 15., 16. und 17. Dezember i960. 1149 

Präsident: Wir schreiten zur Abstimmung. Ich er­
suche die Abgeordneten, die mit der Gruppe 7 und 
den vom Finanzausschuß beantragten Abänderungen 
e inverstanden sind, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) 

Die Gruppe 7 ist angenommen. 

Wir kommen zur 

G r u p p e 8 : 

„Wirtschafliche Unternehmen und Beteiligungen." 

Berichterstatter ist Abg. Oswald E b n e r . Ich 
erteile ihm das Wort . 

Berichterstatter Oswald Ebner: Hohes Haus! Die 
Gruppe 8 beinhaltet die wirtschaftlichen Unterneh­
men und Beteiligungen. Es sind Ausgaben von 
42,795.600 S, das sind um 3,515.300 S weniger als 
im Vorjahr. Das ist darauf zurückzuführen, daß die 
Ausgaben für die landwirtschaftlichen Betriebe sich 
um rund eine Million ermäßigten, aber auch die 
Ausgaben für die Landesbahn um rund 2 Millionen. 
Dem gegenüber sind die Einnahmen der Landwirt­
schaftsbetriebe um rund eine halbe Million ge­
stigen. Ich empfehle dem Hohen Haus, den Antrag 
anzunehmen. 

Präsident: Da keine weitere Wortmeldung vor­
liegt, schreiten wir zur Abstimmung. Ich ersuche 
die Abgeordneten, die der Gruppe 8 die Zustim­
mung geben, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 8 ist angenommen. 

Wir kommen zur 

G r u p p e 9 : 

„Finanz- und Vermögensverwaltung." 

Berichterstatter ist Abg. B a m m e r. Ich erteile 
ihm das Wort . 

Berichterstatter Abg. Bammer: Namens des Fi­
nanzausschusses ersuche ich das Hohe Haus, den 
Ansätzen der Gruppe 9 sowie den vom Finanzaus­
schuß beantragten Abänderungen die Zustimmung 
zu geben. 

Präsident: Da keine wei tere Wortmeldung vor­
liegt, schreiten wir zur Abstimmung. Ich ersuche 
die Abgeordneten, die der Gruppe 9 die Zustim­
mung geben, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Die Gruppe 9 ist angenommen. 

Damit ist der ordentliche Voranschlag erledigt. 
Wir kommen zum 

Außerordentlichen Voranschlag. 

Berichterstatter ist Abg. W u r m . Ich erteile ihm 
das Wort . 

Berichterstatter Abg. Wurm: Hohes Haus! Im 
außerordentlichen Voranschlag für das Jahr 1961 
sind insgesamt Einnahmen von 56,705.300 S vor­
gesehen und Ausgaben von 120,473.000 S. Infolge­
dessen ein Abgang von 63,767.700 S. In den ein­
zelnen Gruppen verteilen sich die Einnahmen und 
Ausgaben wie folgt: 

Gruppe 0 Ausgaben 7,690.000 bedeckt 90.000 S 
Gruppe 2 „ 10.350.000 „ 6,850.000 S 
Gruppe 3 „ 15,170.000 „ 10,680.000 S 
Gruppe 4 „ 11,400.000 „ 3,200.000 S 
Gruppe 5 „ 55,170.000 „ 26,770.000 S 
Gruppe 6 „ — „ — 
Gruppe 7 „ 7,511.000 „ 2,311.000 S 
Gruppe 8 „ 1,900.000 „ 1,900.000 S 
Gruppe 9 „ 11,282.000 „ 2,904.300 S 

Der Finanzausschuß hat sich mit dem a.-o. Lan­
desvoranschlag beschäftigt. In seinem Namen bitte 
ich das Hohe Haus um die Annahme. 

Präsident: Das Wort hat Landesrat DDr. B 1 a z i -
z e k . 

LR. DDr. Schachner-Blazizek: Hohes Haus! Mit 
der Beratung des a.-o. Landesvoranschlages geht 
die Debatte ihrem Ende entgegen. Einer Übung 
entsprechend habe ich nochmals das Wort erbeten, 
um als Finanzreferent abschließend Stellung zu neh­
men. Die Debatte hat ein äußerst anschauliches, 
manchmal e twas har t gezeichnetes, manchmal nach 
oben oder unten übertriebenes, manchmal vielleicht 
ein viel zu kraß, manchmal wieder ein zu zart ge­
maltes Bild dessen gegeben, was sich vom Leben 
unseres Landes hier niedergeschlagen hat. Und ich 
bin dem Hohen Haus dankbar für dieses Bild. 

Ich habe die Debatte, soweit mir das möglich war, 
gewissenhaft verfolgt, und das Finanzreferat wird, 
von wem immer es geführt wird, die Darlegungen 
beachten und, soweit es möglich und vertretbar 
erscheint, auch berücksichtigen. Aber ich betone, 
meine Damen und Herren: soweit möglich und ver­
tretbar! Das heißt also, soweit die Mittel reichen 
und soweit eine gerechte Verteilung der vorhan­
denen Mittel die Berücksichtigung der einzelnen 
Wünsche und Anregungen gestattet. Ich bin dem 
Hohen Haus und dem Finanzausschuß dankbar für 
die zum größten Teil schon erfolgte und zum Teil 
noch bevorstehende Annahme des Budgets. Diese 
Dankbarkeit mag vielleicht einige Damen und Her­
ren wundern. Diejenigen nämlich, die die Funktion 
des Finanzreferenten darauf beschränken, daß er 
die Ehre hat, das von der Regierungsmehrheit er­
stellte Budget ver treten zu dürfen. Ich werde mich 
aber deswegen nicht dazu verleiten lassen, die Auf­
gaben und die Stellung des Finanzreferenten hier 
zu erörtern. Sie sind in Wirklichkeit jedem von 
Ihnen bekannt und nicht nur Ihnen, sondern auch 
der Bevölkerung. Dafür sorgen Sie schon selbst. 
Denn es ist nicht so, wie der Herr Abg. Wegar t 
gemeint hat, daß niemand dem Finanzreferat For­
derungen auf den Tisch knallt und daß, wenn diese 
abgelehnt werden müssen, niemand hinausgeht und 
das Referat für die Ablehnung verantwortlich macht. 
Ich könnte Ihnen da ungezählte Beispiele für das 
Gegenteil anführen. 

Aber ich führe nicht Beschwerde darüber. Das ist 
eben die Rolle und das Los eines Finanzreferenten. 
Das, und immerhin die Aufgabe, den Haushalt in 
Ordnung zu halten, die wirtschaftlichen, finanziellen 
und rechtlichen Angelegenheiten des Landes zu 
führen und den Voranschlag in Zusammenarbeit 
mit den dafür eingesetzten Beamten zu erstellen 
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und zu entwerfen. Und daß ich mich dabei auf her­
vorragende Beamte stützen konnte, dafür bin ich 
wirklich sehr dankbar. Daß die Regierung den Ent­
wurf des ordentlichen Budgets, den ich ihr vorge­
legt habe, nur in 39 Posten auf der Ausgabenseite 
und in 6 Posten auf der Einnahmenseite des Bud­
gets geändert hat, daß die Regierung den ordent­
lichen Voranschlag in der Summe nur um 1,875.000 S 
gegenüber dem Entwurf geändert hat, widerlegt 
nicht im geringsten das, was ich sagte. Denn erstens 
habe ich an diesen Änderungen selbst mitgewirkt 
wie jedes andere Regierungsmitglied, zweitens gibt 
es kein Budget auf der ganzen Welt, das ohne jede 
Änderung angenommen wird, und drittens wird es 
wahrscheinlich nur wenige Budgetentwürfe geben, 
die nicht m e h r veränder t wurden als der, den 
ich der Regierung vorzulegen die Ehre hatte. 

Auch im a.-o. Voranschlag haben wir einen Ab­
gang von 63 Millionen Schilling veranschlagt. Das 
ist die maßgebendste Ziffer des a.-o. Voranschlages. 
Und es ist bei dem schon im Entwurf veranschlag­
ten Abgang geblieben. Dafür bin ich der Regierung 
dankbar und, meine Damen und Herren, ich bin 
auch dem Hohen Landtag dankbar, daß die Regie­
rungsvorlage über das ordentliche Budget schon 
angenommen wurde. 

Freilich, meine Damen und Herren, wird in der 
Budgetdebatte im weiten Rahmen nicht nur zum 
Landes-Budget, sondern vor allem auch zu den Fra­
gen der Bundes- und allgemeinen Politik Stellung 
genommen. Wenn ich dazu vom Standpunkt meiner 
Fraktion etwas sagen darf, dann stelle ich fest: Un­
ser Österreich ha t nach seiner Wiedergeburt in den 
seither vergangenen 15 Jahren eine gute und am 
Anfang gar nicht vorstel lbare Entwicklung genom­
men. Diese gute Entwicklung wäre ohne Zusammen­
arbeit nicht denkbar gewesen. Wir weisen voll Ge­
nugtuung auf diese Ergebnisse dieser Zusammen­
arbeit im Land und im Staat hin. 

Die Form, die sich für diese Zusammenarbeit her­
auskristallisiert hat, wird heute kritisiert. Das mag, 
meine Damen und Herren, eines jeden gutes Recht 
sein und gibt keinen Anlaß zu irgendwelcher Be­
sorgnis, denn die Form ist nur zweitrangig. Nie­
mand könnte bestreiten, daß nicht auch in der form­
vollendetsten parlamentarischen Demokratie sich 
aus den politischen Parteien die führenden Persön­
lichkeiten entwickeln und daß diese sich auf der 
ganzen Welt zusammensetzen müssen, um das zu 
beraten, was zu tun ist. Wenn das in Österreich 
zu einer festen Form geworden ist, so ändert das 
unserer Auffassung nichts an dem Wesen der von 
der Volksmeinung kontrollierten Demokratie, de­
ren Recht vom Volke ausgeht. Ich habe kein Be­
denken, wenn Nationalratsausschüsse und Fachex­
perten, wie dies der Plan des Bundesobmannes der 
ÖVP vorsieht, vorbereitend und vorberatend im 
Bereich der Aufgaben des Koalitionsausschusses 
herangezogen werden sollen. Mir ist nur nicht ganz 
klar, was die gestrige „Tagespost" veranlaßte, das 
als etwas ganz Neues hinzustellen. Dieser Vorgang 
wurde doch auch bisher schon geübt. Ich erinnere 
Sie nur an die Vorberei tung des Landwirtschafts­
gesetzes, an die Vorbereitung der Rentenreform, 
an das Mutterschutzgesetz und an die familienpoli­

tischen Maßnahmen, und ich verweise dabei auch 
auf die Ausarbeitung des Schulgesetzes. Wenn das 
in Hinkunft noch s tärker als bisher ausgebaut wer­
den soll, so haben zumindest wir, soweit wir das 
von der Landesebene her überhaupt richtig beur­
teilen können, nicht das mindeste dagegen einzu­
wenden. 

Auch die theoretischen Erörterungen darüber, 
meine Damen und Herren, ob es nicht zweckmäßig 
wäre, das System der Regierungsbildung, wie es 
in den meisten Bundesländern üblich ist, auf die 
Bundesebene zu übertragen, lassen wir ohne wei­
teres als theoretische Erörterung gelten. (LR. 
P r i r s c h : „Theoretisch!") Oh ja, Herr Kollege, 
eine theoretische Erörterung muß jede Möglichkeit 
erwägen. Dadurch würde sich ja bei der heutigen 
Zusammensetzung des Parlaments überhaupt nichts 
in der Zusammensetzung der derzeitigen Bundes­
regierung ändern. (Abg. Dr. K a a n : „Aber in der 
Beschlußfassung.") (Abg. DDr. H u e b e r : „Nur 
nicht das Parlament entscheiden lassen!") Es würde 
sich daran nichts ändern. Wir reden ganz theo­
retisch. Ich halte das Ganze zunächst für e ine der 
vielen Auseinandersetzungen, die es über mögliche 
Verfassungsänderungen gibt. (Abg. DDr. H u e b e r : 
„Man soll doch die österreichische Verfassung an­
wenden und nicht über Änderungen reden!") Es 
wird aber von dieser Verfassungsänderung geredet, 
und ich habe das Recht, zu diesen Reden Stellung 
zu nehmen. Ich habe das Recht festzustellen, daß 
es in der heutigen Bundesverfassung keine Mög­
lichkeit gibt, die Regierungsbildung der Länder auf 
den Bund zu übertragen und daß das nach der heu­
tigen Bundesverfassung außerdem mit gewissen 
Verfassungsgrundsätzen, wie der Ministerverant-
wortlichkeit und dem Ressortsystem nicht ohne wei­
teres vereinbar wäre. Wenn aber, meine Damen 
und Herren, die Erörterung und die Kritik am Be­
stehenden darauf hinauslaufen, daß nicht bloß die 
Form, sondern auch der Inhalt einem neuen Kon­
zept folgen sollen, dann müssen Sie uns zugestehen, 
daß wir dazu Stellung nehmen. Und wenn uns die­
ses Konzept in seinen Auswirkungen nicht nur be­
kannt, sondern auch deshalb, weil es uns bekannt 
ist, gefährlich erscheint, dann haben wir das Recht 
und nicht nur das Recht, sondern auch die absolute 
Pflicht, dazu Stellung zu nehmen. Dann soll man 
nicht versuchen, uns niederzuschreien, sondern dann 
hat jeder echte Demokrat die Pflicht, uns ebenso an­
zuhören, wie wir die anderen anhören, und dann 
haben wir Ihnen mit aller Deutlichkeit zu sagen, 
daß wir einem solchen Konzept nicht folgen wür­
den, und daß wir davon überzeugt sind, daß mit 
uns auch der weitaus überwiegende Teil der ganzen 
Bevölkerung nicht folgen würde. Dann müssen wir 
Ihnen, glaube ich, mit aller Deutlichkeit sagen, daß 
wir Sozialisten im Bewußtsein unserer Mitverant­
wortung für den Staat und für das Volk uns zur 
Zusammenarbeit, zu einer fruchtbaren Zusammen­
arbeit . . . (LH. K r a i n e r : „Ausgezeichnet!") 
. . . bekennen, die sich bis jetzt als fruchtbar und 
segensreich erwiesen hat und die unserer Über­
zeugung nach auch in Zukunft fruchtbar und se­
gensreich für alle Bevölkerungskreise gestaltet 
werden kann 
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Meine Damen und Herren! Das ist zugleich unser 
Wunsch, den wir mit allen anderen guten Wün­
schen für unser Land, dem Budget, dem Landes­
budget 1961 auf den Weg in das neue Jahr mit­
geben. (Starker Beifall bei SPÖ.) 

Landeshauptmann Krainer: Ich darf mich den Wün­
schen, die der Herr Landesfinanzreferent dem Land 
gegenüber und auch seiner Bevölkerung ausgespro­
chen hat, nicht nur anschließen, sondern darf als 
Landeshauptmann aus voller Überzeugung sagen: 
Es ist bedauerlich, daß im Landtag immer wieder 
Gegensätze aufscheinen, die leider ihre Ursache in 
einer nicht bewält igten Vergangenheit haben, Ge­
gensätze, die immer wieder und nicht nur 1960 auf­
scheinen; es wäre daher der sehnlichste und hei­
ßeste Wunsch weitaus der Mehrheit der steirischen 
Bevölkerung, daß über diese nicht bewältigte Ver­
gangenheit l ieber nicht mehr gesprochen wird, vor 
allem deshalb nicht, weil sie immer eigenwillige 
politische Akzente aufweist. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie glauben, 
sagen zu müssen, Sie hätten allein die Verantwort­
lichkeit in sich verspürt, das Wor t der Zusammen­
arbeit zu reden, dann glaube ich, wäre das über­
trieben. Daß unser Wille zur Zusammenarbeit mit 
allen Parteien nicht nur in diesem Hause seit 15 
Jahren praktiziert wurde, sondern daß dieser Wille 
vorhanden.ist, könnte nur jemand, der die Dinge bös­
willig betrachtet oder die Kritik gegen eine un­
fruchtbare Zusammenarbeit sozusagen verwischen 
will, meinen. Meine Damen und Herren! Welche 
Form der Demokratie immer es ist oder in welchem 
Staat auch eine solche Form anders aussehen mag 
Wie in Österreich, zuerst glaube ich, ist entschei­
dend, daß die demokratische Gesinnung überhaupt 
— und diese findet sich auch in jenen Ländern, wo 
es sogenannte Mehrheitsdemokratien gibt —• die 
Voraussetzung ist, um eine Demokratie vorzuleben 
O'der sie lebendig zu erhalten. (Zustimmung bei 
ÖVP.) Es sind ja Wahlen vor der Türe und man 
hat einen Wahlschlager liefern wollen. Der eine 
sagt schwarzer Tiger, schwarzes Schaf, rote Katze 
(Heiterkeit); solche Tiere werden erfunden, um ge­
gen diese Tiere zu Feld zu ziehen. Es ist i rgend­
wie bezeichnend, daß wir über die demokratische 
Form nicht mehr sprechen dürfen, ohne daß dann 
sofort gesagt wird, es sei die Zusammenarbeit in 
Gefahr. Meine Damen und Herren, ich glaube, eines 
der wesentlichsten Dinge für unsere ganze weitere 
demokratische Entwicklung liegt darin, daß wir uns 
nichts einbilden. Wir werden der Jugend niemals 
die Demokratie schmackhaft machen, wenn sie das 
Gefühl hat, daß alles, was rundherum um den Kern 
der Regierungsarbeit liegt, zwar Demokratie heißt, 
aber niemals in Erscheinung tritt. (Zwischenruf: 
„Die reinste Kernspaltung!'1) 

Bitte, ich glaube, das ist wirklich ein sehr ernstes 
Problem. Weil Sie auf meinen Vortrag anspielen, 
d en ich gehalten habe, muß ich Sie fragen, was 
würden Sie denn sagen, wenn ich diesen Vortrag 
nicht gehalten hätte? (Heiterkeit.) Ich glaube, daß 
gerade in diesem Vortrag alle Möglichkeiten auf­
gezählt waren über den Spielraum der Demokratie 
in den verschiedenen Ländern und auch der Mehr­

heitsdemokratie in England. (LR. P r i r s c h : „Er 
macht Ihnen jetzt wirklich Kopfzerbrechen!") 

Bei Ihnen, meine Herren Sozialisten und bei 
Ihrer Taktik ist es eine Todsünde, wenn man über 
diese Dinge spricht. Bei uns ist es dort und da 
nur eine läßliche Sünde, das ist reine Ansichtssache, 
aber ich muß es ganz entschieden zurückweisen, wenn 
jemand behauptet, daß ich mich gegen eine e c h t e 
Zusammenarbeit der Parteien ausgesprochen hätte. 
(Abg. DDr. H u e b e r : „Sie werden sich schon zu­
sammenreden!") Ich müßte ja nicht ein Kind dieses 
Jahrhunderts sein. Und wenn Sie dauernd das J ah r 
1934 oder die Zeit ab 1936 und ihr System mit 
der heutigen Zeit verbinden und vergleichen, dann 
muß ich Ihnen sagen, zu jener Zeit habe ich vielen 
Notleidenden geholfen, Leuten, die verfolgt wurden, 
weil sie I h r e r Partei angehört haben. Mir als 
einem extremen Rechten die Verfolgung der Ar­
beiterklasse vorzuwerfen, ist Ihr gutes Recht, aber 
das Urteil darüber überlasse ich lieber den Hunder­
ten von Menschen, denen zu helfen ich in j ener Zeit 
— und ich danke Gott dafür — Gelegenheit hat te. Ich 
habe das System ja nicht erfunden. Ich war auch 
in der Zeit des Systems immer ein Demokrat, das 
kann ich beweisen. (Zwischenruf: „Siehe Justiz­
kanzler!") Wie empfindlich Sie doch sind! Schauen 
Sie die Verfassungen der Nordstaaten an, da gibt 
es überall einen Justizkanzler. (Abg. H o f m a n n : 
„Aber auch anständige Monarchien!") Finnland ist 
keine Monarchie, ist kein Königreich und dort ist 
auch ein Justizkanzler. Der Name paßt zwar für 
unsere Verhältnisse nicht, aber die Einrichtung ist 
rein nach der Verfassung und ist vernünftig. Dieser 
sogenannte Generalstaatsanwalt in Norwegen z. B. 
dürfte auch keine andere Aufgabe haben und keine 
anderen Rechte als die, aufzudecken, wenn irgend­
wo etwas geschieht, was die Parteien nicht aufdek-
ken wollen. Bitte, ich kenne die Praxis nicht. 

Aber warum, meine Herren, immer solche Emp­
findlichkeiten, wenn man über Demokratie spricht? 
Die Demokratie ist das Um und Auf. Ich habe 
Ihnen außerdem nie abgesprochen, daß Sie auch von 
dieser Mehrheit Gebrauch machen können. Ich gehe 
jede Wet te ein, daß Sie, wenn Sie die Mandats­
mehrheit haben, nicht einen Augenblick zögern 
würden, von dieser Mehrheit Gebrauch zu machen. 
(Zustimmung bei ÖVP, Gegenrufe bei SPÖ.) Ich 
berufe mich dabei auf Äußerungen führender Sozia­
listen. (1. Landeshauptmannstellvertreter a. D. 
H o r v a t e k : „Auch hier in der Steiermark?") Nein, 
hier nicht! Soweit geht die Demokratie der Sozia­
listen wieder nicht. Von Euch hört man in Wien 
überhaupt nichts. 

Ich möchte die Debatte im Landtag damit schlie­
ßen, daß ich erkläre, für jeden vernünftigen Men­
schen, der einige Jahrzehnte Tätigkeit im Wirt­
schaftsleben aufzuweisen hat, der ständige Berüh­
rung mit dem politischen Gegner hat und im Ge­
triebe der politischen Auseinandersetzungen steht, 
gibt es, wenn er nicht ein Narr ist — letzten En­
des habe ich auch eine Weltanschauung •—, ja gar 
nichts anderes als den Weg der Zusammenarbeit. 
Aber wenn die Zusammenarbeit nur mehr ein 
Schlagwort ist (LR. DDr. S c h a c h n e r - B l a z i -
z e k : „Ist es ja nicht!"), dann will ich dieses Schlag-

12* 
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wort nicht gebrauchen. In den letzten Tagen sind die 
Dinge ja flüssiger geworden. Das Spannungsfeld ver­
legte sich auf die Vertei lung des Sozialproduktes. Das 
spielt sich auch auf mehreren Ebenen ab. Zwischen 
den Sozialpartnern und natürlich auch zwischen den 
Parteien, um die Möglichkeiten der Staatseinnah­
men auch für den sozialen Ausgleich zu verwenden. 
Das ist das höchste Lob, das ich den Gewerkschaf­
ten ausstellen kann. Sie springen dort und da ein­
mal auf die Seite, sogar gegen den Willen ihrer 
eigenen höheren Gewerkschaftsführer. (Abg. B a m ­
m e r : „Wer nicht?!") (Heiterkeit.) Aber auf dem 
Sektor hat sich eine an und für sich sehr vernünf­
tige Auseinandersetzung über die Verteilung des 
Sozialproduktes abgespielt. Es kann niemand be­
haupten, daß der Sozialpartner Arbeitgeber, wenn 
er kann, wenn er in die Preise ausweichen kann, 
nicht bereit ist, den Arbeitenden den Teil, der ihnen 
gebührt, zu geben. Aber wenn die Auseinanderset­
zungen auf Seite des Staates anläßlich des Staats­
budgets in der Form geführt werden, daß Forde­
rungen erhoben werden, die nicht erfüllbar sind, 
dann wird auch niemand behaupten, daß die Herren 
der Regierung auf Ihrer Seite, also die sozialisti­
schen Mitglieder, nicht genau Bescheid wüßten um 
die Möglichkeiten des Staatsbudgets und daß sie 
die Forderungen trotzdem erheben, ist ein Zeichen, 
daß sie das nur tun, um einmal der ÖVP wieder 
eines auszuwischen, . . . (1. LHSt. Fritz M a t z ­
n e r : „Keine Spur!") . . . um sagen zu können: 
„Wir würden euch ja gern alles geben, aber die 
böse ÖVP will nicht." Man versucht so, die ÖVP 
an die Wand zu spielen, um sie politisch zu über­
runden, um an die Macht zu gelangen, und gegen 
so ein System muß man sich stellen, und zwar nicht 
nur taktisch, sondern auch grundsätzlich. 

Wenn man diese Fragen in Wien nicht in der Zei­
tung und in Vorträgen, sondern mit k laren Wor ten 
am grünen Tisch verhandeln würde, dann würden 
die Dinge ganz anders aussehen. Ich bin überzeugt, 
daß dann auch Ihre Kollegen einsehen müßten, daß 
wir Wähler haben und daß Sie Wähler haben und 
daß man dann zum Beispiel nicht das Landwirt­
schaftsgesetz vier Jahre lang blockieren oder an­
dere Pläne blockieren darf oder eine Menge Akten 
überhaupt nicht weitergibt usw. usw. Daß hier aber 
tiefgreifende Unzufriedenheit herrscht bei Ihnen, 
aber noch mehr bei uns, wird verständlich. Man 
kann in einem solchen Fall auch nicht sagen, wir 
können nichts machen, die Sozialisten sind schuld, 
sie sind gegen diese Demokratie. Das wäre unrich­
tig und unwahr. Man hät te einen anderen Weg, 
wenn das heutige System nicht das geeignete 
ist, nämlich Verständnis für echte und fruchtbare Zu­
sammenarbeit . Daß Kompromiß nur übler Kuh­
handel ist, haben Sie nie von mir gehört. (LR. S e ­
b a s t i a n : „Aber vom Generaldebattenredner der 
ÖVP!") Haben wir nicht schon sehr viele Kom­
promisse geschlossen? Verheiratete schließen jede 
Woche einen Kompromiß. Ich will damit keinen 
Witz machen, denn es ist das menschlichste vom 
Menschlichen, wenn man sich versteht. Kuhhandel 
ist etwas anderes als Kompromiß. 

Meine Damen und Herren, ich will den Hohen 
Landtag nicht aufhalten, sondern nur erklären, daß 
mir echte, fruchtbare Zusammenarbeit eine Her­

zensangelegenheit ist, genauso wie für meine 
Partei. 

Jetzt möchte ich zum Schluß sagen, daß dieser 
Landtag noch einige Zeit nach den Feiertagen und 
nach Neujahr tätig sein wird. Wir haben noch eini­
ges zu beschließen. Was wir für notwendig erachten 
und zur Beschlußfassung bringen müssen, trotzdem 
der Wahlkampf vor der Tür steht. Was wir in den 
vergangenen 3 Tagen bemerkt haben, ist, glaube 
ich, ein echtes Ringen um den Wähler und die Seele 
des Menschen für eine Anschauung, auch für eine 
Parteimeinung, das ist eine der verläßlichsten Kri­
terien echten demokratischen Ringens. Nur sauber 
soll der Wahlkampf sein. (Zwischenruf: „Sehr rich­
tig!") Vielleicht nehmen wir uns auch das vor, wenn 
wir uns gegenseitig alles Gute wünschen. 

Ich möchte allen, die im Laufe des Jahres für die 
Heimat gewirkt haben, danken. Auch die Herren 
und Damen der Regierung verdienen den Dank, 
sie verdienen hn reichlich, weil man sagen kann, 
daß die Mitglieder der Landesregierung sich ehr­
lich für die Dinge mühen, abplagen und aufopfern. 
Wir leben in einer Zeit der Herzinfarkte und der 
Kreislaufstörungen, wir stehen im Lichtkegel der 
öffentlichen Meinung, und wir liegen nicht immer 
ganz gut, wir werden oft sehr dunkel beleuchtet. 
Jeder strengt sich in seiner Art an, und wenn es 
auch oft heftige Meinungsverschiedenheiten gibt, 
ist dies doch auch Ausdruck einer echten Demo­
kratie, wie eben alle Meinungen erlaubt sind. Sonst 
wäre kein demokratisches Leben möglich. 

Ich möchte Ihnen allen danken: Den Beamten, wo 
immer sie stehen, unseren Krankenwärtern und 
jenen, die dafür sorgen, daß in den Landesforsten 
das Holz geschlagen wird, denen, die auf den Stra­
ßen tätig sind, unseren Ingenieuren, allen jenen, die. 
sich wirklich ausgezeichnet in ihrer Arbeitsleistung 
immer wieder bewährt haben, ob es nun die sind, 
die denken, überlegen und Gesetze machen, ob es 
die Juristen sind, die Bescheide erlassen, ob Buch-
haltungs- oder Verwaltungsbeamte, Frauen oder 
Herren, allen möchte ich danken. Sie haben redlich 
und ehrlich mitgetan, unsere Aufgaben in der Re­
gierung und im Landtag zu erfüllen. Dafür gebührt 
ihnen unser herzlicher und aufrichtiger Dank. 

Endlich darf ich Ihnen als Landeshauptmann noch 
ein gesegnetes Weihnachtsfest und ein gutes und 
erfolgreiches Neues Jahr wünschen! (Allgemein an­
haltender, sehr freundlicher Beifall.) 

Präsident: Es liegt ke ine weitere Wortmeldung 
vor. Ich erteile dem Berichterstatter das Schlußwort. 
Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlußwort. 
Wir können abstimmen. 

Ich ersuche die Abgeordneten, die dem außer­
ordentlichen Voranschlag zustimmen, eine Hand zu 
erheben. (Geschieht.) 

Der außerordentliche Voranschlag ist angenom­
men. 

Wir kommen zu den 

S o n d e r v o r a n s c h l ä g e n . 

Berichterstatter ist Abg. W u r m . Ich erteile ihm 
das Wort . 
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Berichterstatter Abg. Wurm: 

Wohnbauförderungsfonds, Einnahmen 
und Ausgaben von 29,370.000 S, 

Fremdenverkehrs-Investitionsfonds, 
Einnahmen und Ausgaben von . . 2,583.700 S, 

Fonds für gewerbliche Darlehen, Ein­
nahmen und Ausgaben von . . . . 4,125.000 S, 

Pensionsfonds der Gemeinden, Einnah­
men und Ausgaben von 5,321.000 S, 

Schulbaufonds, Einnahmen und Aus­
gaben von 6,001.000 S, 

Tierseuchenkasse, Einnahmen und 
Ausgaben von 1,950.000 S. 

Der Finanzausschuß hat sich mit den Sondervor­
anschlägen beschäftigt, und ich bitte in seinem Na­
men um deren Annahme. 

Präsident: Keine weitere Wortmeldung. Wir kom­
men zur Abstimmung. Ich ersuche die Abgeordne­
ten, die mit dem Antrag des Herrn Berichterstatters 
e inverstanden sind, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) 
- Die Sondervoranschläge sind angenommen. 

Wir kommen nun zum 

„Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge des 
Landes." 

Berichterstatter ist Abg. W u r m . Ich erteile ihm 
das Wort . 

Berichterstatter Abg. Wurm: Der Systemisierungs­
plan des Landes Steiermark weist die Fahrzeuge des 
Landes und dessen Dienststellen aus. Eine wesent­
liche Änderung ist nicht eingetreten. Der Finanz­
ausschuß hat sich mit dieser Vorlage beschäftigt, 
und in seinem Namen ersuche ich um deren An­
nahme. 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung 
vor. Ich bringe den Antrag des Herrn Berichterstat­
ters zur Abstimmung und ersuche die Abgeordne­
ten, die dem Antrag zustimmen, eine Hand zu er­
heben. (Geschieht.) 

Der Systemisierungsplan der Kraftfahrzeuge des 
Landes ist damit angenommen. 

Wir behandeln nun den 

„Dienstpostenplan 1961." 

Berichterstatter ist Abg. Dr. F r e u n b i c h 1 e r. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. DDr. Freunbichler: Hoher 
Landtag! Meine Damen und Herren! Als Anlage 2 
zur Gesetzesvorlage über den Landesvoranschlag 
für das Jahr 1961 liegt dem Hohen Haus nunmehr 
der Dienstpostenplan zur Beschlußfassung vor. Er 
gliedert sich in den allgemeinen Teil, der die Vor­
schriften über die generelle Handhabung enthält; in 
den besonderen Teil, der das Verzeichnis der ein­
zelnen Dienstposten, gegliedert sowohl nach den 
Gruppen des Jahresvoranschlages, als auch nach 
der Anzahl und der erreichbaren dienstrechtlichen 
Stellung beinhaltet; in die Anlage, in der jene 
Dienstposten erfaßt sind, für deren Bedeckung nicht 

das Land, sondern das Bundesministerium für Un­
terricht bzw. das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft und die Gemeindeverbände aufzu­
kommen haben. 

Für die aus Landesmitteln besoldeten Bedienste­
ten sind insgesamt 10.805 Dienstposten vorgesehen, 
die sich wie folgt verteilen: 

Allgemeine Verwaltung 2715 DP, d. i. 25'l°/o, Lan­
desanstalten, Schulen und Einrichtungen 2308 DP, 
d. i. 21'4%, Fürsorgeheime, Kranken-, Heil- und 
Pflegeanstalten 5025 DP, d. i. 46'5°/o, Wirtschafts­
betriebe des Landes 756 DP, d. i. 0 7 % . 

Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies eine Ver­
mehrung um 73 Dienstposten oder um rund 0"7%, 
wobei die Vermehrung vor allem durch neu geschaf­
fene Landesdienststellen, wie z. B. das Ambulato­
rium für Krebsprophylaxe, die Krankenpflegeschule 
Leoben, das Studentenheim Graz sowie durch die 
Schaffung zusätzlicher Dienstposten infolge der 
Übernahme von Gemeindestraßen und Güterwege 
als Landesstraßen erforderlich wurde. 

Nach der Art des Dienstverhältnisses gliedern 
sich die vorgesehenen 10.805 Dienstposten in 
4084 DP für Beamte, 2547 DP für Vertragsbedien­
stete und 4174 DP für Lohnbedienstete. 

Der Gesamtpersonalaufwand beläuft sich für das 
Jahr 1961 auf 441,305.000 S, d. s. rund 34'9%> der 
ordentlichen Gesamtausgaben des Landes. 

In diesem Gesamtpersonalaufwand ist das Erfor­
dernis 
für die Ruhe- und Versorgungsgenüsse 

mit 63,697.800 S 
für die Erhöhung der Anfangsbezüge 

der Landesbediensteten mit . . . . 11,600.000 S 
für die Gewährung der 14. Kinderbei­

hilfe mit 700.000 S 
für die Zulagenregelung mit 500.000 S 
bereits inbegriffen. 

Der Finanzausschuß hat sich mit dem Dienst­
postenplan 1961 eingehend beschäftigt und in sei­
nem Namen darf ich mit dem gleichzeitigen Dank 
an alle Landesbediensteten für ihre bisher gelei­
stete vorbildliche Arbeit den Antrag stellen, der 
Hohe Landtag möge den Dienstpostenplan in der 
aufliegenden Fassung zum Beschluß erheben. 

Präsident: Da keine weitere Wortmeldung vor­
liegt, können wir abstimmen. Ich ersuche die Ab­
geordneten, die mit dem Dienstpostenplan einver­
standen sind, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Dienstpostenplan ist angenommen 

Wir kommen nun zu 

„Beschlußanträge des Finanzausschusses", 

die in der Beilage Nr. 100 enthalten sind. Berichter­
statter ist Abg. H o f m a n n. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Berichterstatter Abg. Hofmann: Meine Damen und 
Herren! Es ist noch zu beschließen das hier vorlie­
gende Gesetz über den Landesvoranschlag 1961. Er 
beinhaltet den üblichen Vorgang, selbstverständ­
lich mit den Änderungen im § 1, wo die Ansätze 
zu ändern sind. Weiters natürlich die Landesum-
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läge, die wie im vergangenen Jahr ebenfalls wie­
der mit 16% festgelegt ist. Wenn das mit den Än­
derungen, die Ihnen im Beilagenblatt vorgelegt 
wurden, beschlossen ist, kommen wir zu den Reso­
lutionsanträgen, die mehr oder weniger alle ge­
meinsam beantragt sind bis auf einen Minderheits­
antrag der Sozialistischen Partei. Ich bitte daher 
dementsprechend abstimmen zu lassen. 

Präsident: Unter den Beschlußanträgen ist zu 
Abschnitt 73 auf Seite 9 der Beilage Nr. 100 ein 
Minderheitsantrag abgedruckt. Die übrigen Be­
schlußanträge wurden im Finanzausschuß einstim­
mig angenommen. Ich schlage vor, zuerst über den 
Minderheitsantrag und dann gemeinsam über alle 
übrigen Beschlußanträge abzustimmen. Ich nehme 
die Zustimmung zu diesem Vorschlag an, wenn 
kein Einwand erhoben wird. 

Abg. Dr. Kaan: Bitte, zuerst über das Gesetz ab­
zustimmen. Es ist ja auch als erstes vorgetragen 
worden. 

Präsident: Wir haben immer zum Schluß über 
den Gesetzestext abgestimmt. Ich möchte die Ab­
stimmung vornehmen, wenn kein Einwand erhoben 
wird. 

1. LHSt. H o r v a t e k meldet sich zu Wort . 

1. LHSt. a. D. Horvatek: ü b e r 12 Anträge, die 
zum Teil Parteienanträge waren, wurde Einstimmig­
keit erlangt, nur über einen Antrag nicht. Aber 
erstens ist der Antrag nun einmal angemeldet, und 
zweitens bin ich zwar nticht abergläubisch, aber 
trotzdem nicht berechtigt, aus eigenem einen An­
trag zurückzuziehen. Der Unterschied, der auf Seite 
der ÖVP festgestellt wurde und zu dem wir einen 
Minderheitsantrag eingebracht haben, war nicht 
so groß, daß es notwendig gewesen wäre, daß die 
ÖVP auf ihrer Textierung bestanden hätte. (Zwi­
schenruf bei ÖVP: „Umgekehrt aber auch!") Das 
stimmt nicht! Ich darf kurz vortragen. Der Minder­
heitsantrag Nr. 448 auf Seite 9 der Beilage 100 lau­
tet: „Das Land Steiermark ist mit dem Schicksal sei­
ner Bauern und der Landwirtschaft auf das s tärkste 
verbunden. Die wirtschaftliche Lage der Landwirt­
schaft, vor allem der Gebirgs- und Kleinbauern, gibt 
nicht nur zu ernstlicher Besorgnis Anlaß, sondern 
verlangt sofortige Maßnahmen, um deren Existenz 
zu erhalten." Es heißt also hier weiter: „Es wird 
daher die Bundesregierung aufgefordert, u. a. dafür 
zu sorgen, daß 

1. die offenkundige Disparität nach bester Mög­
lichkeit behoben und dem Bauernstand keine neuen 
Belastungen aufgebürdet werden." 

Im ÖVP-Antrag folgt folgender Satz: „Sollten 
solche Belastungen infolge allgemeiner Wirtschafts­
entwicklung nicht zu vermeiden sein, so sind sie 
der Landwirtschaft entsprechend abzugelten." 

Wir sind der Meinung, wenn eine allgemeine 
Wirtschaftsentwicklung eintritt, die zur Folge hat, 
daß Belastungen eintreten, so werden davon alle 
betroffen, und es wird nicht möglich sein, dann eine 
Gruppe davon herauszuhalten. Man kann also nicht 
von vornherein eine Ausnahmestellung verlangen. 
Sollte dieser Zustand eintreten, so ist es Aufgabe 

der Parteien und des Nationalrates, zu prüfen, was 
wan hier tun kann. Eine solche Forderung für Zei­
ten der Not aber schon von vornherein zu verlan­
gen, ist nicht richtig, und daher haben wir in un­
serem Minderheitsantrag diesen Nachsatz wegge­
lassen. Es heißt also dann 

2.„der einheitliche Milchpreis gewahrt bleibt und 
alle Möglichkeiten, die den Absatz von Milch und 
Molkereiprodukten fördern, ausgeschöpft werden." 

Kann denn eine Behörde den Absatz fördern oder 
bewirken? Nein! Sie kann zwar die Absatzbestre­
bungen unterstützen durch Handelsverträge usw., 
aber sie ist keine Verteilungsstelle, von der man 
fordern kann, daß sie Milch und Käse verteilt. Da­
her halte ich unsere Formulierung für die richti­
gere, daß die Absatzmöglichkeiten durch entspre­
chende Förderung voll ausgeschöpft werden. 

3. heißt es: „durch Verstärkung der landwirt­
schaftlichen Förderungsmittel auf Grund des Land­
wirtschaftsgesetzes insbesondere auf die Meliora­
tionen und landwirtschaftlichen Wegebauten Be­
dacht genommen wird." 

Das ist gleich mit dem ÖVP-Antrag und in Ord­
nung. 

4. „der Treibstoff für landwirtschaftliche Maschi­
nen von der Mineralölsteuer befreit werde." 

5. „die Befristung der Gesetze über Marktordnung 
und die des Landwirtschaftsgesetzes aufgehoben 
wird." 

Dem stimmen wir zu. Dann ist aber ein Nachsatz 
da, der lautet: „Es entsteht der Eindruck, als ob 
man in Österreich eine Landwirtschaft auf Zeit und 
die bäuerliche Sicherheit im sogenannten Wohl­
fahrtsstaat auf Raten statuieren wollte." 

Das ist nur eine Begründung und kein Beschluß, 
der besagt, was geschehen soll. Es s teht uns nicht 
zu, gegenüber der Bundesgesetzgebung den Dauer-
Nörgler darzustellen. Die beiden großen Parteien 
haben diesem Gesetz und der Befristung zuge-

• stimmt, und es liegt nun nicht an Ihnen oder an 
uns, das aufzuheben. Wir wollen uns nicht zum 
Richter über den Nationalrat machen durch einen 
solchen Nachsatz. Das halten wir für verfehlt und 
haben deshalb den Nachsatz in unserem Antrag 
weggelassen. Sonst ist der Inhalt der gleiche. Aber 
wir wollen im ersten Fall nicht Verteiler sein, und 
im zweiten Fall halten wir eine derart sonderbare 
Kritik nicht für richtig. (Beifall bei SPÖ.) 

Landesrat Prirsch: Ich darf namens meiner Frak­
tion erklären, daß der sozialistische Minderheits­
antrag unserem Antrag zu Abschnitt 73 nicht gleich­
zustellen ist. 

Präsident: Wir stimmen über den erwähnten Min­
derheitsantrag ab. Ich ersuche die Abgeordneten, 
die diesem Antrag zustimmen, eine Hand zu er­
heben. (Geschieht.) 

Das ist die Minderheit, der Antrag ist nicht an­
genommen. 

Wir stimmen nun über den Antrag zu Ab­
schnitt 73 ab. Ich ersuche die Abgeordneten, die' 
diesem Antrag zustimmen, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 
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Wir stimmen nunmehr über die übrigen, im Fi­
nanzausschuß einstimmig angenommenen Beschluß­
anträge ab. Ich ersuche die Abgeordneten, die die­
sen Anträgen zustimmen, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Die Anträge sind angenommen. 

Wir kommen nun zum 

„Gesetzestext." 

Ich ersuche die Abgeordneten, die dem Gesetzes­
text zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Gesetzestext ist angenommen. 

Damit haben wir das Gesetz über den Landes­
voranschlag 1961 verabschiedet. Interessehälber 
möchte ich mitteilen, daß sich an den Debatten 
92 Redner beteiligt haben, zusätzlich der Berichter­
statter über die einzelnen Gruppen. 

Der Gemeinde- und Verfassungausschuß hat wäh­
rend der gestrigen Unterbrechung der Landtags­
sitzung beraten über den dringlichen Antrag, Einl.-
Zahl 451, betreffend die Sicherheit des nach dem 
Kongo entsandten österreichischen Sanitäts-Kon-
tingentes. 

Ich nehme den dringlichen Antrag als 14. Punkt 
auf die heutige Tagesordnung. Ich ersuche die Ab­
geordneten, die dieser Erweiterung der Tagesord­
nung zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Die Erweiterung der Tagesordnung ist mit der 
erforderlichen Zweitdrittel-Mehrheit angenommen. 

Wir schreiten zur Beratung dieses Punktes. 

14. Mündlicher Bericht des Gemeinde- und Verfas­
sungsausschusses über den dringlichen Antrag der 
Abgeordneten DDr. Stepantschitz, Wegart, Dr. Kaan, 
DDr. Freunbichler, Koller, Edda Egger, Stöffler, 
Ing. Koch, betreffend die Sicherheit des nach dem 
Kongo entsandten österreichischen Sanitäts-Kontin­

gentes. 

Berichterstatter ist Abg. Dr. Richard K a a n . 

Abg. Dr. Kaan: Die Einl.-Zahl 451 beinhaltet den 
dringlichen Antrag, der in den Beratungen des Ge­
meinde- und Verfassungsausschusses eine kleine 
Abänderung erfahren hat, der die Abgeordneten 
Bammer und Horvatek beigetreten sind. Der abge­
änderte Text liegt Ihnen vor. Inzwischen sind Nach­
richten eingelangt, daß das Sanitäts-Kontingent 
wieder freigelassen worden sein soll. Dadurch än­
dert sich am Antrag nichts, da die Befolgung des 
Antrages die Freilassung des Kontingents zur Vor­
aussetzung hat; auch soll verhindert werden, daß 
solche Fälle sich wiederholen. 

Ich ersuche namens des Gemeinde- und Verfas­
sungsausschusses, der abgeänderten Resolution die 
Zustimmung zu erteilen. 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir 
schreiten zur Abstimmung. Ich ersuche die Abge­
ordneten, die diesem Antrag zustimmen, eine Hand 
zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Wir gehen zu den übrigen Tagesordnungspunk­
ten über. 

2. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, zu Einl.-Zahl 330, zum An­
trag der Abgeordneten DDr. Arthur Freunbichler, 
Edda Egger, Dr. Richard Kaan und Josef Hegen­
barth, betreffend die Abänderung der Richtlinien für 
die Gewährung einer Förderung nach dem Wohn-
bauförderungsgesetz 1954 zugunsten kinderreicher 

Familien. 

Berichterstatter ist Abg. Dr. K a a n. Ich erteile 
ihm das Wort . 

Berichterstatter Abg. Dr. Richard Kaan: Im Jän-
der dieses Jahres wu.rde die Vorlage, Einl.-Zl. 330, 
betreffend die Abänderung der Richtlinien für die 
Gewährung einer Förderung nach dem Wohnbau-
förderungsgesetz 1954, zugunsten kinderreicher Fa­
milien der Landesregierung zugewiesen. In Abän­
derung des im Landtag eingebrachten Antrages 
hat die Landesregierung beschlossen, „natürlichen 
Personen" zur Errichtung von Eigenheimen Dar­
lehen bis zum Höchstbetrag von 50.000 S zu geben. 
Dieser Satz erhöht sich für das erste und zweite 
zum Haushalt zugehörige Kind des Förderungswer­
bers um je 5000 S und für jedes weitere Kind um 
ze 7500 S, bis zum Höchstbetrag von 120.000 S, der 
bei 10 Kindern erreicht wird. Der genaue Wortlaut 
des Berichtes liegt Ihnen vor. 

Namens des Ausschusses beantrage ich, das Hohe 
Haus möge diesen Bericht der Steiermärkischen 
Landesregierung über die beschlossene Abände­
rung der Richtlinien zur Kenntnis zu nehmen. 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir 
schreiten zur Abstimmung. Ich ersuche die Abge­
ordneten, die dem Antrag des Herrn Berichterstat­
ters zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

3. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 426, über die Ge­
nehmigung von überplanmäßigen Ausgaben bei der 
Post 92,10 „Ankauf von Liegenschaften" im Betrage 
von 64.000 S zwecks Ankaufes von Grundstücken 
zur Vergrößerung des Areals des Landeskranken­

hauses in Hartberg. 

Berichterstatter ist Abg. Hans B a m m e r. Ich er­
teile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Bammer: Hohes Haus! Der 
Finanzausschuß hat mich ermächtigt, dem Hohen 
Landtag zu empfehlen, dem Antrag der Steiermär­
kischen Landesregierung über die Genehmigung von 
überplanmäßigen Ausgaben bei der Post 92,10 
zwecks Ankaufes von Grundstücken zur Vergrö­
ßerung des Areals des Landeskrankenhauses Hart­
berg im Betrage von 64.000 S zuzustimmen. 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir 
schreiten zur Abstimmung. Ich ersuche die Abge­
ordneten, die dem Antrag des Herrn Berichterstat­
ters ihre Zustimmung geben, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 
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4. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 433, über die Be­
willigung von außerordentlichen Versorgungsge­
nüssen an ehemalige Bedienstete des Landes bzw. 

deren Hinterbliebene. 

Berichterstatter ist Abg. Gottfried B r a n d 1. 

Berichterstatter Abg. Gottfried Brandl: Die 
Steiermärkische Landesregierung hat in ihren Sit­
zungen am 22. Februar, 7. März und 23. Mai 1960 
beschlossen, beim Steiermärkischen Landtag die 
Gewährung von außerordentlichen Versorgungs­
genüssen an ehemalige Bedienstete des Landes 
Steiermark und an Hinterbliebene nach solchen Per­
sonen zu beantragen, die sich in wirtschaftlicher 
Notlage befinden. 

Die Anweisung der gegenständlichen außeror­
dentlichen Versorgungsgenüsse, deren Bedeckung 
im Landesvoranschlag 1960 unter Abschnitt 08, 
Post 053, gegeben und vorgesehen erscheint, wurde 
von der Steiermärkischen Landesregierung mit 
Rücksicht auf die in jedem Falle vorliegenden be­
sonderen Umstände bereits vor Genehmigung durch 
den Steiermärkischen Landtag veranlaßt. 

Die Gewährung von außerordentlichen Versor­
gungsgenüssen wird für folgende Personen bean­
tragt: Pintar Johann, Hirtl Cäcilia, Waldert Maria, 
Slaby Katharina. Die Begründung des Notstandes 
ist in der Vorlage enthalten, die den Mitgliedern 
des Hohen Hauses vorliegt. Der Antrag der Steier­
märkischen Landesregierung lautet: 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

1. Pintar Johann, geboren 19. Juni 1893, wohn­
haft in Semriach, Thoneben 17, ehemaliger Vertrags­
bediensteter, Schmied beim Landeskrankenhaus 
Graz, mit Wirksamkeit ab 1. Juli 1959 gegen jeder­
zeitigen Widerruf ein außerordentlicher Versor­
gungsgenuß in der Höhe der Differenz zwischen 
dem fiktiven Ruhegenuß und der jeweiligen So­
zialrente. Der außerordentliche Versorgungsgenuß 
beträgt daher S 37'45. 

2. Hirtl Cäcilia, geboren 29,. Oktober 1893, wohn­
haft in Graz, Rechbauerstraße 44, Witwe nach dem 
verstorbenen Amtsgehilfen i. R. Franz Hirtl, deren 
Ehe nach deutschem Recht aus dem Alleinverschul­
den des verstorbenen Gatten im Jahre 1940 rechts­
kräftig geschieden wurde und die daher keinen An­
spruch auf einen normalmäßigen Witwenversor­
gungsgenuß hat, wird in Berücksichtigung ihres 
Alters, ihrer Mittellosigkeit und ihrer infolge eines 
Lungenleidens beschränkten. Arbeitsfähigkeit mit 
Wirksamkeit ab 1. November 1959 ein monatlicher 
außerordentlicher Versorgungsgenuß in Höhe von 
300 S gewährt. 

3. Waldert Maria wird mit Wirksamkeit ab 
1. ' November 1959 in Berücksichtigung ihrer be­
drängten wirtschaftlichen Lage ein außerordentli­
cher Versorgungsgenuß von monatlich 150 S ge­
währt. 

4. Slaby Katharina wird in Berücksichtigung ihrer 
18jährigen zufriedenstellenden Dienstzeit mit Wirk­
samkeit ab 1. Juli 1960 ein außeorrdentlicher Ver­
sorgungsgenuß in Höhe von S 68'23 gewährt. 

Der Finanzausschuß hat sich in der letzten Sitzung 
mit der Vorlage beschäftigt und empfiehlt dem 
Hohen Hause die Annahme. 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung 
vor. Wir schreiten zur Abstimmung. Ich ersuche die 
Abgeordneten, die dem Antrag zustimmen, eine 
Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

5. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 434, über die Be­
deckung einer außerplanmäßigen Ausgabe zur För­

derung des „Forum Stadtpark". 

Berichterstatter ist Abg. Dr. S t e p a n t s c h i t z . 
Ich erteile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. DDr. Stepantschitz: Meine 
Damen und Herren! Im Ausschuß wurde erwähnt, 
daß das „Forum Stadtpark" bereits seinen Betrieb 
aufgenommen hat. Zur Vollendung seiner Innen­
ausstattung ist ein weiterer Betrag erforderlich, und 
ich stelle im Namen des Finanzausschusses den An­
trag, diesen Betrag von 50.000 S im Sinne der Vor­
lage zu bewilligen. 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung vor und 
ich bitte die Abgeordneten, die dem Antrag des Be­
richterstatters zustimmen, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

6. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 436, über die Ge­
nehmigung zur Aufnahme von Darlehen beim Hoch­
wasserschädenfonds für die Bedeckung zusätzlicher 
Landesbeiträge nach dem Wasserbautenförderungs­
gesetz, BGBl. Nr. 34/1948, für Projekte zur Behe­
bung von Howasserschäden und vorbeugende Maß­
nahmen auf dem Gebiet der Wildbachverbauung, 
des Flußbaues und von Meliorationen nach dem 

Bauprogramm 1961. 

Berichterstatter ist Abg. Franz K o l l e r . Ich er­
teile ihm das Wort. 

Berichterstatter Abg. Koller: Hoher Landtag! Zur 
Finanzierung von Maßnahmen der Gebietskörper­
schaften gegen Hochwasserschäden wurde mit dem 
Bundesgesetz vom 18. September 1959 ein Hoch­
wasserschädenfonds mit eigener Rechtspersönlich­
keit, und dem Sitz in Wien geschaffen. Nach diesem 
Gesetz kann der Fonds 'bis zum 31. Dezember 1963 
Ländern und Gemeinden für die Beseitigung von 
Hochwasser- und Lawinenschäden der Jahre 1959 
bis 1963 in ihrem eigenen Vermögen und zur Vor­
beugung gegen künftige derartige Schäden bis zu 
einem Höchstbetrag von 400 Millionen Schilling 
verzinsliche Darlehen mit einer Laufzeit bis zum 
31. Dezember 1969 einräumen. 

Nach einer Zusammenstellung des Landesbau-
amtes bzw. der forsttechnischen Abteilung für 
Wildbach- und Lawinenverbauung sind nach dem 
Baüprogramm 1960 zur Schadensbehebung und für 
vorbeugende Maßnahmen gegen Hocbwasserschä-
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den im Lande Steiermark zusätzliche Landesbeiträge 
von insgesamt 9,360.465 S erforderlich. Diese Lan­
desbeiträge können aus den Mitteln des ordent­
lichen Haushaltes nicht aufgebracht werden. Es ist 
daher die Aufnahme von Darlehen aus dem Hoch­
wasserschädenfonds, der für die Finanzierung sol­
cher zäsätzlicher Leistungen geschaffen worden ist, 
zu empfehlen. Der Zinsendienst im Jahre 1960 ist 
im Landesvoranschlag bereits vorgesorgt. Für die 
folgenden Jahre wäre für die Übernahme des Zin­
sendienstes und für die Tilgung ebenfalls jeweils 
im Landesvoranschlag Vorsorge zu treffen. 

Der Finanzausschuß hat sich mit diesem Antrag 
beschäftigt, und ich stelle in seinem Namen den 
Antrag auf Ihre Zustimmung. 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung vor. Ich 
bitte daher die Abgeordneten, die dem Antrag "des 
Berichterstatters zustimmen, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

7. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 437, über die Be­
deckung von Mehrausgaben im a.-o. Haushalt durch 
Vereinnahmung von Beiträgen des Bundes bzw. der 

Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft. 

Berichterstatter ist Abg. R a u c h . Ich erteile ihm 
das Wort . 

Berichterstatter Abg. Rauch: Hoher Landtag! Die 
vom Herrn Präsidenten näher bezeichnete Vorlage 
betrifft den Antrag der Landesregierung über die 
Abdeckung des Mehrerfordernisses von zusammen 
375.000 S sowie des zu erwartenden Aufwandes 
für die Anschaffung weiterer Geräte im Zusammen­
hang mit dem Ankauf einer Operationsgeräte-
Gruppe für Herz-Lunge-Operationen für die chirur­
gische Klinik im Landeskrankenhaus Graz bei der 
Post 52,41 des a.-o. Haushaltes durch Vereinnah­
mung der bisher eingegangenen Beiträge des Bun­
des und der Bundeskammer der gewerblichen Wirt­
schaft von zusammen 555.000 S bei der Post 52,413 
des a.-o. Haushaltes zugunsten der angeführten 
Ausgabepost. Der Finanzausschuß hat sich am 
9. Dezember mit dieser Vorlage beschäftigt und sie 
zustimmend zur Kenntnis genommen. Ich ersuche 
daher das Hohe Haus, den Beschluß des Finanz­
ausschusses ebenfalls zu genehmigen. 

Präsident: Keine Wortmeldung. Ich bitte daher 
die Abgeordneten, die dem Antrag des Berichter­
statters zustimmen, eine Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

8. Mündlicher Bericht des Verkehrs- und volkswirt­
schaftlichen Ausschusses über die Regierungsbei­
lage, zu Einl.-Zahl 350, zum Antrag der Abg. Hans 
Bammer, Friedrich Hofmann, Karl Operschall, Anton 
Afritsch und Genossen, betreffend die Fortsetzung 
der Elektrifizierungsarbeiten an den steirischen 

Strecken der österreichischen Bundesbahnen. 

Berichterstatter ist Abg. R ö b e r. Ich erteile ihm 
das Wort . 

Berichterstatter Abg. Röber: Hohes Haus! Die 
Vorlage der Steiermärkischen Landesregierung, 
Einl.-Zahl 350, beinhaltet den Antrag der Abgeord­
neten Bammer, Hofmann, Operschall, Afritsch und 
Genossen, betreffend die Fortsetzung der Elektri­
fizierungsarbeiten an den steirischen Strecken der 
österreichischen Bundesbahnen. In der 42. Sitzung 
des Steiermärkischen Landtages wurde dieser An­
trag der Landesregierung zugewiesen. Die äteier-
märkische Landesregierung hat in ihrer Sitzung 
vom 28. November beschlossen, den Inhalt dem 
Bund zur Kenntnis zu bringen. Der Verkehrs- und 
volkswirtschaftliche Ausschuß hat sich in seiner 
gestrigen Sitzung mit diesem Antrag beschäftigt, 
und ich bitte Sie in seinem Namen, den Ihnen vor­
liegenden Antrag anzunehmen. 

Präsident: Keine Wortmeldung. Ich bitte die Ab­
geordneten, die dem Antrag des Berichterstatters 
zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

9. Mündlicher Bericht des Verkehrs- und volks­
wirtschaftlichen Ausschusses über die Regierungs­
vorlage, zu Einl.-Zahl 351, über Schritte bei der 
Bundesregierung wegen Überprüfung der Verord­
nung des Bundesministeriums für Finanzen vom 
27. Jänner 1960, BGBL Nr. 28, betreffend Änderung 
des Geschäftsplanes in der Kraftfahrzeughaftpflicht­

versicherung. 

Berichterstatter ist Abg. B a m m e r. Ich erteile 
ihm das Wort . 

Berichterstatter Abg. Bammer: Hoher Landtag! 
Die sehr beachtliche Erhöhung der Prämien für die 
Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung hat die Abge­
ordneten Sebastian, Bammer, Wurm, Röber und 
Genossen veranlaßt, den vorliegenden Antrag ein­
zubringen. Entsprechend dem Antrag hat die Lan­
desregierung ein Schreiben an das Bundesministe­
rium für Finanzen gerichtet, in dem die Überprü­
fung des Geschäftsplanes in der Kraftfahrzeug-
haftpflichtversicherung verlangt wird. Ich ersuche, 
diesen Bericht, den ich im Namen des Verkehrs- und 
volkswirtschaftlichen Ausschusses erstatte, die Zu­
stimmung zu geben. 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung vor. Ich 
bitte die Abgeordneten, die dem Antrag des Herrn 
Berichterstatters zustimmen, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

10. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, zu Einl.-Zahl 333, zum An­
trag der Abg. Karl Lackner, Dr. Alfred Rainer, 
Gottfried Ertl und Oswald Ebner, betreffend Auf­
hebung der den Gemeinden Donnersbach und Don-
nersbachwald mit Landtagsbeschluß vom 27. No­
vember 1952, Nr. 295, anläßlich der Übernahme der 
Gemeindestraße Donnersbach—Donnersbachwald als 
Landesstraße auferlegten Verpflichtung zur Lei­
stung eines Instandsetzungsbeitrages von 300.000 S 
bzw. 350.000 S hinsichtlich der noch aushaftenden 

Restbeträge. 
Berichterstatter ist Abg. Karl L a c k n e r. Ich er­

teile ihm das Wort. 
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Berichterstatter Abg. Karl Lackner: Hoher Land­
tag! Der Steiermärkische Landtag hat am 27. No­
vember 1952 den Beschluß gefaßt, den Gemeinden 
Donnersbach und Donnersbachwald anläßlich der 
Übernahme der Gemeindestraße Donnersbach— 
Donnersbachwald als Landesstraße eine Verpflich­
tung zur Leistung eines Instandsetzungsbeitrages 
von 300,000 S bzw. 350.000 S aufzuerlegen. Nach­
dem beide Gemeinden finanzschwache Gemeinden 
sind, habe ich mich veranlaßt gesehen, mit meinen 
Kollegen Dr. Rainer, Ertl und Ebner diesen Antrag 
einzubringen, damit den beiden Gemeinden der 
noch aushaftende Betrag erlassen wird. Die Steier­
märkische Landesregierung hat diesem Antrag statt­
gegeben. Der Verkehrs- und volkswirtschaftliche 
Ausschuß sowie der Finanzausschuß haben sich da­
mit' befaßt und namens dieser Ausschüsse erlaube 
ich mir, den Antrag zu stellen: 

„Der Hohe Landtag wolle beschließen: Die an­
läßlich der Übernahme der Gemeindestraße Don­
nersbach—Donnersbachwald mit Beschluß des 
Landtages vom 27. November 1952, Beschluß 
Nr. 295, den Gemeinden Donnersbach und Don­
nersbachwald auferlegte Verpflichtung zur Leistung 
eines Instandsetzungsbetrages von 300.000 S 
bzw. 350.000 S wird hinsichtlich der noch aushaf­
tenden Restbeträge mit Rücksicht auf die finanzielle 
Notlage der Gemeinden und die seither bereits ab­
gestatteten Teilleistungen aufgehoben." 

Präsident: Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. 
Ich bit te die Abgeordneten, die dem Antrag des 
Berichterstatters zustimmen, eine Hand zu erheben. 
(Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

11. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 447, über die Be­
deckung einer überplanmäßigen Ausgabe für die 
Förderung der wissenschaftlichen Publikation „Erz^ 

herzog-Johann-Biographie" von Dr. Theiß. 

Berichterstatter ist Abg. Dr. F r e u n b i c h l e r . 
Ich erteile ihm das Wort . 

Berichterstatter Abg. DDr. Freunbichler: Hoher 
Landtag! Hof rat Dr. Viktor Theiß hat als Ergebnis 
jahrelanger Forschungsarbeit die einzige wissen­
schaftlich einwandfreie Biographie über Erzherzog 
Johann herausgegeben. Er braucht für die Heraus­
gabe der 2. Lieferung ebenso wie für die Heraus­
gabe der 1. Lieferung eine Förderung des Landes. 
Der Finanzausschuß hat sich mit diesem Antrag be­
schäftigt, und in seinem Namen möchte ich die Da­
men und Herren des Hohen Hauses bitten, den 
hlnen schriftlich vorl iegenden Bericht der Steier-
märkischen Landesregierung zur Kenntnis zu neh­
men. 

Präsident: Keine Wortmeldung. Ich bitte die .Abge­
ordneten, die dem Antrag des Herrn Berichterstat­
ters zustimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Periode, — 15., 16. und 17. Dezember 1960. 

12. Mündlicher Bericht des Finanzausschusses über 
die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 450, über die Be­
deckung überplanmäßiger Ausgaben im ordentlichen 
Haushalt für die Gewährung eines Beihilfenbetrages 
an die durch die Unwetterkatastrophe vom 12. Au­
gust 1960 in der Oststeiermark Geschädigten. 

Berichterstatter ist Abg. K o l l e r . Ich erteile ihm 
das Wort. 

Berichterstatter Abg. Koller: Hoher Landtag! Am 
12. August 1960 wurde die Oststeiermark von einem 
schweren Unwetter betroffen, welches an zahlrei­
chen Gebäuden große Schäden verursachte, die 
raschester Abhilfe bedürfen. 

Es ist der betroffenen Bevölkerung vielfach nicht 
möglich, diese Schäden allein mit eigenen Mitteln 
zu beheben, und es sollen daher wie bei ähnlichen 
Katastrophen in früheren Jahren rückzahlbare Bei­
hilfen seitens des Landes gewährt werden. Die 
Rückzahlungsfristen der Beihilfen sollen mit höch­
stens 5 J ahren festgesetzt werden. Die Beihilfen 
sollen nach einem Freijahr mit 1% zu verzinsen 
sein. 

Die Gesamthöhe der zu gewährenden Beihil­
fen wird vorerst mit 2'5 Millionen Schilling be­
grenzt. Jedoch können bis zum Höchstbetrag von 
1"5 Millionen Schilling die rückzahlbaren Beihilfen 
in nichtrückzahlbare Beihilfen umgewandelt wer­
den, sofern bei Überprüfung jedes einzelnen Fal­
les eine Existenzgefährdung und Bedürftigkeit der 
Empfänger angenommen werden muß. Der Betrag 
von 1 Million Schilling ist von den Empfängern ab 
1. September 1961 im Laufe von höchstens 5 J ahren 
zurückzuzahlen und mit 1% zu verzinsen. 

Zu diesem Zweck sind im Unterabschnitt 737 die 
Posten 701 und 851 durch die überplanmäßige Aus­
gabe von 2'5 Millionen Schilling zu verstärken. 

Der Wort laut des Antrages liegt den Mitgliedern 
des Hohen Hauses vor. Der Finanzausschuß hat sich 
in der letzten Sitzung mit dieser Vorlage beschäf­
tigt. Ich bi t te namens des Ausschusses das Hohe 
Haus um die Annahme dieser Vorlage. 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung 
vor. Wir schreiten zur Abstimmung. Ich ersuche die 
Abgeordneten, die dem Antrag zustimmen, eine 
Hand zu erheben. (Geschieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

13. Mündlicher Bericht des Landes-Kulturausschus-
ses über die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 101, 
Gesetz, mit dem die Steiermärkische Landarbeits­
ordnung neuerlich abgeändert wird (Steiermärki­

sche Landarbeitsordnungs-Novelle 1960). 

Berichterstatter ist Abg. K r e m p l . Ich erteile 
ihm das Wort . 

Berichterstatter Abg. Krempl: Hoher Landtag! Die 
Vorlage befaßt sich mit dem Gesetz über die Land­
arbeitsordnung, die neuerlich abgeändert werden 
soll. Die Abänderung besagt, daß die Abfertigung 
auch dann gebührt, wenn der Dienstnehmer infolge 
Erreichens der für die Altersrente nach dem All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetz erforderlichen 
Altersgrenze das Dienstverhältnis löst. Namens des 
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Landes-Kulturausschusses, der sich mit der Vorlage 
befaßt hat, stelle ich den Antrag, der Hohe Landtag 
möge diese Abänderung beschließen. 

Abg. Gottfried Brandl: Hoher Landtag! Dienst­
nehmer, welche ununterbrochen durch eine be­
stimmte Zeitdauer bei ein und demselben Dienst­
geber oder in demselben Betrieb in Verwendung 
stehen, haben Anspruch auf Abfertigung, wenn der 
Dienstgeber kündigt, wenn der Dienstnehmer un­
verschuldet entlassen wird oder vorzeitig austritt. 
Nicht vorgesehen ist eine solche Abfertigung für 
den Fall, daß der Dienstnehmer bei Erreichung des 
Rentenalters selbst kündigt. Das Allgemeine So­
zialversicherungsgesetz ver langt in seinem § 253, 
daß Rentenwerber bei Erreichung des Rentenalters 
im Zeitpunkt der Rentenantragstellung sich in 
keiner versicherungspflichtigen Beschäftigung be­
finden dürfen. Der Rentenwerber muß das Dienst­
verhältnis selbst kündigen, wodurch der Anspruch 
auf eine Abfertigung in vielen Fällen verloren 
geht. Die Vorlage soll nun eine Beseitigung dieser 
Härte bringen. Es handelt sich hier um eine alte 
Forderung der Arbeitnehmerschaft. Es berührt mich 
merkwürdig, daß mein Namensvetter Hans Brandl 
bei Verhandlungen des Kapitels 7 die Vorlage als 
nicht besonders bedeutungsvoll bezeichnet hat. Es 
ist richtig, daß die Betriebe der Bundesforste eine 
Abfertigung zahlen. Aber es gibt viele andere Ar­
beitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft, denen 
dieses Gesetz zugute kommt. 

Ich darf in diesem Zusammenhang erwähnen, daß 
die Landarbeiterkammer die Behandlung des § 30 
als vordringlich angesehen hat. Dieser Antrag wurde 
nicht von der Sozialistischen Fraktion, sondern von 
der ÖVP-Fraktion gestellt. Man sieht aus diesem 
Beispiel klar und deutlich, daß die Behandlung 
arbeits- und sozialrechtlicher Fragen durch die ÖVP 
auf der sozialistischen Seite, die das Arbeits- und 
Sozialrecht gepachtet zu haben scheint, nicht e rns t ' 
genommen wird (Gegenrufe bei SPÖ), sondern daß 
die ÖVP es ist, die diese Belange ehrlich und auf­
richtig vertritt . 

Präsident: Eine weitere Wortmeldung liegt nicht 
vor. Ich erteile dem Berichterstatter das Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. KrempJ: Ich stelle namens 
des Kulturausschusses den Antrag, der Hohe Land­
tag möge das Gesetz, mit dem die Steiermärkische 
Landarbeitsordnung neuerdings abgeändert wird, 
beschließen. 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung 
vor. Wir schreiten zur Abstimmung. Ich ersuche die 
Abgeordneten, die dem Antrag des Herrn Berichter­
statters zustimmen, die Hand zu erheben. (Ge­
schieht.) 

Der Antrag ist angenommen. 

Damit haben wir die heutige Tagesordnung er­
ledigt. 

Bevor ich die Sitzung schließe, danke ich dem 
Herrn Landesfinanzreferenten Landesrat Dr. Schach-
ner-Blazizek und den Beamten des Finanzreferates 
für die gewissenhafte Erstellung des Landesvoran­
schlages. 

Ich danke aber auch allen Regierungsmitgliedern 
und den Mitgliedern des Hohen Hauses für das 
große Interesse, mit dem die Debatte zum Voran­
schlag für das Jahr 1961 abgeführt wurde. Wir kön­
nen mit Befriedigung feststellen, daß der Steiermär­
kische Landtag damit rechtzeitig eine seiner wich­
tigsten Aufgaben erledigt hat. (Allgemeiner Bei­
fall.) Ganz besonders liegt mir daran, unseren Ste­
nographen zu danken, die durch drei lange Tage 
unermüdlich ihrer anstrengenden Arbeit nachgekom­
men sind. (Allgemein anhaltender Beifall.) 

In Kürze feiern wir Weihnachten. Ich erlaube mir 
daher, den Mitgliedern der Landesregierung und des 
Hohen Hauses sowie allen unseren Mitarbeitern 
und namens des Landtages der ganzen Bevölkerung 
unseres Landes ein fröhliches Weihnachtsfest und 
ein glückliches Neues Jahr zu wünschen. (Hände­
klatschen und Bravorufe.) 

Die nächste Landtagssitzung wird auf schrift­
lichem Wege einberufen werden. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17. Dezember 1960, 18.45 Uhr.) 

Steierm. Landesdruckerei, Graz. —459-61 
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